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Die GEW-Aktions- und Protest-
konferenz vom 21. November 2016 
fordert nach wie vor die Eins-zu-
Eins-Übertragung des Tarifergeb-
nisses für die Jahre 2015 und 2016 
auf die hessischen Beamtinnen und 
Beamten. 

Alle anderen Bundesländer ha-
ben dieses Tarifergebnis im Grund-
satz für ihre Beamtinnen und Be-
amten übernommen. 

Wir fordern die Landesregie-
rung daher nachdrücklich auf, die 
Besoldung der Beamtinnen und Be-
amten im gleichen Verhältnis zu 
erhöhen wie die Einkommen der 
Tarifbeschäftigten und die Pfl icht-
stunden um mindestens eine Stunde
zu senken. Die dafür erforderlichen 
Mehrkosten liegen weit unter der 
Hälfte der aktuellen Mehreinnahmen
des Landes. 

Die Landesregierung kann nicht
einerseits Steuermehreinnahmen im 
Jahr 2016 bejubeln und anderer-
seits die Beamtinnen und Beamten 
mit der „Schuldenbremsen“-Rheto-
rik ständig benachteiligen. Das ist 
unglaubwürdig, unverantwortlich 
und nicht mehr nachzuvollziehen. 

Wenn die hessischen Steuermehr-
einnahmen in Höhe von 1,1 Milli-
arden gegenüber der Haushaltspla-
nung laut Finanzminister Schäfer 
weitgehend auf Erbschaftssteuer-
einnahmen zurückzuführen sind, 
stellt die Aktions- und Protestver-
sammlung der GEW Hessen dazu 
fest: Die jetzt deutlich gewordene 
Höhe der vererbten Vermögen in 
Hessen weist darauf hin, dass eine 
langfristige Erhöhung der Einnah-
meseite des Staatshaushaltes durch 
Landessteuern wie die Erbschafts-
steuer und die Vermögenssteuer 
dringend geboten ist. 

Wir kritisieren deshalb die Zu-
stimmung der schwarz-grünen Lan-
desregierung zu einer Erbschafts-
steuer, mit der Firmenerben weitge-
hend verschont werden, und fordern 
die Wiedererhebung der Vermö-
genssteuer. Darüber hinaus ist eine
deutlich sozialere Steuergesetzge-
bung dringend erforderlich. 

Wir erleben täglich, dass es immer 
größere Probleme gibt, ausgebildete 
Lehrkräfte – besonders für Grund- 
und Förderschulen sowie Berufs-
bildende Schulen – zu fi nden. Ur-

sächlich verantwortlich hierfür ist 
zum einen die hohe Arbeitsdichte 
in Hessen, zum anderen haben die 
hessischen Beamtinnen und Beam-
ten mit 42 Stunden die bundesweit 
längste Wochenarbeitszeit. 

Die Bezahlung im Öffentlichen 
Dienst vor allem der Länder hinkt 
schon seit längerem der allgemeinen 
Einkommensentwicklung hinterher 
und die Arbeitsbedingungen werden 
immer schlechter. Der hohe Teilzeit-
anteil und die vielen Überlastungs-
anzeigen aus den Schulen sprechen 
hier eine deutliche Sprache. 

Dem enorm gestiegenen Arbeits-
aufwand und den Arbeitsbelastun-
gen in allen Bildungseinrichtungen 
muss unverzüglich durch eine Ver-
ringerung der Arbeitszeit und ent-
sprechende zusätzliche Einstellun-
gen Rechnung getragen werden. 

Besoldung und Arbeitszeit sind
in den umliegenden Bundesländern
in der Regel deutlich besser. So schafft
die Landesregierung einen Fachkräf-
temangel in Hessen, dessen Konse-
quenzen die Kolleginnen und Kol-
legen und letztlich die Schülerinnen 
und Schüler zu (er)tragen haben.
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In diesem Jahr hat der Nikolaus 
dem Kultusminister anstelle der Ru-
te den Protest der hessischen Leh-
rerinnen und Lehrer überbracht.

Mehrere tausend Anträge auf 
angemessene Bezahlung haben die-
se in den letzten Wochen auf den 
Postweg gebracht, um der Landes-
regierung ihren persönlichen Un-
mut über die andauernde Benach-
teiligung ihres Berufes in das Sün-
denregister zu schreiben.

„Deshalb nehmen wir den heu-
tigen Nikolaustag zum Anlass, 
um in der Öffentlichkeit noch ein-
mal auf die seit Jahren erfolgende 
schrittweise Abwertung des Be-
rufs der Lehrerinnen und Lehrer 
aufmerksam zu machen“, erklär-
te die GEW Landesvorsitzende 
Birgit Koch heute in Wiesbaden.

Nach einer Nullrunde im letz-
ten Jahr wurden die Beamtinnen 
und Beamten in diesem Jahr mit 
einer Gehaltserhöhung in Höhe 
von lediglich einem Prozent abge-
speist – und das bei gleichzeitigen 
Steuermehreinnahmen des Landes 
Hessen von 1.1 Milliarden Euro. 

Geschenke für den Kultus- 
minister zum 6.12.2016
Nikolaus überbringt gut gefüllte Protestsäcke

Auf die im Tarifvertrag für den 
öffentlichen Dienst schon im Jahr 
2009 vereinbarte Arbeitszeitverkür-
zung um zwei Stunden warten sie 
bisher ebenfalls vergeblich.

Stattdessen wachsen aber die Be-
lastungen und Anforderungen an die 
Tätigkeit der Lehrkräfte mit schöner
Regelmäßigkeit.

Sinnvolle und wichtige pädago-
gische Aufgaben wie zum Beispiel die 
Ausweitung der Schule in den Nach-
mittag, die Förderung von Kindern 
und Jugendlichen ohne Deutschkennt-
nisse, Inklusion in den Regelklassen 
und vielfältige neue Anforderungen 
an den Unterricht  müssen dringend  
durch weitere zusätzliche personelle 
Ressourcen und bessere Arbeitsbe-
dingungen abgesichert werden.

„Wir werden deshalb auch im 
nächsten Jahr CDU und GRÜNE nicht 
aus ihrer Verantwortung für die hessi-
sche Bildungspolitik und die Arbeits-
bedingungen der Beschäftigten entlas-
sen. Wir kommen wieder!“, so Birgit
Koch abschließend.
Presseerklärung der GEW Hessen 

vom 6. Dezember 2016

Wir haben da noch eine Rechnung offen,
Herr Bouffi er, Herr Beuth, Herr Al-Wazir !

Seit 1. März 2015 enthalten Sie uns schon eine Anpassung unserer Gehälter an das Gehaltsniveau in 
Deutschland vor.
Sie kommen sich wahrscheinlich einzigartig vor, weil sie damit unter allen 16 Bundesländern hervor-
stechen. Und einzigartig sind Sie allerdings.
Kein anderes Bundesland springt so mit seinen beamteten Lehrkräften um wie Sie und weigert sich, die 
Tarifverträge im Öffentlichen Dienst auch auf ihre Beamtinnen und Beamten zu übertragen.

Das, was Sie uns seit März 2015 vorenthalten, beläuft sich zum Jahresende 2016 auf 2.500 Euro
und bis zum April 2017 auf rund 3.000 Euro.

Den Grundschullehrkräften, die für A-13 kämpfen, enthalten Sie bis zum April 2017 2.600 Euro vor.

Und auch bei der Arbeitszeit der Beamten sind Sie einzigartig. Hessen ist inzwischen das einzige Bundesland mit
einer 42-Stunden-Woche.

Vor sechs Jahren wurde den Angestellten im öffentlichen Dienst Hessens die 40-Std.-Woche zugestan-
den, einigen sogar die 38,5 Std-Woche, den Lehrkräften außer der Einführung eines „Lebensarbeitszeit-
kontos“ nichts! 

Dafür jede Menge Mehrarbeit in den Schulen – die Überlastungsanzeigen lassen grüßen.

Wir vergessen nicht!
Ihre vereinigte Lehrerschaft

Resolution der Aktions- und Protestversammlung der GEW Hessen

Geld ist genug da: Die Übertragung des 
Tarifergebnisses muss endlich erfolgen!

GEW sagt dem hessischen Innenminister Beuth die Meinung anlässlich der 
Auftaktverhandlungen zum Tarifvertrag-Hessen im Januar 2015 in Wiesbaden.

Kolleginnen und Kollegen der Ernst-Reuter-Schule II mit dem Forderungstransparent der
GEW zur Tarifauseinandersetzung. Das Transparent, das damals über dem Eingang ge-
spannt wurde, haben wir durch das neue ersetzt. Die Aktion von 2015 soll in den nächs-
ten Wochen wiederholt werden. Transparente können bei der GEW angefordert werden.
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Hintergrund

Gewerkschaftliche Forderungen mehr als berechtigt!

■ BAUHAUPTGEWERBE West und Ost (0,67 Mio. AN): 5,9 % Abschluss: + 2,4 %  
 2016, + 2,2 % 2017 (West, Laufzeit 22 Monate)

■ CHEMISCHE INDUSTRIE (0,55 Mio. AN): 5,0 % Abschluss: + 3,0 %, 13 Monate
 später: + 2,3 % 

■ METALL- und ELEKTRO (3,5 Mio. AN): 5,0 % Abschluss: 2,8 % ab 1.7.2016, 
 2,0 % ab 1.4.2017 

■ ÖFFENTLICHER DIENST Bund u. Gemeinden (2,0 Mio. AN): 6,0 % Abschluss:  
 2,4 % am 1.3.2016, 2,35 % ab 1.2.2017 (Laufzeit 24 Monate); sowie EGO
 mit Kürzung bei der JSZ 

Startschuss
17. November 2016
Am Donnerstag, den 17. November 2016 
fand in den Räumen der GEW-Geschäftsstelle 
Bleichstraße eine Informationsveranstaltung 
statt, die eine Menge Angestellte (Lehrkräf-
te, Sozialpädagogen sowie eine Reihe sozi-
alpädagogische Fachkräfte) gerne nutzten, 
um sich vom hessischen GEW-Tarifexper-
ten (Referent für Tarif, Besoldung und Be-
amtenrecht) über die bevorstehenden Tarif-
verhandlungen Anfang 2017 zu informieren.

Eine Power-Point-Präsentation mach-
te deutlich, wie die Situation der Angestell-
ten in Hessen derzeit ist, welche Abschlüsse 
andere Branchen dieses Jahr erreicht haben 
und welche immensen Steuereinnahmen Hes-
sen dieses Jahr hatte. Somit konnte man sich 
ein gutes Bild machen, wie die Forderungen 
für die Angestellten des Landes Hessen bei 
der Tarif- und Besoldungsrunde 2017 aus-
sehen könnten. 

Kollege Rüdiger Bröhling konnte nach 
der anschließenden Diskussion ein gut ge-
schnürtes Paket an realen Forderungen mit 
in die erste Tarifkommission, die am 6. De-
zember 2016 in Wiesbaden stattfand, mit-
nehmen. Es beinhaltet natürlich die „alten“ 
Forderungen nach unbefristeten Verträgen 
und einem deutlich höheren Tarifl ohn, so-
wie einige neue Elemente.

Heide Krodel

Anschluss halten!
Die Tarifrunde 2017 für die Beschäftigten 
der Bundesländer wirft ihre Schatten vor-
aus. Sie wird in Hessen und im Bereich der 
Tarifgemeinschaft deutscher Länder (TdL), 
der alle Bundesländer außer Hessen angehö-
ren, in den ersten Wochen nach den Weih-
nachtsferien über die Bühne gehen. 

Die 15 Bundesländer, die der TdL ange-
hören, verhandeln mit den Gewerkschaften 
über den Tarifvertrag der Länder (TV-L). 
Hessens Innenminister Peter Beuth (CDU) ist 
der Verhandlungspartner der Gewerkschaf-
ten über den Tarifvertrag Hessen (TV-H). 

Mitte November hatte die bundeswei-
te Tarifkommission der GEW die Mitglie-
derdiskussion zu den tarifl ichen Forderun-
gen eröffnet. Mitte Dezember werden GEW 
und ver.di über das beschließen, was man 
der Arbeitgeberseite als Forderungskatalog 
präsentieren wird.

Welche Themen für die hessischen Beschäf-
tigten wichtig sind, darüber entscheiden die 
landesweiten Tarifkommissionen der Gewerk-
schaften des öffentlichen Dienstes. 

In Hessen werden wir sehr genau be-
trachten, was sich in den anderen Bundes-
ländern tut, denn in allen wichtigen Punkten, 
vor allem bei der Einkommensentwicklung, 
ist schon aus strategischen Gründen ein in-
haltlicher Gleichklang beim Verhandlungs-
auftakt mit Innenminister Beuth geboten. In 
der Vergangenheit konnten wir verhindern, 
dass sich TV-L und TV-H auseinander ent-
wickeln. Und daran soll sich auch künftig 
tunlichst wenig ändern, zumal wir an unse-
rer Forderung nach einer Rückkehr Hessens 
in die TdL festhalten.

Rückstand wettmachen 
Hauptthema der Ländertarifrunde ist die Ein-
kommensentwicklung, also die Frage, um wie-
viel Prozentpunkte die Entgelte steigen wer-
den. Orientierung geben hier vor allem die 
Tabellen, die für die Kommunalbeschäftigten 
gelten. Die kommunalen Verdienste wachsen 
zum 1. 2. 2017 nochmals um 2,35 Prozent. 
Insgesamt beträgt dann die Tabellenentgelt-
lücke zwischen Ländern (TV-L und TV-H) 
und Kommunen etwa 3,8 Prozentpunkte. In 
den Bundesländern muss also ein spürbarer 
Rückstand wettgemacht werden. Aber auch 
in anderen Teilen der Wirtschaft konnten in 
diesem Jahr bereits merkliche Realeinkom-
menszuwächse tarifvertraglich durchgesetzt 
werden. In einem der größten Bereiche, dem 
Metall- und Elektrosektor mit 3,5 Millionen 
Beschäftigten, einigten sich die Tarifvertrags-
parteien auf einen Zuwachs von insgesamt 
4,8 Prozent für 2016 und 2017. 

Es kommt in der Tarifrunde 2017 also 
darauf an, dass die Länderbeschäftigten 
bei der Gehaltsentwicklung nicht an 
Boden verlieren.

 Die Arbeitgeberseite dürfte in der Tarifaus-
einandersetzung insbesondere auf die rela-
tiv niedrige Infl ationsrate und refl exhaft auf 
die Begriffe Haushaltskonsolidierung und 
Schuldenbremse verweisen. Die statistisch 
zurzeit geringen Preissteigerungen können 
für uns allerdings kein Maßstab sein, denn 
bei Gehaltsrunden geht es auch immer dar-
um, vom aufgrund von Produktivitätsfort-
schritten wachsenden Volkseinkommen ei-
nen angemessenen Anteil zu erhalten. Und 
darum, Realeinkommensverluste aus der 
Vergangenheit zu kompensieren. 

Günstige Haushaltslage 
Die Haushaltssituation der Länder ist zu-
dem als überwiegend günstig zu bewerten. 
Schauen wir uns zum Beispiel Hessen an. 
Laut dem im September vorgelegten Finanz-
plan für die Jahre 2016 bis 2020 erhöhen sich 
die hessischen Steuereinnahmen nach Abzug 
des Länderfi nanzausgleiches um 6,8 Prozent 
im Jahr 2017 und um weitere 4,6 Prozent 
im Jahr 2018. Das sind allein im Jahr 2017 
1,25 Milliarden Euro mehr! 

Zum Vergleich: Die Nullrunde bei den 
Beamtinnen und Beamten und die diesjährige 
1-Prozent-Deckelung bezifferte der hessische 
Finanzminister mit einer materiellen Wir-
kung von 240 Millionen Euro im Jahr 2017. 
Auch bei einer Kennziffer, die von der hessi-
schen Landesregierung gern gegen die Am-
bitionen der Gewerkschaften ins Feld ge-
führt wurde, hat sich Bemerkenswertes getan, 
nämlich bei der so genannten „Personalaus-
gabenquote“, also bei dem Anteil der Per-
sonalausgaben an den gesamten Ausgaben. 
Die fällt von etwa 40 Prozent in den Jahren 
2014/2015 auf 36,8 Prozent im Jahr 2017 
(Plansoll). In diesem gewaltigen Schritt bil-
det sich deutlich die schwarz-grüne Besol-
dungspolitik ab, aber auch wachsende sons-
tige Ausgaben spielen eine Rolle. 

Ein Wort zur „Schuldenbreme“ 
Noch ein Wort zur so genannten Schulden-
bremse, die als Argument gegen gewerk-
schaftliche Positionen immer wieder her-
halten muss, die aber zunehmend ausge-
dient haben dürfte. Denn der Abbaupfad 
bei der Nettokreditaufnahme, auf den sich 

die schwarz-grüne Finanzpolitik verstän-
digt hat, ist nach den eigenen Angaben des 
Finanzministeriums deutlich restriktiver, als 
es aufgrund der Gesetzeslage eigentlich sein 
müsste. 2017 liegt diese vom Finanzminis-
terium als „Sicherheitsabstand“ bezeichnete 
Differenz bei 240 Millionen Euro, 2018 bei 
360 Millionen. Auch hier ist also Luft nach 
oben für deutliche Tarif- und Besoldungsstei-
gerungen. Unabhängig davon ist das Land 
Hessen nach wie vor aufgefordert, Beiträge 
zu einer deutlichen und notwendigen Ver-
besserung der Einnahmeseite bei den Län-
dern zu leisten. 

Befristungsproblematik
In der Regel geht es in den Tarifverhandlun-
gen nicht nur um die Entgeltentwicklung. In 
Hessen werden die Gewerkschaften voraus-
sichtlich erneut die Befristungsproblematik 
im öffentlichen Dienst auf die Agenda set-
zen. Die Regelung, die wir in der letzten Ta-
rifrunde 2015 für den hessischen Schulbe-
reich erzielen konnten, kann nur als ein erster 
Schritt bewertet werden. Aber „immerhin“, 
denn 2015 wollten sich weder die Arbeitge-
ber in der TdL noch in den Kommunen auf 
irgendeine Regelung gegen die ausufernde 
Befristungspraxis einlassen. 

1,1 Milliarden mehr in 
Hessens Kassen
Am 15.11. konnte Finanzminister Tho-
mas Schäfer eine frohe Botschaft verkün-
den: Hessen kann 2016 voraussichtlich 
1,1 Miliarden Euro mehr Steuern ein-
nehmen als geplant. Das erbrachte die 
Regionalisierung der bundesweiten No-
vember-Steuerschätzung. Die Steuerein-
nahmen steigen demnach 2016 um 9,4 % 
gegenüber dem Vorjahr. Zum Vergleich: 
Die für 2016 geplante Nettokreditauf-
nahme, die erst 2020 laut Verfassung auf 
Null abgesenkt werden muss, beträgt 638 
Millionen Euro. Eine Erhöhung der Ent-
gelte um 3 Prozent würde einschließlich 
der Beamtinnen und Beamten und der 
Versorgungsbezüge rund 255 Millionen 
Euro pro Jahr kosten. Die Tarifrunde 
ist dadurch noch lang nicht gewonnen, 
aber das „Leere-Kassen-Argument“ zieht 
nicht mehr. Der DGB Hessen-Thüringen 
forderte deshalb auch rückwirkend eine 
„Eins-zu-Eins-Übertragung des Tarifer-
gebnisses auf die Beamten.“

Arbeitszeit Beamte und Beamtinnen Hessen:
■ Tarifl iche Arbeitszeit (seit 1.1.2010): 40 Stunden

■ aktuell
 Bis 50-Jährige: 42 Stunden (Einzahlung der 42. Stunde auf LAZ)

  50 – 60-Jährige: 41 Stunden

 Über 60-Jährige: 40 Stunden

■ Entwurf hessische Arbeitszeitverordnung (Nov. 2016) ab 1. 8. 2017

 Bis 60-Jährige: 41 Stunden

 Über 60 -Jährige: 40 Stunden

Steuereinnahmen Hessen:
(2013 ff., nach Abzug des Länderfi nanzausgleichs)

   2013 Ist 16.222,9  

   2014 Ist 16.789,5 3,5% 

   2015 vorläufi ges Ist 17.768,0 5,8% 

   2016 Finanzplan 18.332,4 3,2% 

   2017 Plan Haushaltsentwurf 19.582,0 6,8% 

   2016 November-Steuerschätzung 19.419,4,4 9,4%

   Jahr  Mio. Euro                    Zuwachs in Prozent
                                         gegenüber Vorjahr

Die Tarifauseinandersetzungen zum TV-Hessen 2017
werden vorbereitet

Weiter Nachholbedarf für den Öffentlichen Dienst:

Tarifentwicklung 2000 – 2015  (2000 = 100)
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Seit den Wahlerfolgen rechtspopulisti-
scher Parteien in Europa und ihres deut-
schen Ablegers AfD wird ständig über 
die von diesen Kräften ausgehende Ge-
fährdung der Demokratie gesprochen, 
mittlerweile oft mit einer resignativen 
Note, als ob die drohende Faschisierung
von Politik und Gesellschaft durch die-
se Kräfte nicht mehr abzuwenden wäre. 
Dabei kann man sich des Eindrucks nicht 
erwehren, dass die permanenten Zwei-
fel, ob die Demokratie „westlichen Typs“ 
nicht an ihr Ende gekommen sei, für 
manche der hochseriös tuenden Zweifl er
ein willkommenes Ablenkungsmanöver
von den weiter bestehenden groben Män-
geln im demokratischen „Alltagsgeschäft“
sind.

Mit dem Slogan „Mehr Demokratie 
wagen“ war die SPD unter Willy Brandt 
seinerzeit in den Wahlkampf gezogen und 
heraus kam nach kurzer Zeit an der Re-
gierung der Radikalenerlass, der zu einer 
Flut von Berufsverboten im öffentlichen 
Dienst führte. Kein Zweifel: Der Radika-
lenerlass, der sich als Schutz der Demo-
kratie ausgab, war im Gegenteil ein bei-
nahe tödliches Gift für sie, weil er an die 
Tradition deutschen Untertanengeistes 
anknüpfte, wie er schon im neunzehnten 
Jahrhundert durch „Demagogenverfol-
gung“ im Zuge der Karlsbader Beschlüs-
se 1819, die Ermordung und Verfolgung 
von Demokraten in den dreißiger Jahren 
und nach der Revolution von 1848 so-
wie Bismarcks Sozialistengesetz eine oft 
blutige Spur düsteren Ungeistes durch die 
deutsche Geschichte zog, um dann sei-
nen Gipfel im von rechts betriebenen Un-
tergang der Weimarer Republik und der 
beispiellosen Tyrannei des NS-Regimes 
zu fi nden. Es ist dieser fortgesetzte, gera-
de eben nicht neu aufgekommene antide-
mokratische Ungeist von Herrschenden 
im Lande, der dem Ende des Radikalen-
erlasses zum Trotz die Tochter des Antifa-
schisten Peter Gingold jetzt dazu zwingt, 
die Gerichte anzurufen, um endlich der 
rechtswidrigen Bespitzelung durch den 
Verfassungsschutz, die ihr jahrzehntelang 
widerfuhr, wenigstens nach Erreichen des 
Ruhestandsalters ein Ende zu setzen und 
die dazu angelegten Datensammlungen 
der staatlichen Nachsteller der einzig pas-
senden Verwendung zuzuführen, die ih-
nen gebührt, nämlich den Aktenshredder 
zu füttern. Silvia Gingold hat sich von 
der erlebten Verfolgung, dem letztlich ge-
richtlich kassierten Berufsverbot und an-
deren Schikanen nicht davon abhalten 
lassen, kämpferisch für ihre Meinung ein-
zutreten, aber wie viele Kolleginnen und 
Kollegen schreckt die staatliche Drohku-
lisse vom notwendigen Einsatz für ihre
legitimen Interessen ab und setzt sie unter 
Druck, sich still und willig in angreifba-
re Zwänge zu fügen, wo widersetzliches 
Handeln und kritisches Auftreten gebo-
ten wären!

Im hessischen Landtag wird derweil 
eine gesetzliche Neuregelung des staatli-
chen Umgangs mit psychisch Erkrankten 
verhandelt. Das ist grundsätzlich zu be-
grüßen, da so endlich der Skandal ange-
gangen wird, dass immer noch das „Ge-
setz über die Entziehung der Freiheit 
geisteskranker, geistesschwacher, rausch-
gift- oder alkoholsüchtiger Personen“ 
von 1952 gilt, das seinen aus der damals
gerade erst beendeten Vergangenheit über-
dauernden Ungeist schon im Titel trägt. 
„Die Würde des Menschen ist unantast-
bar“, bestimmt das GG in Art. 1 und in 
der immer noch geltenden Rechtsmei-
nung des BVG hat sich dieser Satz in der 
Praxis der staatlichen Exekutive dahinge-
hend auszuformen, dass Menschen nicht 
zu bloßen Objekten staatlichen Handelns
werden dürfen. Das gilt in besonderem 
Maße für Menschen mit psychischen Pro-
blemen, führen diese doch häufi g zu Ein-
schränkungen der Fähigkeiten Betroffener, 
als Subjekte ihre eigenen Angelegenhei-
ten zu regeln und ihre Interessen wahr-

zunehmen. Weil sich also bei diesem Pro-
blemfeld ein besonders sensibles Thema
praktizierter Demokratie auftut, ist von 
den regierenden Parteien auch mit Nach-
druck zu verlangen, den Betroffenen und 
ihren Verbänden genau zuzuhören, wenn 
sie Nachbesserungen des Gesetzes for-
dern. Zu denken ist hier vor allem an den 
Landesverband der Psychiatrie-Erfahre-
nen, der in seiner öffentlichen Stellung-
nahme darauf hinweist, welche gravieren-
den Mängel der bisherige Entwurf noch 
enthält und von einer dauerhaften Verlet-
zung des Artikels 1 ausgeht. Der Verband 
beklagt die bisherige Praxis der Nachsor-
ge als „überfürsorglich“ und „entmündi-
gend“, weil das Gewicht der Fachlichkeit 
der „Betreuung“ überbetont werde und 
die tatsächliche (Re)integration in das 
alltägliche Leben zu kurz komme. Den 
Gesetzentwurf greift er grundsätzlich an 
und erklärt: „Neuerungen als Folge der 
UN-Konvention sind für die organisier-
ten Psychiatrie-Erfahrenen im Hessischen 
PsychKG nicht erkennbar. Das Gesetz 
schreibt bestehende Mißstände fest und 
legitimiert sie nachträglich.“ Der Psy-
chiatrie wirft er „menschenverachtende 
Grenzüberschreitungen“ als Normalzu-
stand vor und verlangt daher massiv aus-
geweitete Dokumentationsverpfl ichtun-
gen im Fall von Zwangsmaßnahmen mit 
Gewaltanwendung gegen psychisch Er-
krankte. Generell habe zu gelten: Dees-
kalationsmaßnahmen vor Gewaltanwen-
dung, Fixierung und Zwangsbehandlung 
müssen per Video dokumentiert werden.
Überhaupt sei die mangelnde Transpa-
renz von Vorgängen in der Psychiatrie
ein weiter bestehendes Problem, das 
durch den vorgelegten Gesetzentwurf 
nicht behoben, sondern doch nur wie-
der legitimiert werde. „In die Gestal-
tung der Behandlung in den geschlosse-
nen Einrichtungen hat außer uns weiter-
hin niemand Einblick, da über allem die 
ärztliche Schweigepfl icht liegt. Nach wie 
vor ist der Richter auf die Einschätzun-
gen des Klinikpersonals angewiesen“, 
schreibt der Verband und bezeichnet die 
immer noch nicht gegebene Dokumenta-
tion von Todesfällen im Zusammenhang 
mit psychiatrischer Behandlung zu Recht 
als einen Skandal. Sogar die im Grunde 
mit dem Entwurf zufriedene Landesärz-
tekammer wendet sich laut FR „gegen 
die Möglichkeit, Kinder und Jugendliche 
in »begründeten Einzelfällen« in der Er-
wachsenenpsychiatrie unterzubringen. 
Für die Behandlung von Kindern und Ju-
gendlichen müssten die Ärzte speziell 
qualifi ziert sein“, verlangt Vizepräsiden-
tin Monika Buchalik. „Eine solche Be-
handlung können Fachärzte für Psychia-
trie und Psychotherapie nicht leisten.“
Wesentlich kritischer dagegen die Psy-
chiatrie-Erfahrenen: Insgesamt stelle der 
Entwurf zu dem Gesetz zur Regelung des 
Rechts der Hilfen und Unterbringung 
bei psychischen Krankheiten (PsychKG) 
ein nach der UN-Behindertenrechtskon-
vention verbotenes Sondergesetz gegen 
Menschen mit Behinderungen dar. Mit 
Sondergesetzen hat dieses Land eine in 
der Tat unselige Erfahrung. Demokra-
tie muss daher auch und gerade heißen, 
Menschen in Bedrängnis und ihren Ver-
bänden möglichst große öffentliche Re-
sonanz zu verschaffen, um ein bequemes 
„Weiter so!“ unter pseudohumanem Ti-
tel wie im Falle des PsychKG zu verhin-
dern oder wenigstens doch wirkungsvoll 
anzuprangern. Demokratie in der tägli-
chen Auseinandersetzung um die Durch-
setzung legitimer Interessen wird daher 
auch 2017 in der beständigen Herausfor-
derung bestehen, aufzubegehren gegen 
Ungerechtigkeiten und stellt so gegen 
die Stimmen aller resignativen und zyni-
schen Zweifl er einen bis auf Weiteres
unabschließbaren alltäglichen Prozess 
dar. Die GEW tut gut daran, in diesem 
Prozess auch im neuen Jahr eine nicht 
zu überhörende Stimme abzugeben.

Log In

Wir lassen uns nicht abhängen und wer-
den uns auch weiter mit allen uns zur Ver-
fügung stehenden gewerkschaftspolitischen 
Mitteln gegen die von der schwarz-grünen 
Landesregierung betriebene systematische Ab-
wertung unserer Arbeit und unseres Berufs zur 
Wehr setzen. Dabei werden wir auch weiter 
eng mit den anderen DGB-Gewerkschaften 
des öffentlichen Dienstes zusammenarbeiten. 

In diesem Kontext dient die Antragstel-
lung auf „amtsangemessene Besoldung bzw. 
Altersversorgung“ nicht nur der Wahrung 
von individuellen Ansprüchen, sondern ist 
eine weitere gemeinsame politische Aktion, 
mit der wir unseren Protest gegen die Po-
litik der schwarz-grünen Landesregierung 
fortsetzen. 

Und auch im Jahr 2017 werden wir so 
lange keine Ruhe geben, bis diese Abwertungs-
politik beendet ist. Im Frühjahr 2017 fi nden 
erneut Tarifverhandlungen im Rahmen des 
Tarifvertrages Hessen (TV-H) statt. Die Ak-

tions- und Protestversammlung erwartet die 
vollständige Übertragung auch dieses Ver-
handlungsergebnisses. Wir fordern als ers-
ten Schritt einer deutlichen Arbeitszeitredu-
zierung die Übertragung der tarifl ichen Ar-
beitszeit auf die Beamtinnen und Beamten. 

Die Tarifbeschäftigten sind aufgefordert, sich 
an der Tarifrunde 2017 zum Tarifvertrag 
Hessen (TV-H) aktiv zu beteiligen. 

Die Beamtinnen und Beamten sind auf-
gefordert, in dieser Tarifrunde die Forde-
rungen und Aktionen der Tarifbeschäftigten 
engagiert zu unterstützen und die Übertra-
gung des Tarifergebnisses auf die Beamtin-
nen und Beamten schon in der Tarifrunde 
zu thematisieren. 

Wir fordern darüber hinaus die Rückkehr 
in die Tarifgemeinschaft der Länder (TdL). 

Die Isolation Hessens muss beendet wer-
den.

            Frankfurt, 21. November 2016  

Diskussionen gibt es innerhalb der Ge-
werkschaften auch über die Einfügung einer 
Stufe 6 für die Entgeltgruppen 9 bis 15 in 
der Tabelle, über Nachsteuerungen bei den 
Eingruppierungsregelungen und die stufen-
gleiche Höhergruppierung. 

Der Zeitplan steht 
Die Tarifkommissionen der GEW Hessen für 
die Verhandlungen mit dem Land Hessen, 
der TU Darmstadt und der Goethe-Univer-
sität treffen sich am Nikolaustag in Wiesba-
den, um über die Forderungen zu beraten. 
An diesem Tag sind auch Beamtinnen und 
Beamte aus den Personalräten dabei. Daher 
bietet sich die Möglichkeit, gemeinsam über 
Gehaltsforderungen zu debattieren und da-
rüber, wie Beamtinnen und Beamte die Kol-
leginnen und Kollegen in der Tarifausein-
andersetzung unterstützen können. Das gilt 
freilich auch umgekehrt: Denn die aktiven 
Beamtinnen und Beamten und die in Pension
sind seit der Tarif- und Besoldungsrunde 
2015 gezwungen, einen eigenen Kampf um 
die Übertragung der Tarifergebnisse aus den 
letzten Jahren zu führen. 

Der vorläufig letzte Verhandlungstermin 
mit der TdL ist für den 16. und 17. Februar 
2017 in Potsdam vorgesehen. Erfahrungsge-
mäß ist es nicht ausgeschlossen, dass es in 
den beiden Wochen davor zu Aktionen und 
Arbeitskampfmaßnahmen in den Bundeslän-
dern und auch in Hessen kommt. 

Unter dem Eindruck eines möglichen 
Verhandlungsergebnisses in der brandenbur-
gischen Hauptstadt streiten dann Gewerk-
schaften und Land Hessen am 2. und 3. März 
2017 in Dietzenbach bei Frankfurt über eine 
Einigung in der Tarifauseinandersetzung.

Die Eröffnung der hessischen Tarifrunde 
fi ndet rund fünf Wochen vorher statt, sie ist 
für den 27. Januar 2017 in Wiesbaden anbe-
raumt. Wie in den vergangenen Jahren sind 
auch die tarifrechtlich unabhängigen Univer-
sitäten Darmstadt und Frankfurt in die Tarif-
auseinandersetzung einbezogen.

Rüdiger Bröhling,
Referent der GEW Hessen für Tarif

und Besoldung, 12.12.2016 

Fortsetzung von S.1

Fortsetzung von S.2

Protest 2016 in Wiesbaden – Nicht nur Lehrkräfte sind vom Besoldungsdiktat betroffen!
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Grundschulen stärken: A13 für alle – endlich umsetzen!
Hessenweit das gleiche Bild: Grundschulen berichten davon, dass aus-
gebildete Lehrkräfte fehlen, die Ranglisten sind ausgeschöpft. Offene Stellen
können an Grund- und auch Förderschulen nicht besetzt werden, weil 
BewerberInnen fehlen. So auch in Frankfurt, wo zu Anfang des Schuljahrs 
viel über die problematische Situation berichtet wurde.

Kultusminister Lorz erklärte hingegen, dass im Schuljahr 2016/2017 in Hessen 
so viele Lehrerstellen zur Verfügung stünden wie noch nie zuvor. Doch wie 
kann das sein? Sind die Stellen nur virtuell vorhanden? Und wie sieht es aktuell 
an den Frankfurter Grundschulen aus? Um das zu erfahren, fragten wir an 
den Frankfurter Grundschulen nach.

Die Antworten, die wir aus vielen 
verschiedenen Grundschulen erhiel-
ten, zeigen ein erschreckendes Bild: 
An fast allen Schulen sind Stunden 
offen, das heißt es konnten nicht 
ausreichend Personen eingestellt 
werden, um den vorhandenen Be-
darf zu decken. Und: An fast allen
Schulen werden Personen ohne 
Lehramt an Grundschulen beschäf-
tigt, da keine qualifi zierten Lehr-
kräfte gefunden werden konnten. 
Zum Teil sind dies Personen mit 
einem anderen Lehramt, viele aber 
auch ohne irgendeine pädagogische 
Qualifi kation.

Obwohl Klassen über dem 
Klassenteiler liegen, können diese 
nicht geteilt werden. Viele Lehr-
kräfte müssen zwei Klassenführun-
gen übernehmen. Was früher eine 
Ausnahme war, wird somit immer 
mehr zur Regel. Auch fällt der Un-
terricht in bestimmten Fächern aus: 
Aus Sport wird eine Bewegungs-
stunde (Spielen auf dem Hof), auch 
Musikunterricht entfällt oft und 
an manchen Schulen kann sogar 
nur noch der Grundunterricht ab-
gedeckt werden, d.h. alle indivi-
duellen Angebote, Arbeitsgemein-
schaften und auch die Deutschför-
derung fi nden nicht statt. Als große 
Belastung wird auch genannt, dass 
die ausgebildeten Grundschullehr-
kräfte auch den Unterricht für die 
nicht für diese Arbeit qualifi zierten 
Personen mit vor- und nachberei-
ten müssen. Dies alles zusätzlich.

An vielen Schulen kann immer 
noch nur mit provisorischen Stun-
denplänen gearbeitet werden, die 
sich immer wieder verändern und 
die bei einer Erkrankung von Lehr-
kräften in sich zusammenfallen und 
nicht mehr umsetzbar sind.  

Für die SchülerInnen bedeutet 
diese Situation nicht nur, dass sie 
in großen Gruppen lernen müssen, 
sondern sie müssen sich auch auf 
wechselnde Personen, die ihren Un-
terricht gestalten, einstellen. Ange-
bote der individuellen Förderung 
und Unterstützung einzelner Schü-
lerInnen können nicht mehr – wie 
vorgesehen – durchgeführt wer-
den, weil die Stunden dafür fehlen. 

Gerade die Prinzipien der per-
sonellen Kontinuität und persön-
lichen Beziehung im Rahmen des 
Unterrichts bei der Klassenlehrerin/ 
dem Klassenlehrer und der Förde-
rung und individuellen Differen-
zierung sind aber die Grundpfeiler 
der guten pädagogischen Arbeit an 
Grundschulen. Diese werden jetzt 
durch die Personalsituation gefähr-
det bzw. unmöglich gemacht.

Hinzu kommen weitere gro-
ße Schwierigkeiten bei der Umset-
zung der inklusiven Beschulung, da 
sich einerseits die beschriebenen Be-
dingungen auch hier negativ aus-
wirken, andererseits aber auch ein 
Mangel an Förderschullehrkräften 
besteht, sodass zusätzlich auch noch 
die sonderpädagogische Unterstüt-
zung fehlt.  

Viele Lehrkräfte geben ihr Bes-
tes, um die Situation zu bewältigen. 
Es wird allerdings berichtet, dass 
es aufgrund der Situation zuneh-
mend schwieriger ist, an Fortbil-
dungen teilzunehmen. Als große Be-
einträchtigung wird auch genannt, 
unter diesen Bedingungen den eige-
nen Ansprüchen an die pädagogi-

sche Arbeit immer weniger gerecht 
werden zu können. Auch entstehe 
durch die Umstände ein zunehmen-
der Druck, krank zur Arbeit zu er-
scheinen. Dabei sind gerade diese 
Arbeitsbedingungen im hohen Ma-
ße gesundheitsgefährdend! 

 
Wie hat sich die Situation in 
Hessen genau verändert?

Die Zahl von Schülerinnen und 
Schülern in den Klassen 1 bis 4 
ist im Schuljahr 2016/2017 von 
207 850 auf 210 700 gestiegen. 
Hinzu kommen noch die Schüle-
rinnen und Schüler, die im Moment 
noch in den Intensivklassen an den 
Grundschulen sind und zu Beginn 
des Schuljahres noch nicht in diese 
Zahl eingerechnet waren. Auch in 
Frankfurt sieht die Situation nicht 
anders aus: die Zahl der Schülerin-
nen und Schüler in den Klassen 1 bis 
4 hat sich um knapp 550 auf 23.619 
im aktuellen Schuljahr erhöht, die 
sich auf 1.092 Klassen verteilen.

Die Möglichkeiten der Einstel-
lung halten nicht mit dem Anstieg 
der Zahlen Schritt. Dies führt ins-

Wie sieht es mit zusätzlichen 
Stellen für die Inklusion an 
Grundschulen aus?

Kultusminister Lorz betont immer 
wieder die zunehmende Anzahl von 
Förderschullehrkräften im Bereich 
der Inklusiven Beschulung (IB). 
Im Schuljahr 2011/2012 standen 
1.526 Förderschullehrkraftstellen 
für die inklusive Beschulung von 
ca. 5.000 Schülerinnen und Schü-
lern in der Primar- und Sekundar-
stufe zur Verfügung, im Schuljahr 
2015/2016 für ca. 7.500 Schüle-
rinnen und Schüler 1.996 Förder-
schullehrkraftstellen. 

Der Zuwachs an Lehrkräften 
hat also mit der steigenden Zahl 
von Schülerinnen und Schülern in 
der Inklusiven Beschulung nicht 
mal in Ansätzen Schritt gehalten. 
Ganz zu schweigen davon, dass die 
ursprünglich in der Verordnung 
vorgesehene Stundenzahl von vier 
Stunden Förderung in Doppelbe-
setzung für jedes Kind in der In-
klusiven Beschulung nicht mal in 
Ansätzen erreicht worden ist. Die-
se vier Stunden waren schon bei 

ihrer Einführung weit entfernt von 
den schon erreichten Ressourcen-
standards des Gemeinsamen Un-
terrichts. Außerdem muss man hier 
auch berücksichtigen, dass in den 
Klassen 1 und 2 ein sonderpäda-
gogischer Förderbedarf im Bereich 
Lernen nicht mehr festgestellt wer-
den darf, weil den Schulen im Re-
gelfall untersagt wurde, für diese 
Gruppe Förderausschüsse einzu-
richten. Möglicherweise inklusiv 
zu beschulende Kinder aus dieser 
Gruppe tauchen deshalb in der Sta-
tistik erst gar nicht auf – sie kön-
nen lediglich durch „Vorbeugende 
Maßnahmen“ unterstützt werden.

Wieso fehlen Lehrkräfte? 
Aufgrund verschiedener Faktoren, 
wie beispielsweise im Durchschnitt 
größere Klassen, aber auch höhere 
Lebenshaltungskosten, ist es von 
je her schwierig, Lehrkräfte in Bal-

lungsräumen zu fi nden.  Allerdings 
ist das Problem des Lehrkräfteman-
gels mittlerweile in allen Regionen 
Hessens zu fi nden. 

BewerberInnen, die in Hessen 
zum Beispiel an Grundschulen ar-
beiten möchten, können sich auf die 
Rangliste setzen lassen und Einstel-
lungswünsche für bestimmte Schul-
ämter angeben. Für die Grundschu-
len im Rhein-Main-Gebiet sind die 
Einsatzwünsche sehr gering. Nur ca. 
10 % aller Bewerberinnen und Be-
werber können sich überhaupt vor-
stellen, an Schulen im Bereich der 
Staatlichen Schulämter Frankfurt, 
Main-Kinzig-Kreis und Offenbach 
zu arbeiten. Auch im Bereich des 
Staatlichen Schulamtes Groß-Ger-
au/Main-Taunus sieht es nicht viel 
besser aus. Obwohl diesen Bewer-
berInnen ein Einstellungsangebot 
auf unbefristete BeamtInnenstellen 
in einem dieser selbst gewünschten 
Schulämter gemacht wurde, hat ein 
Teil der Bewerberinnen und Bewer-
ber der Rangliste dieses Angebot 
dann aber abgelehnt. 

Die Ausbildungskapazitäten 
für das Lehramt an den Grund-

schulen sind in den letzten Jahren 
nicht nennenswert erweitert wor-
den. Das Lehramt an Grundschulen 
kann man in Hessen an drei Univer-
sitäten studieren (Kassel, Gießen, 
Frankfurt). Für Studienanfänge-
rInnen stehen hierfür jedes Jahr 
knapp 500 Studienplätze zur Ver-
fügung. Die Anzahl der BewerberIn-
nen übersteigt die Zahl der Studien-
plätze bei weitem, sodass es für alle
Lehramtsstudiengänge einen NC 
gibt. So standen im Wintersemester
2016/2017 allein an der Goethe-Uni-
versität Frankfurt ungefähr 2.025 
BewerberInnen nur 120 Studien-
plätze gegenüber. Der NC lag für 
die Vergabe der 80 % der Studien-
plätze nach Notendurchschnitt bei 
2,2. Um einen Studienplatz über 
die Anzahl an Wartesemestern zu 
bekommen, musste man 10 Halb-
jahre warten und noch einen NC 
von 3,3 erreichen. 

Nach Angaben des Statistischen 
Landesamtes legten in den letzten 
Jahren durchschnittlich ca. 400 Stu-
dierende das 1. Staatsexamen für 
das Lehramt an Grundschulen (L1) 
ab. Hinzu kommen jedes Jahr ca. 
80 Kollegen und Kolleginnen, die 
ein Ergänzungs- oder Erweiterungs-
studium abschlossen. Allen, die die-
ses wollten, wurde ein Referenda-
riatsplatz angeboten. 

Gleichzeitig stellen die hessi-
schen Nachbarbundesländer ver-
mehrt ein und viele Lehrkräfte 
entscheiden sich für ein Angebot 
außerhalb Hessens, da dort die Ar-
beitsbedingungen attraktiver sind. 
Bleibt es bei der Politik der konti-
nuierlichen Lohnsenkung, Arbeits-
zeiterhöhung und Missachtung der 
eigenen Beschäftigten in Hessen, 
wird sich daran auch nichts ändern. 

Resümierend bleibt festzuhal-
ten, dass schon in diesem Jahr nicht 
alle Stellen für BeamtInnen mit qua-
lifi zierten BewerberInnen besetzt 
werden konnten, von befristeten 
Stellen einmal ganz zu schweigen. 

Kultusminister Lorz wird nicht 
müde, zu betonen: „Schulen und El-

tern können sich aber sicher sein, 
dass wir den aktuell bestehenden 
Bedarf decken können und dabei 
auch keine qualitativen Abstriche 
machen: Auf unbefristete Stellen 
werden wir auch in Zukunft nur 
ausgebildete Lehrkräfte mit Zwei-
tem Staatsexamen einstellen“. Doch 
was heißt das konkret?

Schon jetzt ist absehbar, dass die 
im Schuljahr 2017/2018 benötigten 
Stellen nicht durch AbsolventInnen 
des Vorbereitungsdienstes in Hes-
sen besetzt werden können. In An-
betracht der Situation ist auch nicht 
zu erwarten, dass KollegInnen aus 
anderen Bundesländern den Weg in 
den hessischen Schuldienst in nen-
nenswertem Umfang fi nden werden.

Worum muss es jetzt gehen?
Alle Maßnahmen, die die Lern- und 
Arbeitsbedingungen an Grundschu-

Fortsetzung nächste Seite / unten

besondere in den Grundschulen zu 
größeren Klassen. Die durchschnittli-
che Klassengröße wächst daher hes-
senweit auf über 20 Schüler/innen, 
in Frankfurt auf durchschnittlich 
fast 22 Schülerinnen und Schüler. 
Insbesondere in größeren Städten 
und in bestimmten Stadtteilen liegt 
die durchschnittliche Klassengröße 
aber bei 25 und inzwischen teilwei-
se darüber. Darüber hinaus wurde 
zum Schuljahresbeginn 2015/2016 
durch die klassengrößenabhängige 
Kürzung der Förderstunden hessen-
weit ca. 140 Stellen im Grundschul-
bereich eingespart. Hierdurch ver-
ringern sich die individuelleren För-
dermöglichkeiten für Schülerinnen 
und Schüler noch einmal.

Foto: Die GEW-Fraktion im Gesamtper-
sonalrat der Lehrerinnen und Lehrer beim 
Staatlichen Schulamt Frankfurt unterstützt 
die Forderung nach „A 13 FÜR ALLE“
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Frankfurter Eltern schlagen Alarm – 
Grundschul-Kinder 
im Flex-System werden 
benachteiligt
In einem Offenen Brief wenden 
sich die Elternbeiräte der Grund-
schule Riedberg und der Marie-Cu-
rie- Schule an Kultusminister Lorz. 
„Seit nun zwölf Wochen läuft das 
Schuljahr für die Erstklässler an der 
Grundschule Riedberg und der Ma-
rie-Curie-Schule. Viele Eltern hat-
ten große Hoffnung in das Flex-Sys-
tem gesetzt, jedoch sind die Klas-
sen randvoll.

Stellvertretend für beide Grund-
schulen stellen wir Ihnen im Fol-
genden die Situation an der Grund-
schule Riedberg dar:

Alle acht Flex-Klassen sind mit 
25 Kindern belegt. Die Räume plat-
zen aus allen Nähten. Bereits jetzt 
wissen wir, dass nach den Weih-
nachtsferien ein weiteres Schulkind 
hinzukommt. Es ist nur eine Frage 
der Zeit, bis noch weitere Schüler 
kommen. In der Kalbacher Höhe 
wird Ende des Monats ein weite-
rer Bauabschnitt fertiggestellt, so 
dass bis Ende des Jahres mit mehr 
Schülern zu rechnen ist.

In den Flex-Klassen sind insge-
samt fünf Flüchtlingskinder mit sehr 
wenig Deutschkenntnissen. Hinzu 
kommen 3 Inklusionskinder. Die 
Anforderungen an die Lehrer sind 
in diesem Jahr massiv gestiegen.

Die Situation hat sich vor allem 
durch die in unseren Augen diskri-
minierende Berechnung der Klas-
senstärken noch einmal zusätzlich 
verschärft. Bei der Berechnung der 
Anzahl der zu bildenden Klassen 
werden derzeit die Schülerzahlen im 
Flex jahrgangsübergreifend zusam-
mengefasst und dem Klassenteiler 
von 25 Kindern pro Klasse gegen-
übergestellt: Es wurden demnach 
bei 198 Schülern acht Flex-Klas-
sen zum Schuljahresbeginn gebil-
det. Bei diskriminierungsfreier Be-
rechnung würden uns jedoch neun 
Klassen zur Verfügung stehen. (…)

Bei einer jahrgangsbezogenen 
Zuteilung käme man auf fünf Klas-
sen für die Jahrgangsstufe eins und 
vier Klassen für die Jahrgangsstufe 

Grundschullehrkräfte der GEW stellen fest:
„Unsere Arbeit ist mehr wert!“
Grundschullehrkräfte leisten eine 
Arbeit, deren Anforderungsprofi l 
und deren gesellschaftlicher Wert 
sich in der Besoldung nicht an-
gemessen niederschlagen. Sie ver-
dienen weniger als alle anderen 
Lehrkräfte. Sie werden nach A12 
besoldet, Lehrkräfte anderer Schul-
formen nach A13. Deshalb machen 
die hessischen Grundschullehrerin-
nen – 92% sind Frauen – auf die-
se mittelbare Diskriminierung nun 
schon im zweiten Jahr mit dem „1. 
Tag der unbezahlten Arbeit“ auf-
merksam. Von Mitte November an 
arbeiten Grundschullehrkräfte bis 
zum Rest des Jahres verglichen mit 
der Besoldung anderer Lehrkräfte 
ohne Bezahlung.

Nachdem die hessische GEW 
den „1. Tag der unbezahlten Arbeit“
im letzten Jahr ins Leben gerufen 
hat, fi ndet er in diesem Jahr auch in
den anderen Bundesländern im 
Zeitraum vom 14. – 25. Novem-
ber statt.

Pädagogik hat in der Grund-
schule einen größeren Anteil, aber 
die Arbeit ist gleichwertig, wie in-
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zwischen auch verschiedene Gut-
achten belegen. Die Ausbildungs-
dauer ist in Hessen die gleiche, 
wie bei den Lehrkräften, die in 
den Klassen 5 – 10 unterrichten. 
„Grundschullehrkräfte arbeiten 
Kind bezogen und wissenschaft-
lich fundiert.  Es gibt keinen sach-
lichen Grund, ihre Arbeit schlech-
ter zu bezahlen.“, erklärt Susanne 
Hoeth, Vorsitzende der Fachgruppe 
Grundschulen der GEW Hessen. 

Deshalb fordern auch die Vor-
sitzenden der Frankfurter GEW-
Fachgruppe auf, am 14. November, 
dem zweiten Aktionstag zum „1. 
Tag der unbezahlten Arbeit“, um 14 
Uhr vor dem Staatlichen Schulamt 
an einer Luftballonaktion „A13 für 
alle“ teilzunehmen. Wir werden 
der Amtsleitung einen Brief über-
geben, in dem Karola Stötzel und 
Jochen Nagel, Landesvorsitzen-
de der GEW, den politischen Ein-
satz der Verantwortlichen für die 

zwei. Es gäbe also eine Klasse mehr 
als im Flex und zusätzliche Lehrer-
stundenzuweisung. (…)

Wir als Elternbeirat sehen al-
le Kinder dadurch massiv benach-
teiligt und fordern deshalb noch in 
diesem Jahr mindestens die zusätz-
liche Lehrkraft, die der Schule rein 
rechnerisch zustehen würde. (…) In 
den Flex-Klassen lernen Schüler im 
Alter zwischen fünf bis acht Jahren, 
diese Kinder bringen unterschiedli-
che emotionale und soziale Reifen 
mit. Lehrer müssen dies zusätzlich 
auffangen. Wir wollen deshalb noch 
einmal an den Grundgedanken des 
Flex-Systems erinnern: denn jedes 
Kind soll einzeln und individuell 
gefördert werden (…)

Dies alles erfordert eine ganz 
besondere und enge Betreuung 
durch die Lehrkraft. Dieses System 
kann nur funktionieren, wenn die 
Klassen entsprechend kleiner sind 
oder aber mit einer zusätzlichen 
Lehrkraft ausgestattet sind. (…)

Darüber hinaus haben wir mit 
großem Erstaunen in Ihrer Pres-
semitteilung vom 4.11.2016 zum 
schulischen Integrationsplan gele-
sen, dass Sie eine außerordentliche 
Mehrklassenzuweisung erst ab zwei 
Schülern zusätzlich vorsehen. Das 
widerspricht unserer Ansicht nach 
dem § 1 SchKlGrV-Schülerhöchst- 
und Mindestzahlen. (…)

Wir sehen dringenden, kurz-
fristigen Handlungsbedarf seitens 
der Politik und fordern deshalb 
Folgendes:

1. Eine Klassenstärke von maximal 
20 Kindern im Flex-System.

2. Eine diskriminierungsfreie Be-
rechnung der Klassenaufteilung 
und damit verbunden die Zuwei-
sung der entsprechenden zusätz-
lichen Lehrerwochenstunden.

3. Eine zeitnahe Besetzung der noch 
offenen Lehrerstellen.

4. Zusätzliche Ressourcen & Per-
sonal für die Integrationsaufga-
ben.“

len weiter verschlechtern, wie zum 
Beispiel die Heraufsetzung von 
Gruppengrößen, verschlimmern die 
Situation und erhöhen den Druck 
auf die Kolleginnen und Kollegen. 
Auch ein möglicher Einsatz soge-
nannter „Assistenzkräfte“, die Klas-
sen und Gruppen nur noch beauf-
sichtigen, hat nichts mit einer pro-
fessionellen pädagogischen Arbeit 
an Schulen zu tun. Alle Maßnah-
men, die darauf abzielen, die Ar-
beitszeit (wöchentlich oder bezogen 
auf das Lebensalter) zu erhöhen, ge-
hen in die völlig falsche Richtung. 
Es muss endlich darum gehen, die 
Arbeit in den Grundschulen grund-
sätzlich aufzuwerten.

Die Landesregierung und das 
Kultusministerium sind jetzt gefor-
dert. Die erste Maßnahme ist schon 
angekündigt worden: In Gesprächen 
mit dem Wissenschaftsressort soll 
erreicht werden, dass die Ausbil-
dungskapazitäten erhöht werden. 

Fortsetzung von Seite 4

Gleichstellung der Grundschullehr-
kräfte einfordern. Zusätzlich wei-
sen Stötzel und Nagel darauf hin: 
„Kleine Kinder – kleines Gehalt“ 
muss auch im Interesse der Schüle-
rinnen und Schüler durchbrochen 
werden; denn zunehmend steuert 
auch Hessen auf einen Lehrkräf-
temangel an Grundschulen zu.“ 

Zum Abschluss des Aktions-
tages werden um 16 Uhr vor dem 
Wiesbadener Landtag „A13 für al-
le“ Luftballons in den Himmel stei-
gen und die GEW Hessen wird den 
Fraktionsvorsitzenden der Land-
tagsfraktionen das Schreiben mit 
der überfälligen Forderung nach 
Gleichstellung übergeben. 

Pressemitteilung des 
Vorsitzendenteam der Fach-

gruppe Grundschule im GEW-
Bezirksverband Frankfurt

Tina Dunkel-Volknandt 
Susanne Hoeth 
Laura Preusker

Öffentlichkeitswirksame Übergabe eines Briefs an den Amtsleiter Kreher vor dem Staatlichen Schulamt, in dem die Landesvorsitzenden 
der GEW den politischen Einsatz der Verantwortlichen für die Gleichstellung der Grundschullehrkräfte einfordern.

muss aber auch endlich im Bereich 
der Besoldung eine Aufwertung des 
Lehramts an Grundschulen erfol-
gen. Nicht nur, um mehr Grund-
schullehrkräfte zu gewinnen - was 
sicher auch eine positive Folge wä-
re - sondern weil es aufgrund der 
zu leistenden Aufgaben schon lange 
angemessen und geboten ist. Auch 
Grundschullehrkräfte müssen end-
lich nach der Besoldungsgruppe 
A13 bezahlt werden. Weiterhin sind 
es vor allem Frauen, die als Lehre-
rinnen an Grundschulen arbeiten.  
Die gesamtgesellschaftlich vorhan-
dene Einkommensschere zwischen 
Frauen und Männern, auch „Gen-
der Pay Gap“ genannt, fi ndet im 
System Schule ihren Ausdruck in 
der unterschiedlichen Bezahlung 
von Lehrkräften an Grundschu-
len und weiterführenden Schulen. 

Maike Wiedwald 
und Sebastian Guttmann

GEW weist Kritik von Ingrid Häußler, Vertreterin der Gymnasien im 
Landeselternbeirat, an der Arbeit der Grundschullehrkräfte zurück

Umdenken an Grundschulen
nicht erforderlich!

„Grundschulen weisen in interna-
tionalen Vergleichsstudien die bes-
ten Ergebnisse aller Schulen auf und 
leisten hinsichtlich der individuel-
len Förderung von Kindern hervor-
ragende Arbeit. Ihnen einseitig die 
Schuld an der vermeintlichen Recht-
schreibschwäche von Schülerinnen 
und Schülern der gymnasialen Ober-
stufe zuzuweisen, ist ja wohl Hin-
tertreppenwitz und entbehrt jeder
sachlichen Grundlage. Es ist nicht 
einsehbar,  dass diejenige Schul-
form, die diese Heranwachsenden 
am längsten unterrichtet von der 
Verantwortung für deren Recht-
schreibfertigkeiten freigesprochen 
und das dort behauptete Unvermö-
gen einseitig einer unpassenden Me-
thodenanwendung an Grundschu-
len zugeschrieben wird. 

Einmal abgesehen davon, dass
es nicht nur zwei Methoden gibt, 
Kindern Schreib- und Lesekom-
petenz zu vermitteln, sondern ei-
ne Vielzahl von individuellen We-
gen gesucht müssen, Grundschul-
kinder entsprechend zu befähigen, 
haben weiterführende Schulen ei-
nen entsprechenden Bildungsauf-
trag, dem sie ebenso verantwor-
tungsvoll nachkommen müssen, 
wie dies in den Grundschulen ge-
schieht,“ erklärte Karola Stöt-
zel, stellvertretende Vorsitzende 
der GEW Hessen,  anlässlich des 
heutigen Artikels in der Frankfur-
ter Allgemeinen Zeitung „Sorge
um Rechtschreibkenntnisse“. 

Pressemitteilung der GEW
Hessen vom 15. Dezember 2016

Gut so. Nur durch eine deutliche 
Erhöhung der Ausbildungskapa-
zitäten können überhaupt wieder 
genug Grundschulehrkräfte aus-
gebildet werden. Dies braucht na-
türlich Zeit. Kurzfristig könnte da-
rüber nachgedacht werden, ande-
ren qualifi zierten Lehrkräften, die 
in ihrem Lehramt keine Stelle be-
kommen haben (z.B. im Bereich der 
Haupt- und Realschulen oder der 
Gymnasien), Weiterbildungsmög-
lichkeiten für das Grundschullehr-
amt anzubieten.

A13 für alle!
Gleichzeitig muss es auch zu einer 
deutlichen Aufwertung des Berufs 
kommen. Neben einer deutlichen 
Reduzierung der Arbeitszeit (un-
verändert seit 100 Jahren!) braucht 
es eine deutliche Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen, wie beispiels-
weise kleinere Klassen und den Aus-
bau der Schulsozialarbeit. Vor allem 
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Aus dem Bildungsausschuss 
7.11.2016 

Herr Sauerhoff vom Staatlichen 
Schulamt informiert über die „fl ä-
chendeckende“ Beratung zum Über-
gangsverfahren der SchülerInnen 
auf weiterführende Schulen. Für die 
5.400 Viertklässler bleibe es bei zwei 
Schulwünschen (1. Und 2. Wahl). 
Neu sei die Option, Schulform oder 
Erreichbarkeit zu priorisieren.

Sauerhoff plädiert dafür, die 
Empfehlung der Grundschule für 
den weiteren Bildungsgang ernst 
zu nehmen.

Die Schuldezernentin Weber er-
gänzt, das Dezernat habe sich schon 
Schwerpunkte angesehen und gehe 
von durchschnittlich fünf zusätz-
lichen Klassen im Gymnasialbe-
reich aus. Weitere Gymnasialplätze
werde es in der geplanten KGS Nie-
derrad und in der IGS Riedberg 
geben. Im Gymnasium Nord seien 
ebenfalls noch Kapazitäten frei. Im 
März 2017 werde es eine Nachsteu-
erung geben.

Der Stadtverordnete Brillante stößt 
sich an der Formulierung von Sau-
erhoff zur Grundschulempfehlung, 
beklagt die Benachteiligung we-
gen der sozialen Herkunft der El-
tern und fordert, die Informationen 
des Staatlichen Schulamts auch auf 
Italienisch und Türkisch herauszu-
geben. Da das Staatliche Schulamt 
sich hierzu nicht in der Lage sieht, 
erklärt sich die Dezernentin bereit, 
dies für ihr Amt zu prüfen.
 
In der Bürgerinnen- und Bürgerrun-
de moniert Frau Sepel, dass im Hort 
Berkersheim 45 Anmeldungen (zu 
denen wahrscheinlich noch weitere
hinzukämen) nur 16 freie Plätze
zur Verfügung stünden. Sie mahnt
eine Übergangslösung an. Die 
Dezernentin bietet einen Runden 
Tisch an, um Lösungsmöglichkei-
ten zu fi nden, notfalls könne man
 auch auf Container zurückgreifen.
 
Die Stadtelternbeiratsvorsitzende 
Puhl richtet einen Appell an die El-

der vorsehe, dass die Schule bis auf 
weiteres bleiben könne.

Die FDP meint, wenn es jetzt 
doch Mobilbau für Schulen gebe 
(Westhausen), könne man doch 
auch für zehn Jahre ins Westend.

Unwillkürlich drängen sich bei 
mir Bilder amerikanischer ‚Mobil-
Homes‘ auf. 

Im Weiteren berichtet die Dezer-
nentin u.a. über den am 23.11.16 
geplanten Start des Berufsschul-
entwicklungsplans, der bis Herbst 
2017 abgeschlossen werden solle
und Ende 2017 zu einem ersten 
Entwurf führen solle. (s. dazu auch 
S. 8 in dieser Ausgabe)

Im Jugendhilfeausschuss habe 
ich gezeigt, dass der Plan ‚Frank-
furt 2030‘ mit den herkömmlichen 
Methoden und Mitteln nicht zu 
schaffen sei. Es sei eine integrier-
te Planung notwendig Das Ziel sei 
ein gleichberechtigter Zugang zu 
Bildung.

Leitlinien zur Integration von 
Flüchtlingen in Ausbildung und Be-
ruf seien in Arbeit.

Aus dem Bildungsausschuss 
5.12.2016 

Die Dezernentin weist als Integra-
tionsdezernentin darauf hin, dass 
Unterlagen zu ihrer 100-Tage-Bi-
lanz beim Dezernat angefordert 
werden könne.

Was die Zuwanderung angeh, 
so seien 58 % der Zuwanderer aus 
EU-Ländern. Dazu gebe es einen 
Flyer.

Der Hessische Demokratietag 
am 2.12.16 habe eine Fachtagung 
zur Diskriminierung von Sinti und 
Roma veranstaltet, der Hessische 
Rundfunk und das HKM zum The-
ma Medien.

Mit der Fachhochschule Stu-
diengang Soziale Arbeit habe man 
einen Kooperationsvertrag geschlos-
sen, der vorsehe, Abschlussarbeiten 
zu den Themen Einwanderung/Zu-
wanderung zu betreuen, außerdem 
öffentliche Ringvorlesungen dazu. 
In diesem Zusammenhang sollen 
auch Studien zu entsprechenden 
Bildungsbiographien veröffentlicht 
werden.

Die KAV habe ihr 25-jähriges 
Jubiläum gefeiert. Auch hier gebe 
es eine Veröffentlichung von Le-

Aus den Bildungsausschuss-Sitzungen im Frankfurter Römer

Ausschuss für Bildung und Integration (B)

Quelle: www.frankfurt de / Alle Dokument aus dem PARLamentsInformationsSystem der 
Stadt Frankfurt am Main unter: http://www.stvv.frankfurt.de/parlis2/parlis.html

tern, die neue KGS Niederrad an-
zunehmen. Der Stadtelternbeirat 
stehe hinter der Schule und hoffe 
jetzt auf das Hessische Kultusmi-
nisterium.

Ich habe für die GEW zur Ver-
weigerungshaltung der CDU gegen 
eine IGS Niederrad (anstelle einer 
KGS) Stellung genommen und aus-
geführt, dass die KGS im letzten 
Jahr als KGS gescheitert sei und 
ursprünglich ja auch eine IGS in-
tendiert war.

Da mir die Zusage des Staatli-
chen Schulamts für eine KGS nicht 
bekannt war, habe ich moniert, dass 
die Hürde in Bezug auf die vom 
Schulgesetz geforderte Mindestzü-
gigkeit bei einer KGS höher sei als 
bei einer IGS und damit die Gefahr 
des abermaligen Scheiterns bewusst 
in Kauf genommen werde.

Man müsse angesichts der von 
der CDU in der Öffentlichkeit vor-
getragenen Argumente doch sehr 
stark den Eindruck gewinnen, dass 
das Formale für die CDU im Vor-
dergrund stehe und sie nur ihr Ge-
sicht wahren wolle. Denn je enger 
die pädagogischen Fachleute an den 
Betroffenen seien, desto eindeutiger
falle ihr Votum zugunsten einer 
IGS aus.

Ich habe an die CDU appelliert, 
über ihren ideologischen Schatten 
zu springen. Schließlich gebe es noch 
weit größere Herausforderungen an 
den Schulen, nämlich die fi nanziel-
len Herausforderungen von Sanie-
rung und Neubauten.

Die Dezernentin erwidert, dass mit 
ihrem Vorstoß für eine IGS statt
einer KGS eine schnelle Lösung in-
tendiert war und bedankt sich für 
die breite Unterstützung.

Inzwischen habe das Staatliche 
Schulamt eine Garantie abgegeben, 
dass die KGS eröffnet werden kön-
ne. Man glaube, dass es genügend 
SchülerInnen mit Gymnasialemp-
fehlung geben werde, 31 SchülerIn-
nen würden dafür reichen.

Es werde geprüft, ob eine 5-Zü-
gigkeit am Standort möglich sei 
oder eine anderer gesucht werden 
müsse. Es werde eine Info-Veran-
staltung zu dem Konzept Nieder-

Der Ausschuss setzt sich gemäß Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 
12. 5. 2016 aus 21 Mitgliedern (5 CDU, 5 SPD, 3 GRÜNE, 2 AfD, 2 LINKE, 1 FDP, 1 BFF,
1 FRAKTION, 1 FRANKFURTER) zusammen. 

Er berät und entscheidet unter anderem über Angelegenheiten und Belange aus den
Bereichen: Schule · Volkshochschule · Kindertagesstätten · Stadtbüchereien.

Des Weiteren befasst er sich mit Angelegenheiten, die ausländische Mitbürgerinnen und
Mitbürger sowie Aussiedler und Personen, die die deutsche Staatsangehörigkeit ange-
nommen haben, betreffen.

bensläufen von Personen mit Mig-
rationsgeschichte.

Am 8.12.16 werde der Integ-
rationspreis verliehen, verbunden 
mit einer Ausstellung im Foyer des 
Kaisersaals.

Der bildungspolitische Teil des 
Berichts geht auf die angelaufenen 
Planungswerkstätten ein.

Weiter: Der Schulentwicklungs-
plan B sei angelaufen. Es gehe um 
die Veränderung von Berufsbil-
dern, Digitalisierung, Schülerströ-
me, Fachkräfteentwicklung und Zu-
wanderung, was eines der Haupt-
themen gewesen sei. Zunächst aber 
sollten Daten (zu SchülerInnen und 
Räumen)erhoben werden. Der Zeit-
plan gehe bis Ende 2017.

An der Klingerschule sei das 
Richtfest gefeiert worden. Auf 800 
Quadratmetern Fläche unter dem 
Dach sei eine ‚Lernlandschaft‘ ein-
gerichtet worden. Im August 2018 
soll die Sanierung abgeschlossen 
ein. Das Volumen sei miz 24 Mill. 
Euro angesetzt.

In der ‚Experiminta‘ sei die 
500.000 Besucherin, nämlich eine 
Schulklasse der Elisabethenschule 
begrüßt worden. Das Museum wer-
de von der Stadt mit 85.000 Euro 
gefördert und sei sehr zu empfehlen.

112 Schulen hätten sich an dem 
Energiesparwettbewerb beteiligt. 
4.400 Tonnen CO2 und 1,3 Mill. 
Euro seien eingespart worden, ein 
Teil fl ieße als Erfolgsprämie an die 
Schule zurück.

Der Spatenstich für die Berkers-
heimer Grundschule sei am 9.11.16 
erfolgt. Man habe am alten Platz 
nicht erweitern können, deshalb 
der Neubau. Die Schule sei für 320 
SchülerInnen ausgelegt, solle 3-zü-
gig und ganztägig arbeiten. Betreu-
ungsplätze gebe es schon früher, wo-
für ein Runder Tisch vorgesehen sei.

Insgesamt seien 20 Mill. Euro
angesetzt.

An der Marie-Curie-Schul sei 
die 100. Schulbibliothek eingerich-
tet worden mit zwei hauptamtlichen 
MitarbeiterInnen. Mittlerweile ge-
be es schon 104 Schulbibliotheken, 
nächstes Jahr 108.

In der Stadtbücherei gebe es
eine schulbibliothekarische Arbeits-
stelle, die den Schulbibliotheken 
Hilfestellung anbietet. In der Stadt-
bücherei gebe es auch ein Medien-
angebot für die Schulen.

Herbert Storn

 

rad geben. Eine spätere Umwand-
lung der KGS in eine IGS sei ja im-
mer möglich.

Die CDU will daran arbeiten, dass 
die KGS Niederrad anlaufe.

Die Grünen seien auch für eine 
IGS, aber der Koalitionsvertrag se-
he es anders vor. Jetzt sei das Wich-
tigste, nach vorn zu blicken.

Die FDP warnt die Dezernentin 
vor dem ‚Hauptproblem der Vor-
gängerin‘, der Kommunikation, un-
terstützt das jetzige Vorhaben aber 
und verweist auf ihren Antrag vom 
Juni 2016, in dem sie für Nieder-
rad eine Gesamtschule fordert, die 
alle Bildungsgänge anbietet, inklu-
siv arbeitet und ein Ganztagskon-
zept umfasst, außerdem eine wei-
terführende gymnasiale Oberstufe 
für den Frankfurter Süden.

Die Linke kritisiert, dass die 
FDP gut arbeitende IGS desavou-
iere und bemerkt, dass ja eine KGS 
‚nicht auf ewig in Stein gemeißelt‘ 
sei.

Auch „Die Frankfurter“ fragen die 
CDU, warum sie sich so gegen eine
IGS sträube.

Die CDU entgegnet, dass die 
KGS wie ein eigenständiges Gym-
nasium sei.

Das Konzept für die Niederrä-
der Schule sieht aber ja wohl anders 
aus. Wir werden darüber berichten.

Im Bericht der Dezernentin geht 
es weiter um das Gelände bei Uni-
versität im Westend. Der Bauplan 
weise es als Gelände der Uni aus, 
es gebe aber eine mündliche Ab-
sprache, dass das Gelände vorüber-
gehend mit Schule(n) bebaut wer-
den könne. Der Zeithorizont der 
Stadt sei dabei 30 Jahre, derjenige
der Uni zehn Jahre. Gesprächstermi-
ne mit dem Land seien geplant, das 
werde aber einige Zeit in Anspruch 
nehmen.

Deshalb könne man 2018 nicht 
mit dem ‚Gymnasium Nied‘ ins 
Westend ziehen (siehe hierzu auch 
FLZ 4/15 S.4). Das sei der Schule
auch schon mitgeteilt worden.

In Bezug auf die Philipp-Holz-
mann-Schule gebe es einen Vertrag, 

Frankfurt ist eine reiche Stadt und 
wird jedes Jahr reicher. Dies belegt 
der konsolidierte Gesamtabschluss 
für das Jahr 2015, den der Kämme-
rer Uwe Becker (CDU) vorgelegt hat. 
Das Vermögen der Stadt wächst auf 
21,58 Milliarden Euro. Die Stadt 
und die städtischen Gesellschaf-
ten erzielten einen Überschuss von 
mehr als 309 Millionen Euro. (…)

Als im April 2016 der Nach-
tragshaushalt eingebracht wurde, 
hatte Kämmerer Becker noch mit 
einem Minus von 164 Millionen 
für die Kernverwaltung der Stadt 
gerechnet. Durch die hohen Ein-
nahmen, vor allem aus der Gewer-
besteuer, geht er jetzt von einer Null 
in diesem Bereich aus.

„Das ist nicht das erste Mal, 
dass der Kämmerer zu Beginn eines 

Jahres mit hohen Verlusterwartun-
gen vor die Stadtverordneten tritt. 
Dieses Jahr ist er damit in die Koali-
tionsverhandlungen gegangen. Und 
wie schon so oft sieht die fi nanziel-
le Lage jetzt gegen Jahresende deut-
lich positiver aus. Meiner Meinung 
nach ist das weniger das Verhalten 
eines vorsichtigen Buchhalters, son-
dern es soll die Sparschere im Kopf 
der Kommunalpolitiker*innen und 
Menschen implantieren“, kritisiert 
Pauli.

„Dass Frankfurt eine reiche 
Stadt ist, ist weder ein Geheimnis 
noch eine Überraschung. Herr Be-
cker stellt fest, dass es der „Großfa-
milie“, früher nannte er das „Kon-
zern Stadt“, gut gehe und deshalb 
den Frankfurter*innen auch. Das 
stimmt so nicht ganz, denn es hört 

sich so an, als hätten alle Menschen  
etwas davon. Leider trifft das für 
ganz viele nicht zu“, kommentiert 
Pauli den Gesamtabschluss. (…)

Zum Beispiel Alleinerziehen-
de oder Langzeitarbeitslose, deren 
Zahl seit Jahren in Frankfurt auf 
konstant hohem Niveau verharrt, 
und junge Menschen, von denen ein 
Viertel in Armut aufwächst. Dazu 
kommen dann noch über 75.000 
Frankfurter*innen, die Leistungen 
nach Hartz IV beziehen.

„Das sind insgesamt viele zehn-
tausende Menschen, die von der gu-
ten Wirtschaftslage der Stadt nichts 
haben“, sagt Pauli.

Leider nutze der Magistrat die 
Rekordgewinne nicht dafür, für die-
se Menschen die Lebensverhältnis-
se zu verbessern.

„Die Gewinne müssen dafür 
eingesetzt werden, gute Arbeitsplät-
ze und endlich ausreichend Plätze 
für die Kinderbetreuung zu schaf-
fen, sowie die Sanierung von Schu-
len, Brücken und Straßen schneller 
voranzutreiben. Und natürlich in 
den sozialen Wohnungsbau zu in-
vestieren“, fordert Pauli.

Gewinne müssen allen nutzen
Unter dieser Überschrift veröffentlichte DIE LINKE. im Römer am 10.11.2016 die
unten stehende Presseerklärung, der wir einige interessante Daten zum Frankfurter 
Stadthaushalt entnehmen.
Denn die Finanzlage ist mit ausschlaggebend dafür, wie die Bildungseinrichtungen 
ausgestattet sind: mit der räumlichen Infrastruktur, aber auch mit dem Personal, das 
die Stadt stellt, von den Kitas über Sozialarbeit, Hausmeister, Sekretariate bis zur 
VHS. Und insbesondere sind die Finanzen auch wichtig für die entsprechende tarif-
gerechte Bezahlung.
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Betreff:  Aktionsplan Schule – Sachstand
Vorgang: l. Beschl. d. Stv.-V. vom 14.07.2016, 
§ 339 - B 15/16 - 

Es dient zur Kenntnis, dass im 
Zeitraum vom 01.01.2014 – 
31.08.2016 folgende Projekte aus 
dem Aktionsplan fertig gestellt 
wurden:
 
1.  Albert-Schweitzer-Schule:
1.1. SBK-Fenster- und Türerneue-
rung im Keller Heizungsraum
Die brandschutzrechtlichen Mängel, 
die im Rahmen der Sonderbaukont-
rolle festgestellt wurden, sind durch 
die Erneuerung von Brandschutztü-
ren und Fenstern im Kellerbereich 
behoben worden.
1.2. neue Heizungsanlage
Die alte Heizungsanlage war nicht 
mehr wirtschaftlich zu reparieren und 
wurde deshalb ausgetauscht.

2.   Anne-Frank-Schule: Sanierung Toi-
letten-Anlage Hauptgebäude
Die Toilettenanlage im Hauptgebäu-
de wurde umfassend saniert.

3.  August-Gräser-Schule: Brand-
schutzmaßnahmen aus der Sonder-
baukontrolle
Die Brandschutzmaßnahmen aus der 
Sonderbaukontrolle wurden im Feb-
ruar 2016 fertiggestellt. Während der 
Ausführung hat sich ergeben, dass ein
3. Treppenhaus erforderlich ist. Die 
Errichtung des 3. Treppenhauses wird
in einer separaten investiven Maß-
nahme realisiert.

4.  August-Jaspert-Schule:
4.1. Brandschutzmaßnahmen aus der 
Sonderbaukontrolle
Die brandschutzrechtlichen Mängel, 
die im Rahmen der Sonderbaukont-
rolle festgestellt wurden, sind durch 
den Einbau von Brandschutztüren 
und Fluchttreppen behoben worden.
4.2. Abdichtung der Außenfassade 
und des Kellers
Der feuchte Keller wurde durch eine
Abdichtung trockengelegt und ist 
nun wieder für schulische Zwecke 
nutzbar.

5.  Bonifatiusschule: Toilettensanie-
rung
Die Toilettenanlage wurde umfassend 
saniert. Die Fertigstellung erfolgte wie 
geplant in den Sommerferien 2016.

6.  Brüder-Grimm-Schule: Fachraum-
sanierung
Die Fachräume sind zu Schuljahres-
beginn 2015/16 in Betrieb gegangen. 
Durch die Vergrößerung des Biolo-
gieraumes und die Kombination von 
Physik- und Chemieraum sind zwei 
große Räume entstanden, die Expe-
rimentieren und selbständiges Ar-
beiten der Schülerinnen und Schüler
möglich machen.
 
7.  Carlo-Mierendorff-Schule: Erneu-
erung Feuerwehrzufahrt, Müllplatz-
einhausung
Die Maßnahmen sind abgeschlossen. 
Damit wurden Bereiche optisch auf-
gewertet, die sowohl für die Schule 
als auch für den Stadtteil von Bedeu-
tung sind.

8.  Frankfurter Schule für Bekleidung 
und Mode: Einbau eines Behinder-
tenaufzugs

Die Fertigstellung erfolgte im 1. Quar-
tal 2016 und ermöglicht nunmehr 
gehbehinderten Menschen den Zu-
gang in alle Stockwerke der Schule. 
 
9.  Fried-Lübbecke-Schule:  Brand-
schutzmaßnahmen aus der Sonder-
baukontrolle
Die brandschutztechnischen Mängel 
aus der Sonderbaukontrolle wurden 
umfassend behoben.
 
10.  Friedrich-Ebert-Schule:  neue Hei-
zungsanlage und Notstromversor-
gung
An der Friedrich-Ebert-Schule wurde 
ein neues Blockheizkraftwerk einge-
baut. Die Notstromversorgung wurde 
durch den Einbau eines Power Pack 
sichergestellt.

11.  Friedrich-List-Schule: Austausch 
der Pavillonanlage
Eine Sanierung der maroden Pavillo-
nanlage konnte aus wirtschaftlichen 
Gründen nicht mehr in Betracht gezo-
gen werden. Deshalb erfolgte in den 
Sommerferien 2015 ein Austausch.

12.  Goldsteinschule: Sanierung des 
Pavillondachs
Die Undichtigkeiten des maroden Pa-
villondachs machte eine Sanierung 
dringend erforderlich. Diese wurde 
bereits in 2014 umgesetzt.

13. Heinrich-Seliger-Schule: 
13.1. Turnhallendachsanierung
Die Dachsanierung behob die Un-
dichtigkeiten und erreichte durch die 

energetische Umsetzung auch eine 
Reduzierung des Energieverbrauchs.
13.2. Neue Heizungsanlage
Die Erneuerung der Heizungsanlage 
gewährleistet konstante Temperatu-
ren im gesamten Schulgebäude und 
erreicht durch die energetische Um-
setzung auch eine Reduzierung des 
Energieverbrauches
13.3. Umbau und Ausbau des Atriums
Die Betreuung war bisher in Räumen
untergebracht, die von der Heinrich 
Seliger Schule dringend benötigt wur-
den. Nach dem Um- und Ausbau des
Atriums stehen der Betreuung 4 Grup-
penräume, Toiletten und ein Büro zur 
Verfügung. Nach Fertigstellung der 
Maßnahme konnten die ehemaligen 
Betreuungsräume der Heinrich-Seli-
ger-Schule zugeführt werden.

14.  IGS Nordend: Fachraumsanierung 
Physik, Biologie, Chemie
Die Fachraumerneuerung für Physik, 
Biologie und auch Chemie wurde An-
fang März 2014 beauftragt und ist seit 
den Sommerferien 2015 in Nutzung.

15.  Karl-Oppermann-Schule: Dach-
sanierung
Die Dachsanierung behob die Un-
dichtigkeiten und erreichte durch die 
energetische  Umsetzung auch eine 
Reduzierung des Energieverbrauchs.

16. Kirchnerschule: SBK – Brand-
schutzmaßnahmen
Die Brandschutzsanierung aller drei 
Schulgebäude war im Herbst 2015 
abgeschlossen. Es wurden in allen Ge-
bäuden zweite Rettungswege einge-
richtet, die Bibliothek wurde vergrö-
ßert und um zwei Hausaufgabenräu-
me erweitert und alle Klassenräume 
und Treppenhäuser wurden renoviert.

17.  Konrad-Haenisch-Schule: Erwei-
terung durch Anbau zur Schaffung 
neuer Räume.
Die Jugendhilfe war bisher in einem 
Klassenraum untergebracht, den die 
Schule aufgrund des Schülerzuwach-
ses selbst benötigt. Nach Fertigstel-
lung der Maßnahme konnte die Ju-
gendhilfe in zwei kleine Räume um-
ziehen und den Klassenraum wieder 
der Schulnutzung zuführen.

18.  Ludwig-Richter-Schule: Dach-
sanierung
Die Dachsanierung behob die Un-
dichtigkeiten und erreichte durch die 
energetische Umsetzung eine Redu-
zierung des Energieverbrauchs.

19.  Michael-Ende-Schule HS: Sanie-
rung Computerraum
Die Sanierung des Computerraums ist 
in 2014 beauftragt und fertiggestellt 
worden. Die Maßnahmen umfassten 
eine Trocknung des Baus, dessen Sa-
nierung und Abdichtung.

20. Michael-Grzimek-Schule:
20.1. Fertigstellung der Cafeteria
Der Umbau ermöglicht einen rei-
bungsloseren Essensbetrieb und da-
mit eine Erhöhung der Essenskapa-
zitäten.
20.2  Einbau von 2 Toren zum Zu-
gang zur Dachterrasse
Bisher war der Zugang zur Dachter-
rasse auch außerhalb des Schulbe-
triebs möglich. Durch das Einbauen 
der Tore werden der Zugang und der 
Vandalismus außerhalb des Schulbe-

Wie weit ist die Sanierung an Frankfurter Schulen?
Aktionsplan Schule“ – Zwischenbericht des Magistrats vom 7.10. 2016, B 261

triebs verhindert und Nachbarschafts-
störungen vermieden.
 
21.  Schule am Ried:
21.1. Brandschutzmaßnahmen aus 
der Sonderbaukontrolle
Die Brandschutzmängel aus der Son-
derbaukontrolle wurden behoben und 
damit u.a. die Sicherheit der Flucht-
wege erhöht. So wurde durch Herstel-
lung von Brandabschnitten eine
mögliche Verrauchung der Treppen-
häuser im Brandfall verhindert.
21.2. Kanalsanierung und Wieder-
herstellung des Schulhofs
Aufgrund von Kanaldefekten konn-
te das Wasser nicht mehr ablaufen. 
Die Kanalsanierung hat die Ursache 
behoben.

 22.  Theobald-Ziegler-Schule: Akus-
tikmaßnahme Betreuung
Durch den Einbau einer Akustikde-
cke wurde die Aufenthaltsqualität im 
Betreuungsraum erheblich verbessert.
 
23.   Wall-Schule (ehem. Heinrich-v.-
Stephan-Schule): Sanitäranlagen Turn-
halle
An der Schule gab es ein Legionellen-
problem in den Duschanlagen im Um-
kleidebereich der Turnhalle. Die Lö-
sung war unter anderem der Aus-
tausch der Sanitäranlagen. Damit ein-
hergehend wurden auch notwendige 
Brandschutzmaßnahmen durchge-
führt. Die Maßnahme ist seit 2015 
fertiggestellt.
 
24. Walter-Kolb-Schule: Dach- und 
Fenstersanierung
Die Dachsanierung behob die Un-
dichtigkeiten und erreichte durch die 
energetische Umsetzung auch eine 
Reduzierung des Energieverbrauchs 

sowie eine Verbesserung des Son-
nenschutzes.
 
25.  Wöhlerschule: Dachsanierung 
der Aula
Fast alle Maßnahmen sind noch nicht 
endabgerechnet.
 
Es dient ebenfalls zur Kenntnis, 
dass sich bei folgenden Projekten 
zeitliche Verzögerungen ergeben 
haben:
 
a)  Boehleschule: Austausch der Pa-
villonanlage
Geplant ab 2014 – Planung und Kos-
tenberechnung mussten aufgrund der 
veränderten Marktlage für Pavillons 
überarbeitet werden. Der Austausch 
erfolgt im Herbst 2016.

b)  Comeniusschule: Dachsanierung 
und Akustikdecken im EG und 1. OG
Geplant ab 2014 – Aufgrund des zu-
sätzlich aufgetretenen Raumbedarfs 
im Zusammenhang mit Anforderun-
gen an den Ganztagsschulbetrieb wur-
de zuerst geprüft, ob ein Ausbau des 
Dachgeschosses möglich ist. Im Er-
gebnis wäre der Ausbau unwirtschaft-
lich gewesen, weshalb dieser Plan ver-
worfen wurde. Die Dachsanierung 
erfolgt in einzelnen Bauabschnitten. 
Die Fertigstellung erfolgt bis 2018. 
Der Einbau der Akustikdecken ist 
bereits erfolgt.

c)  Ebelfeldschule: SBK-Sanierung
Dächer und Decken. Erneuerung Fas-
sade und Fenster. Brandschutzmaß-
nahme
Geplant ab 2014 – Aufgrund der spä-
ten Haushaltsgenehmigung des Nach-
tragshaushalts 2014 konnte mit den 
Planungen für die Bau- und Finan-
zierungsvorlage erst ab August 2014 
begonnen werden. Dabei waren Ab-
stimmungen mit dem Denkmalschutz 
zu berücksichtigen sowie eine erneu-
te Suche nach einem Auslagerungss-
tandort für die Ebelfeld-Schülerinnen 
und -schüler. Dies ermöglichte einen 
Baubeginn erst in 2016. 
Die Fertigstellung wird für Februar 
2018 prognostiziert.

d)  Eduard-Spranger-Schule: Aus-
tausch der Pavillonanlage
Geplant ab 2014 – Planung und Kos-
tenberechnung mussten aufgrund der 
veränderten Marktlage für Pavillons 
überarbeitet werden. Der Austausch 
erfolgt in 2017.

e)  Franckeschule: Beseitigung Bau-
mängel / Erweiterung für 4 Klassen 
/ Abriss und Neubau Toilettenanlage
Geplant ab 2014 –- Das ursprüngli-
che Auslagerungsgelände hätte einen 
erheblichen Bustransfer erfordert.
Die Suche nach einem näher gelege-
nen Auslagerungsstandort ist noch 
in Prüfung.

f)  Gruneliusschule: Sanierung des Ge-
samtgebäudes / Erweiterung auf 5- 
Zügigkeit / Ausbau Ganztagsangebot
Geplant ab 2014 – Die vorliegenden 
Planungen stammen aus dem Jahr 
2009. Nicht berücksichtigt waren da-
bei die Ganztagsentwicklung und die 
Inklusion an Schulen. Daher müssen 
die Planungen an die neuen Anforde-
rungen angepasst werden.

g)  Kerschensteiner Schule: Abriss / 
Neubau Turnhalle
Geplant ab 2014 – Die Serienturn-
hallen haben statisch gesehen keine 
Möglichkeit der Aufstockung. We-
gen der Ganztagsschulentwicklung 
werden zusätzliche Räume benö-
tigt. Daher musste die auf den ak-
tuellen Bedarf ausgerichtete Umpla-
nung erfolgen.

h)  Linnéschule: Fassadensanierung
Geplant ab 2014 – Die Fassade ist 
seit langem schadhaft. Da auch die 
dem Aktionsplan zugrunde liegende 

Kostenschätzung veraltet war, müs-
sen sowohl das Schadensbild als auch 
die Kostenschätzung erneut über-
prüft werden.

i)  Ludwig-Weber-Schule: Abriss / Neu-
bau 
Geplant ab 2014 – Die Andienung 
der Baustelle gestaltete sich im Vor-
feld problematisch. Ursprünglich soll-
ten einige Parkplätze der Internatio-
nalen Schule Frankfurt-Rhein-Main 
(ISF) zwecks Befahrung zur Baustelle 
genutzt werden. Doch die Verhand-
lungen mit den Gesellschaftern der 
ISF mit Sitz in den USA haben sich 
bisher ohne Einigung hingezogen. 
Mittlerweile wurde eine andere Lö-
sung gefunden mit reduziertem Bau-
stellenverkehr und anderer Strecken-
führung. Ebenfalls verzögerte sich die
Beschlussfassung der Bau- und Fi-
nanzierungsvorlage.

j)  Römerstadtschule: Bauliche Er-
weiterung / Grundstückserwerb für 
Erweiterung / Austausch der Pavil-
lonanlage
Geplant ab 2014 – In der Planungs-
phase mussten im Vorfeld faunisti-
sche und fl oristische Gutachten er-
stellt werden. Außerdem entstehen 
zeitliche Verzögerungen durch die ak-
tuellen Ausgrabungen von kulturhis-
torischen Relikten im Boden.

k)  Schule am Erlenbach: SBK-Brand-
schutz
Geplant ab 2015 – Die Maßnahme 
wurde in mehrere Bauabschnitte auf-
geteilt, und jeweils für in die Sommer-
ferien 2015 bis 2017 eingeplant. Auf 
diese Weise wird der Schule eine Aus-
lagerung erspart. Die Erneuerung des 
2. Rettungsweges ist als letzter Bau-
abschnitt für 2017 geplant.
l)  Willemerschule (inkl. Deutsch-
herrenschule): Beseitigung Feuch-
tigkeitsschäden / Umbau der ehemali-
gen Abendhaupt- und -realschule zur 
Cafeteria / Abriss und Neubau Toilet-
tenanlage / Kanalsanierung
Geplant ab 2014 – Die notwendi-
gen Voruntersuchungen des Gebäu-
des haben zu zeitlichen Verzögerun-
gen geführt. Der 2015 beschlossene 
Schulentwicklungsplan sieht an der 
Willemerschule auch eine Erhöhung 
der Zügigkeit vor. Daher mussten Um-
planungen auch wegen einer inklusi-
ven Beschulung erfolgen. Der Baube-
ginn wird somit erst in 2017 erfolgen.

m)  Walter-Kolb-Schule: Toilettensa-
nierung
Geplant bis 2015 – Im Aktionsplan 
sind mehrere verschiedene Maßnah-
men an der Schule vorgesehen. Um 
den Schulbetrieb zu gewährleisten, 
mussten die Maßnahmen nachein-
ander erfolgen, aufgrund des jeweili-
gen Baustellen-Platzbedarfs. Die Toi-
lettensanierung ist deshalb erst jetzt 
an der Reihe. Da auf die letzte Aus-
schreibung keine Angebote eingegan-
gen sind, wird sich die Maßnahme 
voraussichtlich bis 2017 hinziehen.

n)  Wöhlerschule: Austausch der Pa-
villonanlage
Geplant ab 2014 – Die neue Pavillon-
anlage konnte nicht auf dem Standort 
der Auszutauschenden platziert wer-
den, da sich dieses Gelände im Land-
schaftsschutzgebiet II befi ndet. Die 
Suche nach einem Alternativstand-
ort hat zu zeitlichen Verzögerungen 
geführt, ebenso die neuen Nutzeran-
forderungen. Die Pavillons werden 
jetzt auf dem Gelände der benach-
barten Heinrich-Seliger-Schule im 
Herbst 2016 fertiggestellt. Die Hein-
rich-Seliger-Schule erhält ein Aus-
gleichsgelände.
 
Es dient weiterhin zur Kenntnis, 
dass nach aktuellem Kenntnis-
stand alle sonstigen Maßnahmen 
des Aktionsplans Schule im Zeit-
plan liegen.
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Liebe Eltern,
liebe Schulgemeinde,
am 20.12.2016 wurden in der Spül-
küche der Grundschule Rebstock-
schule Estricharbeiten im Rahmen 
der Gewährleistung ausgeführt. Da-
bei wurde durch die ausführende
Firma vergessen, auf eine ausrei-
chende Be- und Entlüftung zu ach-
ten. Dadurch kam es während der 
Mittagszeit zu einer starken Geruchs-
entwicklung an Ihrer Grundschule.

Durch das schnelle und beson-
nene Eingreifen von Schulleitung, 
Schulhausverwaltung, Betreuungs-
personal und Eltern wurden die Kin-
der schnell aus dem Schulgebäude 
evakuiert und in der Sporthalle in 
Sicherheit gebracht. Zeitgleich wur-
den Feuerwehr, Polizei und Ret-
tungsdienst alarmiert.

Einige Kinder und auch Er-
wachsene wurden vorsorglich in 
Kliniken gebracht, da es durch die
Ausdünstungen vereinzelt zu Reizun-
gen von Haut, Augen und Schleim-
häuten kam. 

In Absprache mit dem Staatli-
chen Schulamt wurde vereinbart, 

dass der Unterricht am 21.12.2016 
ausfällt.

Am 21.12.2016 fand ein Vorort-
Termin mit der Schulleiterin, Gut-
achtern und den zuständigen städ-
tischen Ämtern statt. Dabei wur-
den Messwerte für die verwendete 
Substanz (Methylmethacrylcat) er-
mittelt. Der Messwert lag gestern 
bei 0,6 ppm. Der Grenzwert liegt 
laut dem Gesundheitsamt der Stadt 
Frankfurt a.M. bei 50 ppm.

Daher können wir Ihnen nach 
Auswertung der Messergebnisse 
durch das Gesundheitsamt mittei-
len, dass zu keinem Zeitpunkt eine 
ernsthafte Gefahr für Ihre Kinder 
und den Mitgliedern der Schulge-
meinde bestand. 

Das Gesundheitsamt hat bestä-
tigt, dass eine grundsätzliche ärztli-
che Vorstellung aller Personen, die 
sich am 20.12.2016 in der Spülküche
oder dem angrenzenden Speisesaal 
aufgehalten haben, nicht erforder-
lich ist.

Wir bedauern diesen Vorfall sehr 
und werden folgende Maßnahmen 
ergreifen, damit am 02.01. 2017 die 

Geruchsbelästigung am 20.12.2016
Schreiben des Stadtschulamts an die Eltern der Grundschule Rebstock

Betreuung und ab dem 09.01.2017 
der Schulunterricht stattfi nden kön-
nen:
1.    die Küche erhält eine Sonderrei-
nigung nach besonderen Hygiene-
anforderungen 
2.    alle Tische, Schränke und an-
deren Gegenstände werden einer 
Grundreinigung unterzogen.

Die Arbeiten an dem Boden der Spül-
küche sind noch nicht abgeschlos-
sen. Wir werden dafür sorgen, dass 
diese Gewährleitungsarbeiten au-
ßerhalb der Schulzeiten ausgeführt 
werden und darauf achten, dass je-
derzeit für eine ausreichende Belüf-
tung gesorgt wird. 

Sofern Sie noch Fragen haben,
senden Sie bitte eine Nachricht  an 
folgende E-Mailadresse:
liegenschaftsmanagement.amt40@ 
stadt-frankfurt.de.

Wir wünschen Ihnen und Ihren Fa-
milien trotz des Vorfalls, den wir 
wirklich sehr bedauern, eine besinn-
liche und friedvolle Weihnachtszeit 
und einen guten Start ins neue Jahr.

Sehr geehrte Frau Sauer,
am 20.12.2016 kam es durch Est-
richarbeiten, die während des lau-
fenden Schulbetriebes in der Spül-
küche der Rebstockschule durchge-
führt wurden, zur Ausdünstung von 
Methylmethacrylat in die Raumluft, 
was sowohl bei Kindern als auch 
Beschäftigten zu  erheblichen Beein-
trächtigungen führte (brennende und 
tränende Augen, Atemprobleme,
Übelkeit bis hin zum Erbrechen), 
weshalb ca. 3 Stunden nach dem 
ersten Anruf bei der Stadt die Feu-
erwehr und der Rettungsdienst alar-
miert wurden (unseres Wissens von 
Eltern). Mehrere Personen wur-
den aufgrund der Symptome in 
Krankenhäuser gebracht. Hier von 
„Geruchsbelästi-gung“, „verein-
zelten Reizungen“ und „vorsorgli-
cher“ Unterbringung in Kliniken zu 
schreiben, halten wir für eine Ver-
harmlosung der Gesamtsituation, 
die nicht hinnehmbar ist.  

Leider ist auch der Rest des 
Briefes in einer Art verfasst, die dem 
Vorfall unangemessen ist. Wenn am 
Tag darauf bei einer Messung ein 
vermeintlich unbedenklicher Wert 
dieses Stoffes gemessen wird, lässt 
sich dadurch keine Aussage über 
die Konzentration am Vortag tref-
fen. Genau dies wird aber getan und 
versichert, dass zu keiner Zeit ei-
ne ernsthafte Gefahr für die Kin-
der oder die Mitglieder der Schul-
gemeinde bestand.

Die bekannten Eigenschaften 
von Methylmethacrylat legen ande-
re Vermutungen nahe. Denn nicht 
nur die oben beschriebenen Sym-
ptome sind typische Auswirkun-
gen, wenn man den Stoff einatmet 
(und dafür reichen zum Teil schon 
kleinste Mengen). Eine weitere Ge-
fahrenquelle stellt die Tatsache dar, 
dass Ausdünstungen/ Dämpfe in der 
Verbindung mit Luft extrem leicht 
entzündlich sind.

Sowohl die Auswirkungen auf 
den menschlichen Körper als auch 
die Entzündungsgefahr machen 
es erforderlich, dass Arbeiten mit 
Methylmethacrylat nur unter be-
sonderen Sicherungsbestimmun-
gen stattfi nden (Lüftungskonzept, 

Messungen während der Arbeit, 
Verhinderung von Entzündung). 

Vor allem können die Arbeiten 
aber nicht während parallellaufen-
dem Betrieb in diesen Räumen und 
der Schule stattfi nden, da hierdurch 
einerseits zwangsläufi g viele nicht 
an den Arbeiten beteiligte Menschen 
mit dem Stoff in Kontakt kommen 
und andererseits durch den „nor-
malen“ Betrieb bereits die Entzün-
dungsgefahr steigt (Lichtschalter, 
Elektrogeräte, statische Aufl adun-
gen, …). Hierauf wird auch in vie-
len, leicht zu findenden Quellen 
verwiesen. Zwei davon haben wir 
ihnen beispielhaft beigelegt. Auch 
der ausführenden Firma allein alle 
Verantwortung zuzuschieben, ist 
hier unangebracht. Denn solche Ar-
beiten müssen geplant, koordiniert 
und auch kontrolliert werden, um 
Gefährdungen für alle Mitglieder 
der Schulgemeinde auszuschließen. 
Und dies ist offensichtlich nicht ge-
schehen. Wir halten es für selbst-
verständlich, dass weitere Arbeiten 
außerhalb der Schulzeiten durch-
geführt werden. Dies hätte aber 
auch bereits bei den vorangehen-
den Arbeiten so sein müssen. Wir 
hoffen, dass solche Überlegungen 
in Zukunft bereits vor Beginn von 
Arbeiten angestellt werden und si-
chergestellt wird, dass die ausfüh-
renden Firmen die nötigen Sicher-
heitsbestimmungen kennen und 
auch einhalten.

In diesem Zusammenhang 
möchten wir auch darauf hinweisen, 
dass bereits seit langem von Kin-
dern als auch Beschäftigten an der 
Schule über ähnliche Beschwerden 
(brennende Augen, Kopfschmerzen) 
berichtet wird. Dies wurde von Be-
schäftigten immer wieder vorge-
bracht, zuletzt im Arbeitsschutz 
ausschuss, an dem auch das Stadt-
schulamt beteiligt ist. Geschehen 
ist aber bisher nichts. Wir fordern 
sie auf, auch hier endlich tätig zu 
werden und der Ursache dieser Be-
schwerden aktiv nachzugehen und 
umgehend für eine Verbesserung 
der Situation zu sorgen.

Mit freundlichen Grüßen,
Anja Golder und 

Sebastian Guttmann

Offener Brief des GEW Bezirksverbands an die 
Stadtverwaltung (Amt 40)

Anmerkungen zum Vorgang
an der Grundschule Rebstock am 
20. und 21.12.2016
und zum Schreiben des Stadt-
schulamtes

Datenblatt GisChem Methylmethacrylat

Explosionsgefahren/
Gefährliche Reaktionen
„Explosionsgefahren/ Gefährliche Reak-
tionen: Dämpfe sind schwerer als Luft 
und bilden mit Luft explosionsfähige 
Atmosphäre. Bei Vorhandensein von 
Zündquellen, z.B. heiße Oberfl ächen,
offene Flammen, mechanisch erzeugte 
Funken, elektrische Geräte, elektrostati-
sche Aufl adungen und Blitzschlag, ist 

mit erhöhter Explosionsgefahr zu rechnen. 
Mit elektrostatischen Aufl adungen ist zu 
rechnen beim Ausschütten, beim Tragen 
isolierender Schuhe und bei fehlender 
Erdverbindung ableitfähiger und leitfähi-
ger Gegenstände.“ 

 „Gesundheitsgefährdung: Haut-
kontakt kann zu Gesundheitsschäden
führen. Verursacht Hautreizungen (H315). 
Kann allergische Hautreaktionen verursa-
chen (H317). Reizt die Atemwege: z.B.
Brennen der Nasen- und Rachenschleim-
haut, Reizhusten, Atemnot (s. H335) 

Alle Beschäftigten, die
 nicht unmittelbar an den 
Arbeiten beteiligt sind, 
müssen den Arbeitsbereich 
verlassen.
„6. Maßnahmen und Empfehlungen: Die 
Arbeitsplatzgrenzwerte und die Spitzen-
begrenzungen bei Beschichtungsarbeiten 
sind ohne Lüftungsmaßnahmen grund-
sätzlich überschritten. Somit sind die 
nachfolgenden Schutzmaßnahmen anzu-
wenden, auch bei kurzfristigen Arbeiten.

Das Aufstellen eines Lüfters allein 
ist als Maßnahme nicht ausreichend. Es 
muss für jede Beschichtungsbaustelle ein 
Lüftungskonzept erarbeitet und die Wirk-
samkeit im Einzelfall messtechnisch doku-

mentiert werden. Wenn das im Einzelfall 
zu aufwändig ist, ist Atemschutz zu tra-
gen (…)

Alle Beschäftigten, die nicht unmit-
telbar an den Arbeiten beteiligt sind, müs-
sen den Arbeitsbereich verlassen.

Lüftungsmaßnahmen sind durchzu-
führen mit dem Ziel der Senkung der Be-
lastung. Da MMA leicht entzündlich ist, 
müssen die Explosionsschutzvorschriften 
beachtet werden.“

Aus:
Expositionsbeschreibung Beschichtungs-
arbeiten von Industriefußböden mit Me-
thylmethacrylat-Harzen November 2012, 
erarbeitet von der Berufsgenossenschaft 
der Bauwirtschaft und der Behörde für 
Gesundheit und Verbraucherschutz Ham-
burg – Am für Arbeitsschutz

Kann die Augen reizen. Kann Gesund-
heitsstörungen wie Kopfschmerzen, 
Schwindel und Übelkeit verursachen. 
Kann bei längerfristiger Einwirkung 
Gesundheitsstörungen wie vegetative 
Störungen, Kreislaufstörung, Leberscha-
den, Blutbildveränderungen und Ner-
venschaden verursachen. Sensibilisierte
Personen können schon auf sehr ge-
ringe Konzentrationen an Methylmetha-
crylat reagieren und sollten deshalb
keinen weiteren Kontakt mit diesen Stof-
fen haben.“
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Nach dem konzeptionslosen 
Gestammel im Wohlfühl-Jar-
gon einer neoliberalen No-Lan-
guage, das während der Ära 
Sorge aus dem Frankfurter 
Schuldezernat hervordringend 
die öffentliche Meinung kon-
taminierte, nun also eine – im-
merhin! – politische Rede zum 
Auftakt der „heißen Phase“
der Schulentwicklungsplanung 
für die Berufl ichen Schulen, 
gehalten von der neuen Schul-
dezernentin Sylvia Weber auf 
der grässlicher Weise „Kick-
Off“ betitelten Auftaktveran-
staltung am 23.11.2016. 

Man muss mit Frau Weber
nicht in jeder Hinsicht überein-
stimmen, aber für die „Beruf-
ler“ dürfte es wohltuend gewe-
sen sein zu vernehmen, dass 
endlich ihre Verdienste um die 
Integration gewürdigt wurden
und Sylvia Weber ihnen den 
Dank der Stadt übermittelte
für die Bereitschaft zu außerge-
wöhnlichen Belastungen wie 
dem Bereitstellen von Turnhal-
len zur vorläufi gen Unterbrin-
gung von Flüchtlingen in den 
vergangenen Monaten. Aber 
auch die InteA-Sprachlernklas-
sen wurden von der Dezernen-
tin als eine unerlässliche Vor-
aussetzung für weitere Integra-
tionsschritte hervorgehoben, 
ein Gebiet, auf dem die Beruf-
lichen Schulen, meistens ohne 
jede Voraussetzung, seit 2015 
außerordentliche Herausforde-
rungen anzugehen hatten. Es
ist ein wichtiger Wegweiser für 
die Zukunft, wenn die Schul-
dezernentin die Berufl ichen 
Schulen als „idealen Partner“ 
für das Gelingen der Integration 
junger Menschen bezeichnet
und damit eine der wesentlichen 
Aufgaben, die auch bisher de-
ren pädagogische Tätigkeit maß-
geblich bestimmte, zu einem
auch künftighin zentralen Ar-
beitsfeld erklärt. 

Klare Kante zeigte die
Schuldezernentin, was die wei-
terhin wichtige Position der
Berufl ichen Schulen in der Bil-
dungslandschaft angeht, wenn 
sie deren „soziale Verantwor-
tung gegenüber den Jugendli-
chen“ hervorhob. Frau Weber 
erklärte, berufl iche Schulen 
seien wichtig für Bildungsauf-
stiege und damit für die Stär-

Kommentar

Kick off
the Future!

„Kick Off“ – So lautete der Slogan 
zum Startschuss zur Fortschreibung 
des Schulentwicklungsplans für be-
rufl iche Schulen am 23. November 
2016. Eingeladen hatte das Stadt-
schulamt ins Instituto Cervantes, 
gekommen waren Schüler/innen-
vertreter, Lehrer/innen, Personalräte 
und Schulleiter/innen der 16 beruf-
lichen Schulen Frankfurts, Eltern-
vertreter, Vertreter von Wirtschafts-
verbänden, sozialen Einrichtungen 
und der Stadtverwaltung – eine be-
schauliche Runde im Vergleich zum 
Partizipationsverfahren des Schul-
entwicklungsplans A. Aus der Poli-
tik hatten es nur drei Vertreter zur 
Veranstaltung geschafft – allesamt 
von der SPD. Stellt sich doch die 
Frage, wie wichtig der Stadt Frank-
furt die Berufl iche Bildung zukünf-
tig sein wird. 

Die Mängelliste vieler berufl i-
cher Schulen in Frankfurt ist lang: 
Vom maroden Gebäude über zu 
kleine Unterrichtsräume bis hin zur 
technischen Ausstattung. Die Vision, 
das Angebot der berufl ichen Schu-
len je nach Fachrichtung zu bündeln 
und Standorte in den Frankfurter 
Speckgürtel zu verlagern, kursiert 
als Gerücht schon geraume Zeit 
durch Frankfurts Kollegien.

Doch in der Begrüßungsrede 
stellte die Bildungsdezernentin Syl-
via Weber zu Beginn gleich eines 
klar: Es werde keine Zusammenle-
gung von Berufl ichen Schulen unter 
dem Aspekt fehlender Raumkapa-
zitäten für allgemeinbildende Schu-
len in Frankfurt geben!

Basierend auf den Ergebnissen 
der Dialogkonferenz am 28.April 
des letzten Jahres und dem daraus 
entwickelten „Eckpunktepapier“ 
soll nun bis Ende 2017 ein zukunfts-
weisender Schulentwicklungsplan 
entstehen. Die Dezernentin machte
deutlich, dass der Partizipations-
prozess ergebnissoffen angelegt sei 
– verwunderlich nur, dass Veranstal-
tungen des Beteiligungsverfahrens 
in den Zeitraum von Vorbereitun-
gen und Durchführung der Prüfun-
gen an den Schulen fällt. 

Das Stadtschulamt hat sich 
auch diesmal „Hilfe“ von außen 
geholt: eine Agentur für crossme-
diale Bürgerbeteiligung mit Namen 

zebralog GmbH&Co.KG soll nach 
eigener Aussage des geschäftsfüh-
renden Gesellschafters Dr. Oliver 
Märker „… alle relevanten Ak-
teure ins Boot holen…“ und eine 
„… enge Verzahnung von Planung 
und Beteiligung…“ gewährleisten.  

Als zweites Unternehmen in Sa-
chen Partizipationsprozess ist die 
nordrheinwestfälische Projektgruppe
Bildung und Region, kurz biregio 
genannt, eingebunden. Deren Grün-
der Hubertus Schober betonte, für 
das Sammeln von Daten zuständig 
zu sein und im ersten Schritt in den 
nächsten Wochen alle 16 Schulen zu 
besuchen und dort eine „Bestands-
aufnahme“ mit Schulleitung und fa-
cility management durchführen zu 
wollen. Auf Rückfrage der GEW-
Vertreterin sei dies ein rein formaler
Akt, der nur der Gewinnung von Da-
ten diene. Stellt sich nun die Frage, 
ob die Stadt weder Kenntnis über 
ihre Schulgebäude noch deren Nut-
zung hat?!

Zu der Frage vor welchen Her-
ausforderungen betreffend  Bildung 
und Wirtschaft die Stadt Frankfurt 
nun denn stehe, hielt der Vorstand 
der FutureManagementGroup AG 
Martin Ruesch, seines Zeichens 
„Zukunftsforscher und -manager“, 
einen launigen Vortrag zu dem was 
Lehren und Lernen im 21.Jahrhun-
dert an möglichen Entwicklungen 
zu bieten hat. Ob die Berufsgruppe 
der Lehrerinnen und Lehrer sich in 
50 Jahren dann „Amnesie-Chirurg“ 
nennen dürfe oder müsse, das blieb 
trotz der Betonung Herrn Rueschs, 
dass Lernen ein biologischer Prozess 
sei und bleibe, offen. Mit Blick auf 
die Befragung der Münchner Un-
ternehmensberatung SCOPAR aus 
dem Jahres 2013 verwies er auf die 
„Zwölf wichtigsten Werte“  – näm-
lich primär Ehrlichkeit, Verlässlich-
keit und Respekt. 

Warten wir mal ab, ob sich an 
diesen drei Begriffen der Partizi-
pationsprozess zum SEP B messen 
lassen kann?! 

Geplant ist die nächste Veran-
staltung zu Jahresbeginn 2017 – blei-
ben wir gespannt, wie das Ergebnis 
und die Rechnung am Ende ausse-
hen werden! 

Bettina Happ-Rohe

Schulentwicklung Berufl iche Schulen
Vom Segen und Fluch der 
Partizipation

kung der Demokratie. Aus den 
jährlichen OECD-Bildungsbi-
lanzen ist bekannt, wie sehr ge-
rade auf diesem Sektor vieles in 
Deutschland im Argen liegt! 
Besonderes Augenmerk verdien-
ten daher die Berufl ichen Gym-
nasien, die in beiden Schulent-
wicklungsplänen eine Rolle zu
spielen hätten und besondere 
Wichtigkeit beim Thema Integ-
ration besäßen. In diesem Sin-
ne sei darauf hinzuwirken, dass 
Abbrecherquoten reduziert wer-
den, was auch durch eine inten-
sivierte Berufswegeplanung und 
den Ausbau der dafür gedachten
Systeme zu erreichen sei. Auch 
wenn sie einerseits von einer 
„Schärfung der schulischen Pro-
fi le sprach“ und erklärte, nicht 

jedes Angebot müsse überall 
vorgehalten werden, betonte sie
ihre Ablehnung eines Konkur-
renzverhältnisses zwischen ein-
zelnen Schulen. Schon in nächs-
ter Zukunft könnte es wichtig
werden, sich an diese hehren 
Worte zu erinnern, wenn es dar-
um gehen wird, welche Auswir-
kungen die Beteiligung einiger
Berufsschulen an Schulversuchen
des Landes wie der Berufsfach-
schule zum Übergang in Ausbil-
dung (BüA) auf die übrigen 
Schulen haben wird oder wenn 
wieder einmal, wie jüngst an 
der Philipp-Holzmann-Schule, 
Überrumpelungsabstimmungen 
in der Gesamtkonferenz für die 
Einführung der Selbstständigen 
Berufl ichen Schule einzelnen 
Lehranstalten einseitige Vorteile 
verschaffen sollen.

Wichtig dürfte den anwe-
senden Abgesandten der Beruf-
lichen Schulen die Zusicherung 
der Dezernentin gewesen sein, 
es werde keine Standortschlie-
ßungen zur Gebäudegewinnung 
für den Ausbau des allgemein-
bildenden Schulwesens geben. 
Sylvia Weber widersprach da-

mit Spekulationen, die im bis-
herigen Planungs- und Beteili-
gungsprozess umliefen. Diese 
Zusicherung war Sylvia Weber 
so wichtig, dass sie in diesem 
Zusammenhang zweimal ver-
sicherte, dies sei ein „Verspre-
chen“. Den Beteiligungsprozess 
bezeichnete sie als „ergebnis-
offen“ und dessen künftige Re-
sultate als für die tatsächliche 
Umsetzung der Planung „maß-
geblich“. Dies kann nur als 
Aufforderung an die Personal-
vertretungen verstanden wer-
den, sich in den kommenden 
Monaten mit deutlich gesteiger-
tem Engagement in den Prozess 
einzubringen, um die Interessen 
der Lehrkräfte mit dem nötigen
Akzent vorzutragen, damit Par-
tizipation nicht wie schon so 
oft zur einvernehmlichen Betei-
ligung am Herunterfahren von 
vorhandenen pädagogischen 
Standards und der Arbeitsbe-
dingungen verkommt. Den un-
vermeidlichen Hinweis auf die 
„Rahmenbedingungen (Stadt-
verordnetenversammlung, Fi-
nanzierungsmöglichkeiten, Pri-
oritätensetzung, wirtschaftli-
che Entwicklung)“ konnte und 
wollte auch Sylvia Weber der 
Versammlung nicht ersparen. 
Einzufordern bleibt daher, dass 
diese üblichen „Drangsale“ de-
mokratischer Politiker*innen 
nicht ein weiteres Mal zur Rou-
tineentschuldigung wohlmei-
nender, aber wirkungsloser Pro-
grammatik werden. Die sich 
anschließende Multimediaprä-
sentation einer „FutureManage-
mentGroup“ jedenfalls, geht 
man danach, verhieß wenig Gu-
tes in ihrer abgehobenen techno-
logischen Apokalyptik, mit der
 sie am liebsten gleich Googles
Androiden-Heere auf die arbei-
tende Menschheit loslassen woll-
te, um die bisherigen Berufsbil-
der und damit die bestehende
Berufsschullandschaft möglichst
im nächsten Jahrfünft abzuwi-
ckeln und in ein Modell lebens-
langen „Lernens“ für die Em-
ployability umzubauen. Der 
Drohung mit dem robotischen 
Doomsday ist daher nach wie 
vor das Ziel möglichst umfas-
sender Qualifi zierung durch die 
Berufl ichen Schulen in öffentli-
cher Verantwortung entgegen-
zusetzen!          Ernst Olbrich   

Entwicklungen im Dualen System

Absolutwerte werden aus Datenschutzgründen jeweils auf ein Vielfaches von 3 gerundet; der Gesamtwert kann deshalb von der Summe der Einzelwerte abweichen. – Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung, Erhebung zum 30. September 2016    
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Name

Wrede, Engelbert

Typ

SSA FFM

Schule Telefon

069-38989-430
069-20326287

e-Mail Adresse

engelbert.wrede@kultus.hessen.de
gsbvffm.e.wrede@gmail.com

Schwerbehindertenvertreter
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Name

Avellini, Christina    
Bär, Meike
Dunkel-Volknandt, Martina
Franciszczok, Heidi
Friedrich, Sabine
Glock, Claudia
Gnida, Daniel
Guttmann, Sebastian
Hirn, Hanne
Olbrich, Ernst
Preusker, Laura
Ulrich, Ingeborg
Katja, Weber
Zorko, Henrich

Typ

Gym
GOS
GrS
GrS
Fö
R
GYM
Fö
BS
BS
GrS
KGS
IGS
IGS

Schule

Helmholtzschule
FR-Dessauer Gym.
E-Huperdinck-Schule
Elsa-Brändström
Panoramaschule
Holbeinschule
Friedrich-Dessauer
Karl-Oppermann
Franz-Böhm-Schule
Klingerschule
GS Rebstock
Schule am Ried
Ernst-Reuter-Schule II
Ernst-Reuter-Schule II

Telefon

069-48981785
06192-309299
069-59791886
069-7891567
06171-4753
069-676908
069-13821001
06190-8879915
06171-508241
01525-9999940
069-95117755
069-46308697
06196-653003
0172-7785855

e-Mail Adresse

aavellini@yahoo.de
meikebaer.gpr-ffm@posteo.de
TinaDV@gmx.de
Heidi.franciszczok@t-online.de
bine-friedrich@t-online.de
claudiaglock@web.de
l.ading@gmx.net
ps.guttmann@t-online.de
brainmail@t-online.de
Ernst.Olbrich@freenet.de
lpreusker@gmx.de
Ing.Ulrich@gmx.net
webkmail@yahoo.de
zorko.ersii@t-online.de

Beamtinnen und Beamte

Name

Gülegen, Enis
Krodel-Johne, Heide

Typ

H
Fö

Schule

Sophienschule
Viktor-Frankl-Schule

Telefon

069-547434
06031-692414

e-Mail Adresse

enisguelegen@google.com
heide.krodel@outlook.com

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer

Von links nach       rechts bzw. hinterer nach vorderer Reihe: Laura Preusker, Dirk Kretschmer, Jens Kleemann, 
Alexander Grund, Claudia Glock, Manuela Adalati, Sven Hennemann, Heidi Franziszczok, Ernst Olbrich,
Martina Dunkel-Volknandt, Susanne Hüttig, Sabine Friedrich, Christine Rensing-Grüter, Katja Weber, Stefan 
Kockelmann, Heinrich Zorko, Ingeborg Ulrich, Andrea Peters, Heide Krodel-Johne, Sebastian Guttmann, 
Meike Bär, Hanne Hirn, Enis Gülegen, Christina Avellini, Ricarda Ebert-Diehl, Daniel Glida, Alexandra Menk

Nachrichten ...

GEW

Gesamtpersonalratsbüro 069-38989-185 gesamtpersonalrat@
kultus.hessen.de

Neue Amtsleitung
Seit den Herbstferien gibt es einen 
neuen Amtsleiter im Staatlichen 
Schulamt Frankfurt. Wolfgang Kre-
her wurde auf diese Stelle versetzt 
und ist nach eigener Aussage wil-
lens, sich in den kommenden Jahren 
energisch für die Bewältigung der 
Aufgaben der Leitung des Staatli-
chen Schulamts einzusetzen. 

Weitere Personalien
Seit kurzem arbeiten im Staatlichen 
Schulamt auch zwei Schulentwick-
lungsberaterinnen, die aus dem Be-
reich der Schulinspektion stammen. 
Diese soll nun verändert stattfi nden: 
Schulen sollen sie anfordern und so 
bei der internen Evaluation von ei-
genen Fragestellungen unterstützt 
werden. Ob dies ein sinnvolles An-
gebot zur Bewältigung der derzei-
tigen Problemstellungen an Schu-
len ist, wollen wir an dieser Stelle 
nicht beantworten.

Dringend gebraucht würde al-
lerdings eine Frauen- und Gleich-
stellungsbeauftragte für Lehrkräf-
te am Staatlichen Schulamt, denn 
diese Stelle ist derzeit nicht besetzt. 
Am 30. 11. 2016 musste Renata Ber-
lin, die dieses Amt viele Jahre lang 
mit großem persönlichem Einsatz 
ausgeübt hat, ihre Tätigkeit been-
den. Wir bedanken uns an dieser 
Stelle für die gute Zusammenar-
beit, wenn es darum ging, gemein-
sam Verbesserungen für Einzelper-
sonen oder Gruppen zu erreichen 
und durchzusetzen. 

Obwohl das Ausschreibungs-
verfahren jetzt schnell durchgeführt 
werden soll, wird es doch zu einer 
Vakanz von mehreren Monaten 
kommen, was aus unserer Sicht 
kein guter Zustand ist.

Für den Bereich der Sonderpä-
dagogik ist inzwischen Frau Van-
dieken zuständig. Sie ist hierfür bis 
zum 31. 7. 2017 an des Staatliche 
Schulamt abgeordnet.

Frauenförderplan
Im Dezember stand die Fortschrei-
bung des Frauenförderplans bis 
2019 für den Bereich des Staatli-
chen Schulamts Frankfurt an. Wäh-
rend der vorherige Plan von uns vor 
zwei Jahren wegen Unlesbarkeit und 
fehlender Plausibilität des Daten-
teils, der die Besetzung der Beför-
derungsstellen in allen Schulformen 
nach Männern und Frauen darstel-
len soll, abgelehnt wurde, war die-
ser jetzt lesbar und nachvollziehbar. 
Bei der Erörterung wurde von uns 
vor allem darauf hingewiesen, dass 
es bei der Förderung von Frauen
nicht nur darum geht, Funktions-
stellen mit Frauen zu besetzen, son-
dern auch allgemein Lehrkräften 
Unterstützung zu geben, beispiels-
weise bei der Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf. 

Schulgesundheitsfachkräfte
Im Jahr 2017 sollen im Rahmen 
eines Modellversuches an mehre-
ren weiterführenden Frankfurter 
Schulen sogenannte Schulgesund-
heitsfachkräfte eingesetzt werden. 
Hierbei soll es sich um wohl um 
Gesundheits- und (Kinder)Kran-
kenpfl egekräfte handeln, die an den 
Schulen tätig sein sollen. Allerdings 
ist ihre genaue Tätigkeit noch nicht 
präzise defi niert und wird wohl, 
ebenso wie das Arbeitszeitverrech-
nungsmodell, derzeit noch zwischen 
Hauptpersonalrat und Kultusmi-
nisterium verhandelt. Klar ist je-
doch, dass die Einstellung an den  
vier Modellschulen erfolgen soll 
und der örtliche Personalrat in der 
Mitbestimmung ist. Die betroffenen 

Schulpersonalräte wurden von uns 
bereits informiert.

Stellensituation an Grund- 
und Förderschulen
Weiterhin können viele Stellen an 
Grund und Förderschulen nicht be-
setzt werden. Dies ist inzwischen ein 
hessenweites Problem, wirkt sich 
aber in Frankfurt besonders stark 
aus. An den Schulen führt dies zu 
einer enormen zusätzlichen Belas-
tung. Wir sehen es als unsere Auf-
gabe an, diese Belastungen auch 
immer wieder gegenüber dem Amt 
darzustellen und darauf hinzuwir-
ken, dass auch auf hessischer Ebe-
ne die notwendigen Entscheidun-
gen angestoßen werden, um diesem 
Mangel entgegenzuwirken. Siehe 
hierzu auch der Artikel: „Grund-
schullehrkräfte stärken“ auf Seite 4.

Inklusive Beschulung
Wie bereits im letzten Schuljahr wer-
den die Stunden für die ‚Inklusive 
Beschulung‘ nur noch als Gesamt-
menge an die Regionalen Beratungs- 
und Förderzentren zugewiesen und 
von dort an die allgemeinen Schulen 
weiterverteilt. Eigene Stunden für 
den Bereich Geistige Entwicklung 
gibt es nicht mehr, allerdings sind 
diese Stunden in der Gesamtmen-
ge vorhanden. Dies ist also an sich 
kein Problem, denn zunächst ein-
mal sind es dadurch nicht weniger 
Stunden. Schwierig kann es aber bei 
steigenden Schülerinnenzahlen wer-
den, wenn keine Anpassung an die 
realen Schülerzahlen kurz vor Be-
ginn des Schuljahrs vorgenommen 
wird, da gerade im Bereich Geisti-
ge Entwicklung (aber auch in ande-
ren Bereichen) die Zahlen zu diesem 
Zeitpunkt höher sind als zum Zeit-
punkt der Erstellung der Prognose-
zahlen. Früher wurde das in diesem 
Bereich durch eine eigene Nach-
steuerung geregelt. Wir setzen uns 
derzeit auf allen Ebenen dafür ein, 
dass der Stundenumfang den stei-
genden Schülerinnenzahlen ange-
passt wird, damit die Bedingungen 
für die ‚Inklusive Beschulung‘ nicht 
noch weiter verschlechtert werden.

Mobile Vertretungsreserve
Seit Jahren wird die Mobile Vertre-
tungsreserve genutzt, um absehba-
re längerfristige Vakanzen zu ver-
treten. Bisher fand dies vor allem 
im Bereich der Grundschulen statt. 
Allerdings ist es hier aufgrund des 
oben beschriebenen Mangels an Be-
werberInnen nicht mehr möglich, 
die Stellen in diesem Bereich zu be-
setzen. Aus diesem Grund wurde
mit dem Schulamt vereinbart, zehn 
dieser Stellen für den Bereich der 
weiterführenden Schulen auszu-
schreiben, damit diese auch tat-
sächlich besetzt werden können 
und sich dadurch die Zahl der be-
fristeten Arbeitsverträge wenigs-
tens etwas verringert.

Intensivklassen
Durch die große Anzahl an Schüle-
rInnen, die aus Intensivklassen in die 
Regelklassen wechseln müssen, hat 
das Hessische Kultusministerium in 
diesem Schuljahr Anfang Februar 
eine Neuberechnung der Klassen-
zahlen angesetzt. Wenn durch die 
Aufnahme von SchülerInnen aus In-
tensivklassen der Klassenteiler in ei-
ner Klassenstufe in einem Jahrgang 
in allen Klassen um mehr als eins 
überschritten wird (z.B. müssten in 
einer 4-zügigen Schule alle vier Klas-
sen voll belegt sein und dann noch  
fünf SchülerInnen hinzukommen), 
kann eine neue Klasse eingerichtet 
werden bzw. die Schule bekommt 

Wir sind es wert – Arbeitszeitverkürzung und 6% mehr!
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 ... aus dem Gesamtpersonalrat  

Nachrichten aus dem Hauptpersonalrat
Schulleiterqualifi zierung
Hinsichtlich der Pilotphase der 
Schulleiterqualifi zierung (QSH)  be-
steht seitens des HPRLL weiterhin 
massive Kritik. Eine den Amtsleitern 
der Staatlichen Schulämter vorge-
stellte Präsentation enthält Planun-
gen und Zeitläufe zur fl ächende-
ckenden Einführung der QSH, die 
einem angemessenen Beteiligungs-
verfahren entgegenstehen. Da mehr 
Bewerbungen als Plätze für die Pi-
lotphase vorlagen, ist immer wie-
der von einem Alternativangebot 
für abgelehnte Bewerber die Rede. 
Bisher hat der HPRLL dazu jedoch 
noch keine Informationen erhalten.

Die Kritik des HPRLL an der 
Pilotphase hat weiterhin Bestand 
und wird auch in die Auseinander-
setzungen und Erörterungen über 
eine mögliche vom HKM initiier-
te fl ächendeckende Einführung ein-
gebracht werden. Der HPRLL hält 
nach wie vor die pädagogische und 
demokratische Arbeit an Schulen 
und in der Schulleitung für wichtig. 
Das ist der Maßstab für die massi-
ve Kritik am Qualifi zierungsange-
bot des HKM. 

Zeitpunkt der Aufnahme der 
BewerberInnen mit Grundschul-
lehramt in das Ranglistenver-
fahren
Aufgrund des Mangels an Lehr-
kräften mit Lehramt Grundschule 
hat der HPRLL zugestimmt, dass 
BewerberInnen, die in Hessen Ex-
amen gemacht haben, unmittelbar 
nach erfolgtem 2. Staatsexamen auf 
die Rangliste aufgenommen werden 
können. Dieses Verfahren soll für 
ein Jahr gelten; danach wird man 

die Stunden für eine weitere Klas-
se und kann diese für Fördermaß-
nahmen verwenden.

Nach Auskunft des Schulamts 
wird es wohl zu sehr wenig Klas-
senteilungen in Frankfurt kommen, 
was wohl nicht an einem Mangel an 
SchülerInnen liegt, sondern eher da-
ran, dass es nach wie vor schwierig 
ist, diese an die allgemeine Schule 
zu vermitteln. Dafür gibt es mehre-
re Gründe, auch mangelnde Räume 
spielen hier sicher eine Rolle. Da es 

aber dennoch für die SchülerInnen 
aus Intensivklassen die Möglichkeit 
geben muss, in eine passende Klasse 
zu wechseln, wollen wir in nächster
Zeit mit dem Schulamt über eine 
Unterstützung für die Lehrkräfte in
Intensivklassen für diese Aufgabe 
verhandeln.

Konferenzrecht
In letzter Zeit scheint es im zuneh-
menden Maße üblich zu sein, be-
stimmte Projekte so kurzfristig an 

die Schulleitungen heranzutragen, 
dass in den Kollegien und den zu-
ständigen Gremien (meist Gesamt- 
und Schulkonferenz) nicht die not-
wendige Zeit für eine Diskussion 
und Meinungsbildung bleibt. Teil-
weise sollen Projekte sogar schon 
beginnen und die Zustimmung erst
nachträglich eingeholt werden. 
Jüngstes Beispiel ist eine Ende No-
vember stattfi ndende Schulleiter-
dienstversammlung zum „Kleinen 
Schulbudget“, in der offensichtlich 

die letzten Schulen davon überzeugt 
werden sollten, daran teilzuneh-
men. In der Einladung wurde bereits
darum gebeten, die Konferenzen 
noch vor den Weihnachtsferien ein-
zuberufen, um noch schnell im kom-
menden Jahr daran teilnehmen zu 
können. 

Diese Entwicklung halten wir 
für sehr bedenklich, da sich Schulen 
hier ja auf bestimmte Bedingungen 
einlassen und diese von der Schul-
gemeinde getragen werden müssen. 

Wir raten dazu, sich nicht durch 
Kurzfristigkeit davon abbringen zu 
lassen, Vor- und Nachteile einer Idee 
angemessen zu diskutieren, eventuell
auch verschiedene Experten mit un-
terschiedlichen Positionen zu einem
bestimmten Thema einzuladen und 
so einen fundierten Meinungsbil-
dungsprozess zuzulassen. Wenn ein 
Projekt als überwiegend positiv dar-
gestellt wird, ist doch die Frage, wa-
rum man dann nicht die Zeit haben 
soll, darüber zu diskutieren.

auswerten, ob dieses Verfahren dem 
Mangel an Grundschullehrkräften 
entgegenwirken konnte. 

Personelle Situation an den 
Staatlichen Schulämtern
Der HPRLL setzt sich weiterhin 
für eine zügige und somit zeitnahe 
Stellenbesetzung an den Staatlichen 
Schulämtern ein. 

Nach schriftlicher Anfrage an 
die Dienststelle  wurde dem  HPRLL 
nun mitgeteilt, dass mittlerweile bis 
auf zwei Staatliche Schulämter die 
Amtsleiterstellen besetzt worden 
sind. Weitaus unbefriedigender ist 
die Situation hinsichtlich der zu be-
setzenden Dezernentenstellen; hier 
konnte der HPRLL auf Nachfrage  
keine sachlichen Gründe erkennen, 
warum die Ausschreibungen bzw. 
Besetzungsverfahren gar nicht oder 
nur schleppend vollzogen werden.

Schulevaluation
Kritik über die Art und Weise, wie 
das Kultusministerium in den letz-
ten Jahren das Thema Schulevalua-
tion angegangen ist, hat es vielfältige 
gegeben. Das HKM und die jewei-
ligen Staatlichen Schulämter haben 
jetzt am 18. 11. 2016 eine Koopera-
tionsvereinbarung unterzeichnet, 
die die Arbeit der neu in den Staat-
lichen Schulämtern arbeitenden 
SchulberaterInnen regeln soll. Zu 
den Aufgaben der SchulberaterIn-
nen bei der ‚internen Evaluation‘ 
wird künftig auch gehören, dass es 
auf Abruf eine nachfrageorientier-
te Beratung von Schulen geben soll. 
Der HPRLL hat sich sehr dafür ein-
gesetzt, dass die SchulberaterInnen 
so arbeiten, dass der tatsächliche 

Bedarf der Schulen der Maßstab 
für die Evaluation ist. Ob diese He-
rangehensweise den tatsächlichen 
Bedarf der Schulen sichert, werden 
wir sehen. Der HPRLL wird jetzt 
erstmal abwarten, wie sich die Um-
setzung der Kooperationsvereinba-
rung und der Einsatz der BeraterIn-
nen gestalten und den Prozess sehr 
kritisch begleiten.

Bundeswehr in Schulleiter-
dienstversammlungen  
Bereits vor einigen Jahren ist das 
Hessische Kultusministerium mit 
der Bundeswehr eine Kooperation
eingegangen, die die verschiedenen 
Arbeitsebenen betrifft und von der 
GEW heftig kritisiert worden ist. 
Aktuell hat das HKM eine Mail 
an alle Staatlichen Schulämter ge-
schickt, in der diese auf der Grund-
lage der geltenden Kooperations-
vereinbarung aufgefordert werden, 
Jugendoffi zieren in einer Schulei-
ter- und Schulleiterinnen-Dienst-
versammlung die Möglichkeit einer
Vorstellung zu geben.

Die GEW Hessen hat sich auf 
einer Landesvorstandssitzung auch 
damit befasst und das HKM aufge-
fordert, von diesem „Schaulaufen“ 
abzusehen. Schulleitungen sind oh-
nehin stark überlastet und Dienst-
versammlungen sollten nicht unnö-
tig mit solchen erwartbar tendenziö-
sen Inhalten in die Länge gezogen 
werden. Aus personalrätlicher Sicht 
ist es besonders wichtig, dass die 
Kooperationsvereinbarung auf Frei-
willigkeit beruht und damit eine
Dienstverpfl ichtung, sich den Vor-
trag anzuhören, nicht bestehen 
kann. Dass Organisationen mit evtl. 

differierenden Darstellungen zur 
„Sicherheits- und Verteidigungspo-
litik“ (Friedensbewegung…) eben-
falls die Möglichkeit erhalten, ihre 
Angebote vorzustellen, ist nicht in 
gleicher Weise gegeben. 

Auf politischer Ebener muss es 
darüber hinaus darum gehen, sich 
für die Abschaffung der sogenann-
ten „Kooperationvereinbarung“ 
einzusetzen. Die Aktivitäten der 
Bundeswehr an Schulen, auch und 
gerade der Jugendoffi ziere, sind kei-
neswegs als neutrale Angebote für 
z. B. den PoWi-Unterricht zu sehen. 
Zu diesem Schluss kommt auch die 
Kinderkommission des deutschen 
Bundestages in ihrer „Stellungnah-
me zum Verhältnis von Militär und 
Jugend in Deutschland“. Sie kriti-
siert besonders, dass es in Deutsch-
land bereits für 17-Jährige möglich 
ist, freiwilligen Wehrdienst zu leis-
ten und stellt fest, dass die Wer-
bung und Rekrutierung der Bun-
deswehr gegen die entsprechenden 
UN-Richtlinien verstößt.

Schulgesundheitskräfte in 
Frankfurt und Offenbach
Auch in Hessen soll es einen Probe-
lauf zum Einsatz sogenannter Schul-
gesundheitskräfte geben. An neun 
Schulen im Bereich der Staatlichen 
Schulämter Frankfurt und Offen-
bach sollen diese ab Anfang März 
zum Einsatz kommen. Der Einsatz 
der Schulgesundheitsfachkräfte soll 
Eltern und ihren Kindern – abhän-
gig von einer entsprechenden Ein-
willigung – ein schulnahes Angebot 
der gesundheitlichen Versorgung 
und präventiver gesundheitsbezo-
gener Maßnahmen im Schulalltag 

machen. Es ist eine zweijährige Er-
probung vorgesehen. Der Probelauf 
in Hessen wird fi nanziert von der 
AOK, die Schulgesundheitskräfte 
werden aber beim Land Hessen be-
fristet beschäftigt. Der zweite Pro-
belauf fi ndet in Brandenburg statt 
und ist dort beim Sozialministerium
angesiedelt. 

Nach wie vor sind aber sehr vie-
le Details der Umsetzung in Hessen 
unklar und leider immer noch nicht 
wirklich durchdacht. Als Grundlage 
der Eingruppierung hat das HKM 
die USF-Richtlinie „abgekupfert“, 
was an vielen Stellen jedoch über-
haupt nicht passt. Die USF-Richt-
linie gilt nämlich für PädagogIn-
nen, was die Schulgesundheitskräfte 
eben nicht sind. Eine Abgrenzung 
zum pädagogischen Personal ist im-
mer noch nicht durchgängig gege-
ben, die Frage der Eingruppierung 
nicht gelöst. So gilt der Eingruppie-
rungserlass beispielsweise nur für 
pädagogische Tätigkeiten. In der 
letzten Erörterung stellte sich dann 
auch noch die Fragestellung, ob 
diese Kräfte ohne ärztliche Anwei-
sung tätig werden dürfen und wie 
sie versicherungstechnisch abgesi-
chert sind. Für den HPRLL stellt 
sich die Frage, wie die Rechte der 
Schülerinnen und Schüler bzw. El-
tern gesichert werden. 

Alles gute Gründe für den 
HPRLL weiterhin kritisch nach-
zufragen und „am Ball“ zu bleiben.

Verantwortlich für das HPRLL-
Info: Bettina Happ-Rohe 

und Maike Wiedwald

Anschluss halten: 6 Prozent mehr! Stufe 6 in den Entgeltgruppen 9 bis 15
Mitte Dezember haben die DGB Ge-
werkschaften ihre Forderungen zur 
Tarif- und Besoldungsrunde 2017 mit 
dem Land Hessen festgelegt. Die Ent-
gelte der Beschäftigten sollen um ins-
gesamt 6 Prozent – bei einer Laufzeit 
von 12 Monaten – angehoben wer-
den. Wichtig dabei für Mitglieder der 
GEW: In diesem Rahmen soll in den 
Entgeltgruppen 9 bis 15 endlich eine 
6. Erfahrungsstufe eingefügt werden. 

Die Stufe 6 ab EG 9 gibt es bisher 
zwar bei den Kommunen, nicht je-
doch in den Länder-Tarifverträgen. 
Als Ausgleich für diese Erweiterung 
soll 2017 auch ein Mindest- oder 
Sockelbetrag vereinbart werden. 
Davon wiederum profi tieren vor 
allem die Beschäftigten bis Entgelt-
gruppe 8. Dieselben Forderungen 
stellen die Gewerkschaften auch ge-
genüber den anderen Bundesländer 
(Tarifgemeinschaft deutscher Län-
der –TdL). 
Der gesamte an Innenminister Peter 
Beuth übermittelte Katalog umfasst 
folgende Punkte: 

■  Erhöhung der Tabellenentgelte 
im Gesamtvolumen von 6 Prozent 
unter Einbeziehung einer sozialen 
Komponente in Form eines Sockel- 
oder Mindestbetrages und der Ein-
führung der Stufe 6 in den Entgelt-
gruppen 9 bis 15.
■  In diesem Zusammenhang ver-
langen die Gewerkschaften auch die 
„stufengleiche Höhergruppierung“.
■  Monatlich 90 Euro mehr für 
Praktikantinnen und Praktikanten 
sowie für Auszubildende. 
■  Die Laufzeit der Entgeltverbes-
serungen soll 12 Monate betragen.
■  Ausschluss sachgrundloser Be-
fristungen. Zusätzlich wird das 
Land aufgefordert, mit den Ge-
werkschaften Vereinbarungen zu 
treffen, die die Einschränkung des 
Abschlusses befristeter Arbeits-
verträge, insbesondere im Hoch-
schulbereich, und die Weiterent-
wicklung der Vereinbarung aus 
der Tarifrunde 2015 im Schulbe-
reich zum Ziel haben.
■  Verbindliche Übernahmeregelung 
für Auszubildende, Erhöhung des 

Urlaubsanspruchs für Auszubilden-
de auf 30 Arbeitstage.
■  Angleichung der Bezahlung der 
Beschäftigten im Sozial- und Erzie-
hungsdienst des Landes an die der 
Kommunen.
■  Zeit- und wirkungsgleiche Über-
tragung des Verhandlungsergebnis-
ses auf die Beamtinnen und Beam-
ten sowie Versorgungsempfängerin-
nen und -empfänger des Landes und 
der Kommunen. In diesem Rahmen 
wird auch eine Verkürzung der Ar-
beitszeit auf 40 Stunden in der Wo-
che vorgenommen.

Klar ist, dass für Beschäftigte in 
der so genannten „kleinen“ EG 9, 
für die bisher in der Stufe 4 Schluss 
ist, eine Anpassung erfolgen muss, 
wenn die Stufe 6 für die EG 9 bis 
15 vereinbart wird. 
Termine
Die Tarif- und Besoldungsrunde mit 
den Bundesländern ist 2017 sehr 
früh terminiert. Die erste Verhand-
lungsrunde mit dem Land Hessen 
fi ndet bereits am 27. Januar 2017 
statt. Zur letzten bisher vereinbar-

ten Runde im südhessi-
schen Dietzenbach tref-
fen sich beide Seiten am 
2. und 3. März 2017. 
Die vorläufi g abschlie-
ßende Spitzenrunde mit 
dem Arbeitgeberver-
band der anderen Bun-
desländer (TdL) ist für 
den 16. bis 17. Februar 
2017 anberaumt. In der 
Vergangenheit kam es 
vor dieser oftmals ent-
scheidenden Runde zu 
Arbeitsniederlegungen 
in den Bundesländern.

TU Darmstadt und Goethe-
Universität Frankfurt
Die TU Darmstadt ist tarifrecht-
lich selbstständig, daher sind an 
der südhessischen Hochschule ge-
sonderte Tarifverhandlungen über 
die Gehaltsentwicklung zu führen. 
Für die ebenfalls tarifl ich selbstän-
dige Goethe-Universität Frankfurt 
gilt zwar hinsichtlich der Einkom-
mensentwicklung ein „Automatis-

mus“ mit Bezug auf das Ergebnis in 
Hessen. Aber im Hinblick auf an-
dere Gegenstände werden die Ge-
werkschaften eigenständige Tarif-
verhandlungen an der Frankfurter 
Hochschule führen. Das gilt zum 
Beispiel für die Reduktion der Be-
fristungspraxis. An der Goethe-Uni-
versität fordern die Gewerkschaften 
darüber hinaus die Vereinbarung 
von tarifvertraglichen Regelungen 
für Hilfskräft

Eine Delegation der GEW überreicht am 6.12.2016 einen 
„Nikolaus“-Sack mit mehreren Tausend Anträgen auf angemes-
sene Bezahlung vor dem Kultusministerium in Wiesbaden.
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Eine rhythmisierte Ganztagsschule als Alternative zum „Pakt für 
den Nachmittag“ Interview mit Maike Wiedwald, stellvertretende Landesvorsitzende der GEW Hessen

FLZ: In dem Mitte Dezember vor-
gelegten Bericht der Kultusminis-
terkonferenz wird wieder deutlich, 
dass Hessen in der Ganztagsschul-
entwicklung noch weit hinter den 
anderen Bundesländern hinterher 
läuft. Wir haben immer wieder über 
Initiativen zur Einrichtung echter 
Ganztagsschulen berichtet, zuletzt 
vor eineinhalb Jahren über einen 
Vorschlag, der die Kritik an dem 
sogenannten „Pakt für den Nach-
mittag“ mit einem konstruktiven 
Gegenmodell einer Ganztagsschule
in etwas „abgespeckter“ Version 
verbindet (s.a. FLZ 2/2015 und 
HLZ 5/15). Dieser Vorschlag wur-
de im Bereich des Staatlichen Schul-
amts für den Landkreis Darmstadt-
Dieburg und die Stadt Darmstadt 
von einer Gruppe um Dagmar Ro-
senbrock (Generalia Ganztag) und
Manfred Schiwy (Fachberater Ganz-
tagsschulen) entwickelt. 

Liebe Maike, du hast diese Dis-
kussion seit einiger Zeit begleitet. 
Worum ging es in dem Papier?
Maike Wiedwald: In dem Darm-
städter Papier wird die Notwendig-
keit einer rhythmisiert arbeitenden 
Grundschule sehr gut begründet. 
In rhythmisiert arbeitenden Ganz-
tagsschulen kann eine verbesserte 
individuelle fachliche und soziale 
Förderung der Schülerinnen und 
Schüler erfolgen. Das kommt al-
len zu Gute, unabhängig von der 
sozialen Situation oder dem Ein-
kommen der Eltern. Soziale Un-
gleichheiten können ausgeglichen 
werden. Ganztagsschulen sind ein 
entscheidendes Mittel zum Abbau 
der ‚Vererbung‘ von Bildungsbe-
nachteiligung. Insbesondere auch 
zur Umsetzung von Inklusion wer-
den rhythmisierte Ganztagsschulen 
benötigt. Alles gute Gründe, für die 
Schaffung von Bildungsangeboten 
in echten Ganztagsschulen einzutre-
ten und eben nicht nur auf Angebo-
te zu setzen, die freiwillig zusätzlich 
nach dem Unterricht stattfi nden.

Wie ist die Diskussion zu den Vor-
schlägen in dem Darmstädter Pa-
pier inzwischen weitergegangen?
Ich habe den Eindruck, dass viel zu 
wenig über die Verankerung echter 
Ganztagsschulen diskutiert wird. 
Die Landesregierung setzt nach wie 
vor auf die Installierung von Betreu-
ungsangeboten und dabei vor allem 
auf den „Pakt für den Nachmittag“. 
Dabei blendet sie aus, welche Mittel
in Form von Stellen für Lehrerin-
nen und Lehrer, Sozialpädagogin-
nen und Sozialpädagogen an die 
Schulen gegeben werden müssen, 
um diese Aufgaben auch umsetzen 
zu können. Die Mittel müssen drin-
gend erhöht werden. Fundierte, auf 
den Ganztagsbedarf abgestimmte 
Raumkonzepte müssen aber auch 
entwickelt und an den Schulen kon-
kret umgesetzt werden. Das heißt, es 
muss um deutlich mehr Stellen und 
zusätzliche Räumlichkeiten gehen.

Die schwarz-grüne Koalition hat zu 
Beginn des Schuljahres erneut be-
hauptet, dass „Hessen weiter Tem-
po beim Ganztagsausbau“ mache. 
Sie unterstreichen das damit, dass 
mittlerweile bereits etwa 64% al-
ler allgemeinbildenden Schulen der 
Grundstufe und der Sekundarstufe 
I inklusive der Förderschulen ganz-
tägig arbeiten würden. Warum ist 
das für die GEW nicht ausreichend?
Die meisten ganztägig arbeitenden 
Schulen sind in dem sogenannten 
Profi l 1, weitere im Profi l 2 oder 

im „Pakt für den Nachmittag“. In 
Hessen sind lediglich 32 Schulen 
echte Ganztagsschulen. Nur neun 
Grundschulen arbeiten im Profi l 3. 
Das sind weniger als ein Prozent al-
ler Grundschulen in Hessen. Da-
mit kann man nicht zufrieden sein. 

Die Schulen im Profi l 1, Pro-
fi l 2 und im „Pakt für den Nach-
mittag“ bieten ausschließlich Be-
treuungsmöglichkeiten an. Es geht 
aber um mehr. Es geht um Bildung. 
Wie qualitativ hochwertig ein Be-
treuungsangebot an der jeweiligen 
Schule auch sein mag – es bleibt ein 
Angebot, das bloß an den regulären 
Schulvormittag anschließt. Da am 
Mittag und Nachmittag nicht mehr 
alle Schülerinnen und Schüler an-
wesend sind, bleiben Struktur und 
Abläufe des regulären Unterrichts-
vormittages unangetastet. Das ist 
aber keine echte Ganztagsschule.

Ressourcenbedarf vor Ort anhand 
von Kriterien festlegt. Inzwischen 
liegt ein gemeinsames Positionspa-
pier des Lokalen Bildungsbeirats 
im Landkreis Darmstadt-Dieburg 
vor, das auch vom Leiter des Staat-
lichen Schulamts unterzeichnet wur-
de. In den im Oktober 2016 for-
mulierten Eckpunkten fordern die 
Akteure eine „verpfl ichtende Öff-
nungszeit von 7 Stunden an vier von
fünf Tagen von 7.30 bis 14.30 Uhr“, 
das eine Rhythmisierung für alle
Schülerinnen und Schüler „mit ei-
nem Wechsel von Anspannung und 
Entspannung“ ermöglichen soll. 
Um eine verbindliche Grundschul-
zeit von 7 Zeitstunden für alle Kin-
der zu garantieren, halten sie einen 
„Zuschlag von 55 Prozent auf die 
Grundunterrichtsversorgung“ für 
erforderlich. Hinzukommen müssen 
aber auf jeden Fall Ressourcen für 

die Erfüllung des Raumbe-
darfs, der entsprechend vom
Schulträger bereitgestellt 
werden muss. 

Die GEW kritisiert den „Pakt
für den Nachmittag“ als Bil-
ligmodell und Schritt in die 
falsche Richtung. Warum ist 
das so?
Der „Pakt für den Nachmit-
tag“ ist ausschließlich ein Be-
treuungsmodell, das an Schu-

len stattfi ndet. Es muss aber um 
echte Bildungsangebote in echten 
Ganztagsschulen gehen. Dass die 
Landesregierung hauptsächlich auf 
die Installierung von Angeboten des
„Pakt für den Nachmittag“ setzt und
meistens auch Elternbeiträge gefor-
dert werden, halten wir für einen 
Schritt in die falsche Richtung. Ein 
sehr großes Problem ist auch, dass 
sehr selten neue Räume für die Um-
setzung geschaffen werden, sodass 
teilweise Schülerinnen und Schüler 
ihr Mittagessen in Klassenräumen 
einnehmen müssen. 

Und warum ist das ein Billigmodell?
Die Mittel für den „Pakt für den 
Nachmittag“ sollen angeblich so 
berechnet sein, dass sie ausreichen, 
um für die Hälfte der Schülerinnen 
und Schüler einer Grundschule ein 
freiwilliges an den Unterricht an-
schließendes Betreuungsangebot 
bis 14.30 Uhr zu machen. Ich be-
zweifl e, dass die Mittel selbst für 
die Hälfte ausreichen würden. An 
allen Frankfurter Schulen, die im 
„Pakt für den Nachmittag“ arbei-
ten, nehmen deutlich mehr Schüle-
rinnen und Schüler teil. So ist dieses 
Betreuungsangebot – selbst in der 
Lesart der Landesregierung – schon 
geplant dauerhaft unterfi nanziert. 
Noch einmal zurück zur Darm-
städter Forderung der 55%igen zu-
sätzlichen Zuweisung zur Grundun-
terrichtsversorgung. Eine normale
Grundschule mit ungefähr 220 Schü-
lerinnen und Schülern, die in 10 
Klassen unterrichtet werden, würde
über den „Pakt für den Nachmit-
tag“ zwei zusätzliche Stellen bekom-
men. Nach der Darmstädter Rech-
nung müssten es aber mindestens 
4,5 Stellen sein. Das zeigt doch, wie 
unterfi nanziert die Angebote sind.

Was bedeutet das für Kolleginnen 
und Kollegen, die im Ganztag ar-
beiten?
Die Eltern erwarten auch im „Pakt 
für den Nachmittag“ ein qualita-
tiv gutes und vielfältiges Angebot, 
das zuverlässig stattfi ndet. Da aber 
die Angebote stark unterfi nanziert 

sind, erhöht sich der Druck auf die 
Kolleginnen und Kollegen. Die El-
tern rufen schließlich nicht beim 
Kultusminister an, um sich zu be-
schweren, dass es keine Vertretung 
im Ganztag gibt, sondern bei den 
Klassenlehrerinnen und Klassen-
lehrern oder der Schulleitung. Die 
Kolleginnen und Kollegen an den 
Schulen wollen schließlich ein gu-
tes Angebot an der Schule umsetzen 
und engagieren sich. Die Arbeitsbe-
lastung und Mehrarbeit erhöht sich 
aber für das vorhandene Personal 
erheblich, weil einfach Stellen (z.B. 
für Vertretungen) fehlen.

Aufgrund der dauerhaften Un-
terfi nanzierung wandeln sehr viele
Schulen die Stellen in Mittel um. Mit 
dem dann zur Verfügung stehenden 
Geld werden andere Personen ein-
gestellt, die dieses Angebot durch-
führen sollen. Für die gibt es aber 
keine Qualifi kationsstandards, kei-
ne Vorgaben für tarifl iche Eingrup-
pierung und Bezahlung. Die Quali-
tät der pädagogischen Arbeit bleibt 
auf der Strecke. Prekäre Beschäfti-
gungsverhältnisse werden geschaffen 
– und das mit öffentlichen Mitteln.

Das Konzept „Mittel statt Stelle“ 
ist seit Jahrzehnten gängiges Finan-
zierungsprinzip von Ganztagsange-
boten an hessischen Schulen. Die 
Mittel werden dabei an sogenannte 
freie Träger überwiesen, die damit 
Ganztagsangebote an den Schulen 
durchführen sollen. Warum kriti-
siert ihr diese Entwicklung der Mit-
telzuweisung?
Hessenweit lässt sich beobachten, 
dass Schulen dann verstärkt auf 
Mittel zurückgreifen, wenn die vom 
Land bereit gestellten Stellen für die 
Durchführung der ganztägigen An-
gebote durch Lehrerinnen und Leh-
rern nicht ausreichen. Mittlerweile 
umfasst diese „Verschiebung“ von 
Stellen für Lehrkräfte in Mittel über 
35 Millionen Euro im Jahr. 

Der Anteil, den sich die Schu-
len in Mitteln auszahlen lassen, 
verändert sich deutlich von Profi l 
zu Profi l. Bei Schulen des Profi ls 3 
liegt der Anteil von ausgezahlten 
Mitteln um die 20%, bei Schulen, 
die am „Pakt für den Nachmittag“ 
teilnehmen, schon fast bei 60 Pro-
zent. Die Mittel werden an Träger-
vereine überwiesen, die dann als 
privater Arbeitgeber Personen be-
schäftigen, die Angebote im Ganz-
tag an den Schulen durchführen. 
Das alles steht für eine weitere Pri-
vatisierung öffentlicher Aufgaben. 
Die Schaffung echter Ganztagsschu-
len ist aber öffentliche Aufgabe und 
muss öffentlich fi nanziert werden.  

Was bedeutet das denn für die Be-
schäftigten, die an den Schulen die 
Angebote im Ganztag durchführen? 
Wer stellt sie ein? Wer ist der Chef 
oder die Chefi n?
Die meisten Träger von Ganztagsan-
geboten an Frankfurter Schulen sind 
Fördervereine. Die Entlohnungspra-
xis der Fördervereine ist sehr unter-
schiedlich und nur in den seltensten 
Fällen an Tarif angelehnt. Hausta-
rifverträge gibt es nicht. Den För-
dervereinen, die insbesondere im 
Ganztagsbereich aktiv sind, ist an 
dieser Stelle auch kein Vorwurf zu 
machen, da sie aufgrund der zu ge-
ringen Mittel, die die Stadt Frank-
furt und das Land Hessen zur Ver-
fügung stellen, auch nur eine Man-
gelverwaltung betreiben können. 
Und das schlägt sich in den Löh-
nen der Angestellten und den Ver-

tragsformen wie zum Beispiel der 
befristeten Beschäftigung nieder. 
Das hat mit einer qualitativ guten 
Tätigkeit für qualifi zierte Pädago-
ginnen und Pädagogen und ver-
nünftigen Anstellungsbedingungen 
nichts mehr zu tun. 

Wie kann man denn diese Situation 
der Beschäftigten verändern? Was 
fordert die GEW?
Eine zentrale gewerkschaftliche For-
derung ist, dass bei der fi nanziel-
len Ausstattung von pädagogischen 
Angeboten an und um Schule si-
chergestellt wird, dass das weitere 
pädagogische Personal mindestens 
entsprechend der geltenden Tarif-
verträge bezahlt und nach den je-
weiligen Entgeltordnungen auch 
entsprechend der tatsächlich aus-
geübten Tätigkeiten eingruppiert 
werden kann. Ich kann bis heute 
keinen Grund dafür sehen, Päda-
goginnen und Pädagogen aus dem 
Ganztag nicht auch beim Land Hes-
sen zu beschäftigen. Aber das ist 
offensichtlich nicht gewollt. Man 
hätte dann auch das Problem der 
personalvertretungsrechtlichen Mit-
bestimmung geregelt. Viele der Trä-
gervereine haben keine Personal- 
oder Betriebsräte und somit gibt 
es leider auch keine entsprechen-
de Mitbestimmung.

Die GEW tritt also für multipro-
fessionelle Teams an Schulen ein? 
Ja. Es kommt hierbei jedoch dar-
auf an, sich gemeinsam zu verstän-
digen, auf Augenhöhe miteinander 
zu arbeiten. Pädagogisches Personal 
muss in die Schule und die Gestal-
tung des Schulalltags eingebunden 
werden. Strukturelle Hindernisse 
für die multiprofessionelle Koope-
ration müssen beseitigt werden. Zu 
diesen strukturellen Hindernissen 
gehören zu wenig Zeit, Räume und 
Kontaktmöglichkeiten sowie un-
klare Zielsetzungen und Rahmen-
bedingungen. Es ist aber auch eine
Diskussion notwendig, welche Auf-
gaben eine Ganztagschule hat und 
in welchem Verhältnis sie zu bisher
existierenden Angeboten der Kom-
munen stehen. Beispiele wie die der 
Schloss-Schule in Weiterstadt zei-
gen aber, dass kommunale Ange-
bote im Hort und schulische Ent-
wicklungen hin zur Ganztagsschule 
zusammengebracht werden können 
– zum Vorteil aller.

Was erwartet die GEW von einer 
neuen Landesregierung nach einem 
möglichen Politikwechsel 2018?
Es muss einen konkreten Plan ge-
ben, wann und wie weitere echte,
rhythmisiert arbeitende Ganztags-
schulen eingerichtet werden. Das gilt 
gleichermaßen für den Bereich der 
Sekundarstufe I wie der Grundschu-
len. Ziel wäre es, die Bedingungen 
bereit zu stellen, jedes Jahr mindes-
tens 100 Schulen in echte Ganztags-
schulen umzuwandeln. Das erfor-
dert aber eine deutliche Erhöhung 
der zur Verfügung stehenden Mit-
tel. Auch die Mittelzuweisung in den
bisherigen Profi len ist hierfür zu ge-
ring. Dies alles kann im Rahmen des 
„Pakt für den Nachmittag“ nicht 
realisiert werden, sondern nur bei 
der Entwicklung echter rhythmisier-
ter Ganztagsschulen. Hierfür sind 
aber neben den Stellen für Pädago-
ginnen und Pädagogen auch neue 
Raumkonzepte zu entwickeln und 
schließlich umzusetzen. 

Das Interview führte Herbert 
Storn für die FLZ

Sehen wir das richtig? Das Darm-
städter Modell, das an der Schloss-
Schule in Weiterstadt erprobt wird, 
ist ein Übergangs- oder Zwischen-
modell zur gebundenen Ganztags-
schule, also eine Art Kompromiss, um
von dem untauglichen „Pakt für 
Nachmittag“ wegzukommen?
Nein, die Schloss-Schule versteht 
sich nicht als Übergangs- oder Zwi-
schenmodell, sondern hat ein eigen-
ständiges Konzept mit einer ver-
bindlichen Schulzeit von 8 bis 14.30 
Uhr und einer Rhythmisierung des 
Schultages entwickelt, d.h. ein eige-
nes Modell einer rhythmisiert arbei-
tenden Ganztagsgrundschule, das 
in den Profi len der Ganztagsricht-
linie nicht vorgesehen ist. In an-
deren Bundesländern gibt es diese 
Profi le nicht. 

Du hast gerade das Stichwort „rhyth-
misiert arbeitende Ganztagsschu-
le“ erwähnt. Was muss man sich
darunter vorstellen?
In einer solchen Ganztagsschule 
wechseln Phasen von Anspannung 
und Entspannung, von Konzentra-
tion und Erholung sich ab. Das Mit-
tagessen, weitere Pausen und selbst-
gewählte Angebote sind in den 
Schultag integriert. Es gibt in den 
Unterricht integrierte Lernzeiten und 
damit keine Hausaufgaben. Speziel-
le weitere Förderangebote fi nden 
ebenso wie Arbeitsgemeinschaften 
sowohl am Vor- wie am Nachmit-
tag statt. Lehrkräfte, Sozialpädago-
ginnen und -pädagogen und weite-
re Pädagogische Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter arbeiten in multi-
professionellen Teams miteinander. 

Was bräuchte es denn, um dieses 
Modell umzusetzen?
Konzepte für rhythmisiert arbeiten-
de Schulen sind schon vielfältig ent-
wickelt worden. Für den konkreten 
Ausbau müssen genügend Ressour-
cen zur Verfügung gestellt werden, 
damit Schulen, die dies möchten, 
sich zu einer Ganztagsschule ent-
wickeln können. Dabei muss ein 
Verfahren der Mittelvergabe ent-
wickelt werden, das den konkreten 
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Liebe Kolleginnen und Kollegen,
neulich im Lehrerzimmer bekam ich 
mit, wie eine junge Kollegin über 
die viele Arbeit klagte: eine Klausur 
nach der anderen vorbereiten, kor-
rigieren und nachbereiten und das, 
wo sie zum ersten Mal in der Ober-
stufe sei und dann noch das Baby 
krank... Sie war richtig verzweifelt:  
Sechs Arme bräuchte sie dafür wie 
die Göttin Shiva, dann könnte sie 
das alles schaffen, aber so?

Zwei ältere Kollegen, die das 
mitgehört hatten, setzten sich zu ihr 
und boten an, ihr mit den Klausu-
ren zu helfen, denn sie unterrichte-
ten auch in der 11. Klasse Bio und 
hätten alle drei das gleiche Thema. 
Am Ende der Pause hatten die drei 
verabredet, zu dritt eine Klausur für
alle zu konzipieren und die junge
Kollegin sah schon viel glücklicher 
aus. Auf ihren Dank sagten die bei-
den, das sei doch wohl selbstver-
ständlich: Wozu hat man denn Kol-
legen?

Später dachte ich über den Be-
griff der Kollegialität nach. Als Leh-
rerinnen und Lehrer sind wir alle
Kolleginnen und Kollegen, wir bil-
den ein Kollegium; so weit, so gut. 
Aber was genau bedeutet Kollegi-
alität? 

Ganz einfach, sagt ihr: Wir ar-
beiten zusammen, wir helfen uns 
gegenseitig, reden über alles, was 
in unseren Klassen so anfällt, (...) 
kurz, wir besprechen uns in Teams, 
in Arbeitsgruppen, in Konferenzen 
und so weiter.

Das klingt gut, fi nde ich: Die äl-
teren Kolleginnen und Kollegen hel-
fen den jüngeren mit ihrer manch-
mal langjährigen Erfahrung und 
bekommen dafür umgekehrt Ein-
blicke in neue Methoden, die diese 
– geben wir es doch mal zu – viel 
besser beherrschen als wir. Kolle-
ginnen oder Kollegen, die eine Fort-
bildung besuchen, schulen wieder 
die anderen in der Fachkonferenz. 
Die Gespräche zwischen, Kolleg/
innen desselben Fachs oder dersel-
ben Klasse oder desselben Teams, 
egal wie alt oder jung, bringen uns 
alle weiter. 

Aber ist das tatsächlich so oder 
erzähle ich hier etwas aus den gu-
ten alten Zeiten?

Wenn früher zum Beispiel eine
Beförderung zum Oberstudien-
rat anstand, waren es meistens die 
nächstälteren Kolleginnen oder Kol-
legen, die aufrückten. Schließlich 
hatten diese schon jahrelang Klas-
sen geleitet, unterrichtet und betreut 
in guten und in schlechten Zeiten, 
einschließlich Klassenfahrten. Er-
fahrung und Routine zählten mehr 
als heute; so ist jedenfalls mein Ein-
druck. Und wenn mal mehrere für 
eine Beförderung in Frage kamen, 
dann überlegte man gemeinsam. (...) 
Meine Güte, sagte dann jemand, so 
dringlich ist das nun auch wieder 
nicht. Hast du dich nicht damals ge-
traut, eine Inklusionsklasse mit zwei 
blinden Schülern zu leiten, obwohl 
von Inklusion noch gar nicht die 
Rede war? Meine Güte, was hatten 
wir für einen Bammel davor. (…)

Dann bewirb du dich doch! Ich 
kann auch bis zur nächsten Stelle 
warten, schön eins nach dem an-
deren.

Nun bin ich über fünfzig und 
Oberstudienrätin. Irgendwann war 

Kollegiales Glitzern – 
ein Brief an das Kollegium

„Schulnavigator 2016 – Frankfurts weiterführende 
Schulen“ nimmt Kurs auf Privatschulen

Obwohl das Recht auf Bildung ein 
Grundrecht darstellt (Artikel 28 
UN-Kinderrechtskonventionen, 
Charta der Grundrechte der Eu-
ropäischen Union Art. 14 EU-Auf-
nahmerichtlinie (2013/33)), sind 
zehntausende gefl üchtete Kinder, 
Jugendliche und Heranwachsen-
de von diesem Recht systematisch 
ausgeschlossen. 

■  Kinder und Jugendliche, die in 
Erstaufnahmeeinrichtungen leben, 
unterliegen in einigen Bundeslän-
dern grundsätzlich nicht der Schul-
pfl icht.
■  Betroffen sind vor allem Kinder 
und Jugendliche aus sicheren Her-
kunftsländern, die langfristig oder 
dauerhaft in Aufnahmeeinrichtun-
gen untergebracht sind. 
■  Aufgrund nicht ausreichender 
Regelschulplätze bleibt auch ge-
fl üchteten Kindern und Jugendli-
chen, die der Schulpfl icht unterlie-
gen, de facto vielfach der Schulbe-
such verwehrt. 
■  Ebenso haben 16–27jährigen Ge-
fl üchteten nur sehr begrenzt Zu-
gang zum regulären Bildungssys-
tem, sodass sie vielfach begonnene 

Eine Reihe von Flüchtlingsorganisationen 
wie die „Landesfl üchtlingsräte“,der
„Bundesfachverband unbegleitete minder-
jährige Flüchtlinge (BumF)“, „Jugendliche
ohne Grenzen (JOG)“ sowie GEW und 
PRO ASYL haben diese Kampagne gestartet, 
deren  Aufruf wir veröffentlichen.ich dran gewesen; eine Kollegin hatte

mich daran erinnert, mich zu be-
werben. Da hatte ich Klassen gelei-
tet, Fahrten durchgeführt und viele,
viele Elterngespräche hinter mir, 
dazu Unterricht auf allen Ebenen. 
Mit Begeisterung hatte ich über die 
Jahre Projekte mit meinen Schüle-
rinnen und Schülern realisiert, den 
Schulhof bepfl anzt, Treffen mit dem 
Altersheim in der Nebenstraße or-
ganisiert, dazu unser eindrucksvol-
les Projekt mit Zeitzeugen aus der 
französischen Résistance…

Und heute?
Wenn ich mich umschaue bei uns 
im Lehrerzimmer, fällt mir auf, wie 
viele unserer Kolleginnen und Kol-
legen sich abschuften im Kampf 
um die nächste Beförderungsstelle, 
wie sie neben dem Unterricht alles 
Mögliche gleichzeitig machen: die 
Schulzeitung betreuen, Projektwo-
chen organisieren und die neue Bib-
liothek aufbauen. Sie organisieren 
Vorlesewettbewerbe und Jugend 
debattiert, besuchen die Börse und 
machen dort ein Planspiel. Und am 
Nachmittag noch das Treffen zur 
Vorbereitung der neuen Foto-AG 
und der Sani-Gruppe.

Sind wir da noch mit Leib und 
Seele dabei? 

Können wir noch innehalten 
und über unsere Klasse nachden-
ken und uns fragen, woher ein be-
stimmtes Problem in der Recht-
schreibung kommt und wie ich ein 
Kind nach der Scheidung seiner El-
tern wieder aufbaue? 

Nur, dass wir uns richtig ver-
stehen: Mein Herz schlägt für alle 
Projekttätigkeiten, für jede einzelne 
Aktion, für eine schöne Bibliothek 
und jeden neuen Beamer. 

Aber, liebe Leute, gemach. (...) 
Ihr versteht natürlich, worauf ich hi-
naus will: Es geht gar nicht um eine 
Beförderung. Um die Schülerinnen 
und Schüler geht es, um die Gestal-
tung einer Schule, die zu unseren 
Vorstellungen passt, in der wir uns 
wohlfühlen, wo Schüler gut lernen 
und Lehrer gut unterrichten kön-
nen. Dafür ist die kollegiale Arbeit 
notwendig, die vielen Rücksprachen 
und gemeinsame Organisation, der 
gegenseitige Rückhalt, immer mit 
dem Blick auf uns selbst und uns 
alle innerhalb der Schulgemeinde.

Der Blick auf Beförderungen 
und Anerkennungen schafft dage-
gen eine Konkurrenz, die nicht zu 
dem Kollegialen passt; denn das 
könnte dabei auf der Strecke blei-
ben. (...)

Und dann ist es schade um die 
gegenseitige Schützenhilfe, wenn 
die Göttin Shiva wieder mal aus-
bleibt, um die Pralinen in meinem 
Fach, wenn unser gemeinsames 
Projekt gut geklappt hat und um 
das gemeinsame Bier nach Feier-
abend. (...) 

Ob früher „mehr Lametta“ war, 
wie Loriot es treffl ich ausgedrückt 
hat, weiß ich nicht. Aber irgend-
wie war in den guten alten Zeiten 
doch mehr zwischenmenschlicher 
Glitzer dabei.

Mit kollegialen Grüßen an 
euch alle,

Eure Christine 
(Christine Rensing-Grüter)

Kampagne „Schule für Alle – Das Recht auf
Bildung kennt keine Ausnahme“

Bildungswege nicht fortsetzen kön-
nen, Schwierigkeiten haben Ausbil-
dungsplätze zu erlangen oder ein 
Studium zu beginnen.

Die Kampagne fordert daher:

Schule für alle ohne
Ausnahmen.

■  Es müssen unverzüglich ausrei-
chende Regelschulplätze für neu zu-
gezogene schulpfl ichtige Kinder und 
Jugendliche zur Verfügung gestellt 
werden und dafür geeignete struk-
turelle und personelle Rahmenbe-
dingungen geschaffen werden.
■  Die Umsetzung der Schulpfl icht 
bzw. des Rechts auf diskriminie-
rungsfreien Zugang zu Bildung ab 
dem ersten Tag, spätestens zwei Wo-
chen nach Ankunft. Voraussetzung 
hierfür ist ein zügiges Ankommen 
von Neueinreisenden in Kommu-
nen und Bezirke.
■  Der Zugang zu Bildungsange-
boten muss passend zum Lern- 
und Bildungsstand der Kinder und 
Jugendlichen sowie ihren sonsti-
gen Voraussetzungen gewährleis-
tet werden.

Auf Seite 2 geht es aber bereits zur
Sache: mit einer ganzseitigen Rekla-
me für die private Rackow-Schule,
 auf der gegenüber liegenden drit-
ten Seite wieder neutral mit Gruß-
wort der Bildungsdezernentin und 
drei Kästen allgemeiner Informa-
tionen über freie Schultage, die 
Wahl des Bildungsganges und die 
Anmeldung auf weiterführende 
Schulen.

Die Seiten 4 und 5 werben (ne-
ben einem „Eignungstest“ für Gym-
nasien) wieder allgemein für Privat-
schulen (S.4) bzw. sind geschaltete 
Werbung für die „Internatsschule 
Institut Lucius“ (S.5).

Die Seiten 6 und 7 befassen sich 
wieder allgemein mit der Frage der 
geeigneten Schulform (S.6) bzw. der 
Wahl des Gymnasiums (S.7). Bei-
de Seiten sind fl ankiert durch je-
weils eine Viertelseite mit Reklame 
für Privatschulen (Strothoff und 
Phorms).

Auf den Seiten 8 und 9 folgt ein 
Interview mit der Stadtelternbei-
ratsvorsitzenden (jeweils eine halbe 
Seite, auf der unteren Hälfte links 
die Reklame für die „Erste Private 
Europäische Schule RheinMain in 
Bad Vilbel“ (S. 8) bzw. für die BKK 
(Krankenkasse) (S. 9).

Der als Beilage verschiedener Tageszeitungen erscheinende „Schulnavigator 
2016 – Frankfurts weiterführende Schulen“, laut Impressum eine „Anzeigen-
Sonderveröffentlichung“ der RheinMainMedia vom 18. November 2016
kommt auf seiner Titelseite zunächst vollkommen neutral daher: außer dem
bereits genannten Titel nur ein Foto mit gut gelaunten Kindern.

Die Seiten 10–13 geben eine 
Übersicht über die weiterführen-
den staatlichen Schulen in Frank-
furt (wobei hier die Carlo-Mieren-
dorff-Schule fehlt, weil sie fälschli-
cherweise unter den Privatschulen 
aufgeführt ist und die Bettina-Schule 
nicht als Gymnasium, sondern als 
Gesamtschule deklariert wird), auch 
hier wieder unterbrochen von einer 
halbseitigen Anzeige der Erasmus-
Schule (S.11) bzw. einer Viertelsei-
te für die Phorms-Schule (S.12).

Seite 14 gibt einen Überblick 
über 12 Privatschulen im Rhein-
Main-Gebiet (wobei irrtümlich auch 
noch die staatliche Carlo-Mieren-
dorff-Schule in Preungesheim un-
ter die Privatschulen gerutscht ist) 
– über zwei Drittel der Seite und 
wird ergänzt durch eine Informa-
tion des Staatlichen Schulamts zur 
Wahlfreiheit des Bildungsgangs.

Auf Seite 15 folgt wieder ganz-
seitig Werbung für die Erasmusschu-
le, die Private Kant-Schule und die 
Obermayr International School.

Seite 16 ist eine Werbeseite für 
die ISF International School Frank-
furt Rhein-Main und die Seite 17 
Werbung für die accadis Internati-
onal School, die auf der Folgeseite 
18 fortgesetzt wird.

Die Seiten 19 und 20 werben 
für Schultaschen u.ä. (S. 19) bzw. 
die Frankfurter Sparkasse (S. 20).

Fazit: 
Wenn man die (neutral aufgemachte)
Titelseite außen vor lässt und von 
19 Seiten ausgeht, so ergibt sich 
folgendes Bild:

Der „Schulnavigator“ widmet 
48 Prozent seiner Seiten der Infor-
mation über und Werbung für Pri-
vatschulen, 13 Prozent für sonstige
Werbung, 22 Prozent für allgemei-
ne Hinweise, die eher für die staat-
lichen Schulen gelten und 17 Pro-
zent (etwas über 3 von 19 Seiten) für 
Infos über die staatlichen Schulen 
– und auch das noch mit falschen 
Angaben (s.o.).

Wenn man den Angaben des 
„Schulnavigators“ folgt, so machen
die Schülerinnen und Schüler an 
rund 30 Privatschulen in Frankfurt 
mit 10.000 von 65.000 Schülerin-
nen und Schülern in weiterführenden 
Schulen insgesamt rund 15 % oder 
weniger aus. Für diese sind aber in 
dem „Schulnavigator“ fast die Hälfte 
der Seiten reserviert, für die 85 Pro-
zent der Schülerinnen und Schüler 
an staatlichen Schulen gerade ein-
mal etwas über drei Seiten (17 %).

Da wäre es doch ehrlicher ge-
wesen, wenn man schon auf der 
Titelseite kenntlich gemacht hätte, 
worum es wirklich geht: Werbung 
für die Privatschulen. Dann wäre 
der Kompass wenigstens klar ein-
genordet gewesen.   Herbert Storn

■  Junge Menschen bis 27 Jahre 
brauchen fl ächendeckend und syste-
matisch die Möglichkeit schulische 
Bildung und Abschlüsse nachzuho-
len – etwa über die Erweiterung der 
(Berufs-)Schulpfl icht.
■  Die Bildungsförderung (BAföG 
und BAB) muss für alle Jugendliche 
und junge Erwachsene Gefl üchtete 
geöffnet werden.

Als Unterstützer_innen der Kampa-
gne würden wir uns freuen, wenn 
auch Sie Teil der Kampagne werden. 
Wir rufen dazu auf, die Kampagne 
(online) zu unterschreiben und sie 
weiter zu verbreiten. Außerdem la-
den wir Sie ein, auf Ihnen bekann-
te Einzelfälle auf der Webseite auf-
merksam zu machen: http://kampa-
gne-schule-fuer-alle.de/einzelfaelle/.

Im Rahmen unserer Bestands-
aufnahme über die Schulsituation 
im Bundesland Hessen, würden wir 
uns freuen, wenn Sie uns über Ein-
zelfälle wie auch über Erfahrungen 
und Aktivitäten in Bezug auf dieses 
Thema informieren würden.

http://
kampagne-schule-fuer-alle.de/
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„Die Truppe ist daher berechtigt 
und verpfl ichtet, in diesem Kampf 
ohne Einschränkung auch ge-
gen Frauen und Kinder jedes Mit-
tel anzuwenden, wenn es nur zum 
Erfolg führt. Rücksichten, gleich 
welcher Art, sind ein Verbrechen 
gegen das deutsche Volk [...]“

Führerbefehl zur „Banden-
bekämpfung“ vom 16.12.1942, 

abgez. durch Wilhelm Keitel, 
OK d. Wehrmacht

erdinand von Schirachs Stück 
„Terror“ stellt eine fi ktive 
Gerichtsverhandlung dar, die 
sich mit dem Fall des Bun-

deswehrpiloten Major Koch be-
schäftigt, der eine von Terroristen
gekaperte Passagiermaschine mit 
164 Fluggästen abgeschossen hat, 
die sich laut der Drohung der Flug-
zeugentführer im Anfl ug auf das 
mit 70 000 Zuschauern vollbesetzte
Münchener Olympiastadion be-
fand, um dort zum Absturz gebracht 
zu werden. Im Verfahrensverlauf 
wird allerdings deutlich, dass eine 
bis zum berechneten Absturzzeit-
punkt noch mögliche vollständige
Evakuierung des Stadions vom Flug-
kontrollzentrum der Bundeswehr 
durch Nichtweitergabe der nötigen
Informationen an die Münchener 
Notfallzentrale blockiert wurde, of-
fensichtlich, um eine vorher in den 
Stäben geheim getroffene rechts-
widrige Absprache zu befolgen, in 
einem Fall wie dem vorliegenden 
durch eine drastische militärische 
Maßnahme, wie sie Major Koch 
dann umsetzt, für einen Präzedenz-
fall zu sorgen.

Das Stück dramatisiert einen 
Vorgang der deutschen Rechtsge-
schichte im Gefolge der Attentate auf 
das World Trade Center. Dabei ging 
es um einen Paragraphen des Luft-
sicherheitsgesetzes, mit welchem
der Bundeswehr das Recht zuge-
sprochen werden sollte, bei Entfüh-
rungsfällen wie jenem im Theater-
stück in Szene gesetzten durch den 
Abschuss eines zur „Waffe“ zweck-
entfremdeten Flugzeuges reagieren 
zu können, und zwar gleichgültig, 
ob dabei Unschuldige zu Tode kä-
men. Die entsprechende Bestim-
mung wurde allerdings vom Bun-
desverfassungsgericht als grundge-
setzwidrig aufgehoben, da sie gegen 
die verfassungsrechtliche Garantie
des Rechts auf Leben verstoße und 
überdies im Widerspruch zum Men-
schenwürdegebot des Artikels 1 GG 
stünde. Interessant sind in diesem 
Zusammenhang die Ausführungen 
des Gerichtes, die den Begriff der 
Menschenwürde darin zusammen-
fassen, dass es nicht angehe, Men-
schen zu bloßen Objekten staatli-
cher Gewalt zu machen und damit 
den Eigenwert, der jedem mensch-
lichen Individuum beiwohne, zu 
negieren.

Worum geht es also in einem 
Land mit der Vorgeschichte der 
Bundesrepublik beim Thema Men-
schenwürde, wenn dieser Begriff 
nicht nur ein folgenloser morali-
scher Dekor der Verfassung sein 
soll? Natürlich ist hier vor allem an
die Verbrechen des NS-Regimes zu 
denken, die unter dem Titel „Eu-
thanasie“ zum Mord an Zehn-
tausenden Erkrankter, Behinder-
ter oder aus sonstigen Gründen 
für „lebensunwerte Existenzen“ 
erklärter Menschen führten. Die 
„Euthanasie“-Kampagne war da-
bei nur die erste Stufe zum Mas-
senmord an „Untermenschen“ im
gesamten von der deutschen Wehr-
macht und SS-Verbänden besetz-
ten europäischen und außereuro-
päischen Kriegsgebiet, insbeson-
dere zur industriellen Vernichtung 

der europäischen Juden in der so-
genanne „Aktion Reinhardt“, wo 
die vormals mit der Ermordung 
kranker Menschen befassten Tä-
ter als „Experten“ für die in den 
Vernichtungslagern Sobibór, Bełzec 
und Treblinka eingeführten Me-
thoden zum Einsatz kamen. Diese 
Abscheulichkeiten, die unter dem 
Deckmantel einer Ideologie verübt 
wurden, die sich anmaßte, zwischen 
„lebenswert“ und „lebensunwert“ 
unterscheiden zu dürfen, sind der 
historische Hintergrund für ein Ver-
fassungsgebot, wie es in Artikel 1 
vorliegt und als oberster Rechts-
grundsatz den gesamten Verfas-
sungsaufbau regiert.

Ein Hochamt für 
das „gesunde 
Volksempfi nden“

Am Ende des Stückes von Schirachs
darf das Publikum darüber abstim-
men, ob der Bundeswehroffi zier, der 
164 Unschuldige mit einer Lenk-
waffenrakete von Leben zum Tod 
befördert hat, des Mordes in einer
entsprechenden Zahl von Fällen 
schuldig oder eben freizusprechen 
ist.

Das fi ktive Verfahren führt dazu,
dass eine Urteilsfi ndung aufgrund 
von Rechtskenntnissen ersetzt wird 
durch ein per Abstimmung ermit-
teltes „Gerechtigkeitsempfi nden“. 
Man könnte auch von „gesundem 
Volksempfi nden“ sprechen. Aus-
drücklich wird im einleitenden Wort 
des „Vorsitzenden“ an das Publikum
resp. die nachmaligen „Richterin-
nen und Richter“ das bürgerliche 
Recht in Form der Verfassung und 
damit geltender Grundsätze gleich 
schon mit den Worten kassiert: „In 
einem Gerichtsverfahren spielen wir 
die Tat nach, das Gericht ist eine 
Bühne. Natürlich führen wir kein 
Theaterstück auf, wir sind ja schließ-
lich keine Schauspieler. Wir spielen 
die Tat durch Sprache nach, das ist 
unsere Art, sie zu erfassen. Sie hat 
sich seit Langem bewährt. Vor Hun-
derten von Jahren trafen sich die 
Richter an einem besonderen, ei-
nem als heilig geltenden Platz, dem 
Thing. Recht sprechen hieß damals, 
eine Unordnung wieder in Ordnung 
bringen.“ Thingstätte! Die Heilig-
keit doitschen RRRÄchtes! (Kommt 
nicht Recht von Rache?) Wem im 
Publikum law and order jetzt nicht 
als kardinaler Rechtsgrundsatz ein-
leuchtet, der fi nde sich bitte an der 
Theaterkasse ein zwecks Vorlage 
seines Ariernachweises bzw. ggf. zur 
Aushändigung der fälligen Ausbür-
gerungsdokumente! Juristen werden 
in den schwadronierenden Ausfüh-
rungen des „Vorsitzenden“ ohnehin 
der Lächerlichkeit preisgegeben, in-
dem man sie zu Akrobaten von lee-
ren Wortklüngeleien erklärt: „Der 
griechische Philosoph Karneades 
hielt 155 Jahre vor Christus in Rom 
an zwei aufeinanderfolgenden Tagen 
Vorträge. Am ersten Tag begründe-
te er brillant eine Fülle von Rechts-
thesen, am zweiten Tag verwarf er 
sie ebenso brillant wieder. Die Zu-
hörer waren empört. Dabei bewies 
Karneades nur, dass die Wahrheit 
keine Frage der Argumentation ist.“ 
Solche Sprüche hört das dumpfe 
Volksvorurteil über die „Winkel-
advokaten“, die doch nur Rechts-
verdreher sind, mit Genugtuung: 
Weiß der gemeine Mann nicht seit 
jeher viel besser, wie das Recht ei-
gentlich zu handhaben wäre? Ist er 
dieses „natürlichen“ Rechtsemp-
fi ndens nicht durch die Rechtsver-
dreher und deren „Formelwissen“ 
enteignet worden, sodass er es sich 
recht eigentlich wieder zurückho-
len und wiederaneignen müsste?

So kommt die 
Volksgemeinschaft zu 
ihrem Recht

Mit dem dargestellten Rechtsden-
ken ist man auf postdemokrati-
sche Weise nicht mehr allzu weit 
von den entsprechenden Überle-
gungen einer glorreichen Vergan-
genheit entfernt: „Der Richter ist 
nicht als Hoheitsträger des Staates 
über den Staatsbürger gesetzt, son-
dern er steht als Glied in der leben-
digen Gemeinschaft des deutschen 
Volkes. Es ist nicht seine Aufgabe, 
einer über der Volksgemeinschaft 
stehenden Rechtsordnung zur An-
wendung zu verhelfen oder allge-
meine Wertvorstellungen durchzu-
setzen, vielmehr hat er die konkrete
völkische Gemeinschaftsordnung zu
wahren [...]“1, so der NS-Jurist und 
Hauptkriegsverbrecher Hans Frank. 
Von Schirachs Stück setzt genau die-
ses „Rechtsdenken“ treffl ich in Sze-
ne und verhilft der postmodernen 
Volksgemeinschaft in Gestalt des zur 
Richterschaft erhobenen Publikums 
zu seiner Bestimmung, „Recht“ zu 
setzen. Der einführende Verweis auf 
die Heiligkeit des Things kommt 
darum nicht von ungefähr, sondern 
gibt den Rahmen zu dem im Stück 
hauptsächlich in den Ausführungen 
des „Verteidigers“ zum Ausdruck 
kommenden Hass auf das römische 
Recht, das laut dem Rechtsdenken 
der Nazis im Gegensatz zum „deut-
schen Wesen“ stehe. „Das natio-
nalsozialistische Rechtsdenken ist 
nicht vereinbar mit einem Recht, 
das sich in blutleeren Abstrakti-
onen ergeht.“2 Letztlich liegt im 
Hass auf die abstrakte Allgemein-
heit des bürgerlichen, auf dem rö-
mischen Recht aufbauenden Zi-
vil- und Staatsrecht, der Judenhass 
des nazistischen Antisemitismus 
verborgen, denn, wie es der „NS-
Kronjurist“ Carl Schmitt ausführte,
stellt schließlich der Jude in seiner 
wurzellosen Existenz den Vertreter 
der toten Abstraktionen dar, die
er seinen „Wirtsvölkern“ oktroyiert
hat: „Ein Jahrhundert lang hat die
europäische Menschheit solche idées 
générales, solche generellen Allge-
meinbegriffe, als einen schemen-
haften »Geist« produziert. Auch 
die Rechtswissenschaft, die keines-
wegs ein abgekapseltes Dasein im 
Leben der Völker und Zeiten führt, 
hat sich in diese Gesamtbewegung 
eingegliedert und sich eifrig bemüht, 
eine Gespensterwelt von Allgemein-
begriffen über der konkreten Wirk-
lichkeit aufzurichten. [...]“ Es sind 
laut Schmitt die Juden, die diese 
„Gespensterwelt“ erzeugen, „wegen 
der Eigenart des jüdischen Volkes, 
das seit Jahrtausenden nicht als Staat 
und auf einem Boden, sondern nur 
im Gesetz und in der Norm lebt, al-
so im wahrhaften Sinne des Wortes 
»existenziell normativistisch« ist.“3 

Das Grundgesetz: Bei 
von Schirach eine leere 
Formelsammlung

Das fi ktive Gerichtsverfahren in von
Schirachs Stück ist daher zugleich 
auch eine Publikumsabstimmung 
über das Grundgesetz: „ Meine Her-
ren und Damen Richter“, fragt der 
Verteidiger ans Publikum gewen-
det, „haben Sie der Staatsanwältin 
zugehört? Haben Sie verstanden, 
was sie sagte? Sie will, dass Sie Lars 
Koch wegen eines Prinzips verurtei-
len. Wirklich, genau das hat sie ge-
sagt – wegen eines Prinzips sollen 
Sie ihn lebenslänglich einsperren. 
Wegen eines Prinzips sollten 70 000 
Menschen sterben. Es ist mir gleich-
gültig, wie dieses Prinzip genannt 

wird – ob es »Verfassung« heißt oder 
»Würde des Menschen« oder ganz 
anders.  Ich kann nur sagen: Gott [!]
sei Dank hat sich Lars Koch nicht 
nach Prinzipien gerichtet, sondern 
nur nach dem, was richtig [!!] war.“ 
Man muss schon einen erheblichen 
Mangel an Scharfsinn beim Publi-
kum unterstellen – den man aller-
dings, wie es die publik gewordenen
Abstimmungsergebnisse leider zei-
gen, getrost als Normalzustand vo-
raussetzen kann –, um mit solch
einer „Argumentation“ durchzu-
kommen. Als ob die Abwägung „164
ausgelöschte Leben gegen 70 000“ 
nicht eine Prinzipienentscheidung 
wäre, die sich am Grundsatz „lie-
ber einige umbringen, als viele ster-
ben zu lassen“ orientierte! Diesen 
gedanklichen Schnitzer, den man 
schon mitmachen muss, um sich 
im Sinne der Verteidigung zu ent-
scheiden, einmal hintangestellt, liegt 
die eigentliche Botschaft darin, das 
Grundgesetz für eine Ansammlung 
an lebensfernen Prinzipien zu erklä-
ren, mit denen man in wirklichen 
Not(stands)situationen handlungs-
unfähig sei. Damit wird die bundes-
deutsche Verfassung zur Schönwet-
terdemokratie erklärt und die Sehn-
sucht nach dem zupackenden Staat 
geschürt, die offensichtlich mittler-
weile wieder (oder noch immer?) 
mehrheitsfähig ist. 

Dafür gewinnt der altbekannte
Nazi-Grundsatz „Du bist nichts, dein
Volk ist alles“ im Verfahren eine 
neue Aktualität: „Vielleicht [!] ma-
chen wir die Passagiere damit zu 
Objekten, und vielleicht nehmen 
wir ihnen damit ihre Würde. Aber 
wir müssen begreifen, dass wir im 
Krieg sind. Wir haben es uns nicht 
ausgesucht, aber wir können es nicht 
ändern. Und Kriege, auch wenn das 
heute niemand mehr hören will, gibt 
es nun einmal nicht ohne Opfer.“ 
Das lohnende Opfer ist hier ver-
langt, das jeder – auch wenn „wir“ 
das heute nicht mehr hören wollen 
– gerne bringen muss, freudvoll fürs 
Ganze, wenn dieses durch den uns 

– wieder einmal! – aufgezwunge-
nen Krieg notwendig wird!

Von Schirachs Stück befl eißigt 
sich der offenen Propagierung fa-
schistischer „Rechts“vorstellungen, 
getarnt als mahnende Richterworte
bzw. als Passagen im Plädoyer des 
Verteidigers. Das Stück zeichnet 
sich durch keinerlei, vielleicht zu 
vermutende ironische Brechung 
oder sonstige Mittel der Distan-
zierung von der mahnenden Bot-
schaft aus, dass ein Recht wie jenes 
des Grundgesetzes für die Bewälti-
gung der Folgen des „Terrorismus“
prinzipiell ungeeignet ist. Es wird 
der zupackende Militärbüttel in 
Gestalt des abschussgeilen Piloten 
hochleben gelassen, der aufgrund 
eines in seiner unergründlichen Seele 
schlummernden richtigen „Instink-
tes“ im gegebenen Moment „ent-
scheidungsfähig“ ist, ohne sich Fra-
gen nach übergeordneten Rechts-
grundsätzen zu stellen bzw. gerade 
deswegen, weil ihm diese gleich-
gültig sind. Hier wird der „Maß-
nahmestaat“ bejubelt, wie er von 
dem vorm Naziterror emigrierten 
jüdischen Politologen und Staats-
rechtler Ernst Fraenkel genannt und
beschrieben wurde als Instrument, 
dessen Vertreter im rechten Augen-
blick „das Richtige“ erkennen, was 
durch eingreifendes Handeln ohne 
langes prinzipienbetontes Zaudern 
und Zagen zu vollbringen ist. „Der 
Maßnahmestaat, der den Anspruch 
darauf erhebt, eine »materielle Ge-
rechtigkeit« zu repräsentieren, glaubt 
deshalb, auf eine an die Form ge-
bundene Gerechtigkeit verzichten 
zu können. [...] Der Nationalso-
zialismus will den überkommenen 
Rechtsstaat durch ein System erset-
zen, in dem das Recht keinen Eigen-
wert besitzt. [...] Der Nationalsozia-
lismus macht kein Hehl daraus, daß 
er die Gesetzmäßigkeit der Verwal-
tung und die strenge Kontrolle jegli-
cher Träger öffentlicher Gewalt ver-
achtet.“4 Oder in den Worten des
„Verteidigers“: „Wir können lange 
über die Begriff »Würde des Men-

Volks-
gerichts-
hof
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schen« oder »Geist der Verfassung 
reden«. Aber die Welt ist nun einmal
kein Seminar für Rechtsstudenten. 
Tatsächlich sind wir größeren Be-
drohungen ausgesetzt als jemals zu-
vor.“ Das formale Recht des Grund-
gesetzes und des an ihm hängen-
den bürgerlichen Rechtswesens für 
weltfremd zu erklären, bedient sich 
in der Gegenwart wieder des pro-
baten Mittels der Bedrohungslüge,
die schon den Nazis recht und bil-
lig war, um die ideologische Fo-
lie für ihren Staatsstreich und den 
ihm zuarbeitenden Terror zu ha-
ben. Der Aufklärer Gotthold Eph-
raim Lessing fand einst, als ihm sein 
durchlauchtigster Vorgesetzter, der 
Herzog von Braunschweig die He-
rausgabe philosophischer Schriften 
untersagt hatte, den Ausweg, dann 
seine kirchenkritischen Anschauun-
gen übers Theater zu verbreiten und 
schrieb den „Nathan“. Von Schirach
entpuppt sich in diesem Punkt als 
gelehriger Schüler Lessings, in-
dem er allerdings die Bretter, die 
die Welt bedeuten, durch eine ent-
sprechende dramaturgische Einbet-
tung als Bühne für die Wiederbele-
bung und Repropagierung von NS-
kompatiblem Dreck missbraucht.
 

Dramaturgische 
Publikumsverführung 
statt Aufklärung

Einen Hinweis auf die oben benann-
ten antifaschistischen Intentionen, 
die in die Formulierung des Grund-
gesetzes eingefl ossen sind, erhält das 
Publikum seitens der Juristen-Simu-
lanten auf der Bühne mit keinem 
Sterbenswörtchen. Da scheint das 
undankbare Erbe seiner Sippe die 
Kreativität des Autors blockiert zu 
haben und sich andererseits irgend-
etwas unaufhaltsam im Enkel des 
einstigen Reichsjugendverderbers 
Baldur von Schirach an die Ober-
fl äche zu drängen. Der Großvater 
jedenfalls gab dem Gröfaz den Jo-
hannes der Täufer ab: Unvergess-
lich, wie er, in Anbetung seines Mes-
sias versunken, („Mein Führer!“) 
von der „Scheinwerferin“ Leni von 
Riefenstahl in ihrem Reichtspar-
teitagsjubelstreifen „Triumph des 
Willens“ ins Bild gesetzt wurde. 
Familienbande!

Die Aufführung des Stückes am 
26.11.2016 im Frankfurter Schau-
spiel geschah unter der Regie des 
scheidenden Intendanten Oliver 

Reese. Das Bühnenbild war in sei-
ner Gestaltung streng an den Ein-
druck, der von einem richterlichen 
Podium in einem üblichen Verhand-
lungssaal in der BRD hervorgerufen 
wird, angelehnt. Es kamen außer
diesem Bühnenbild keinerlei weitere 
medialen Mittel zum Einsatz, von 
den vielfältigen dramaturgischen In-
strumenten des Regietheaters wur-
de nicht der mindeste Gebrauch ge-
macht, sondern es herrschte viel-
mehr ein tierischer Ernst in der 
beinahe wortgetreuen Umsetzung 
des Theatertextes. Der Vorsitzende
tanzte zu Beginn und vor dem „Ur-
teilsspruch“ in Publikumsnähe un-
terhalb der Bühne wie ein aufge-
drehtes Schulmeisterlein bei der 
präabituriellen fi nalen „Faust“-In-
terpretation mahnend auf und ab 
und verstärkte so den wohl inten-
dierten Eindruck, jetzt etwas ganz 
furchtbar Substanzielles für die Ur-
teilsfi ndung der anwesenden „Rich-
terschaft“ von sich zu geben. Die 
Darstellung der einzelnen Figuren 
war von einer geradezu hölzernen 
Stereotypie; die Nebenklägerin, de-
ren Mann im abgeschossenen Flug-
zeug ums Leben gekommen war, 
gab das publikumsscheue Dumm-
chen, das vor lauter Verlegenheit 
„vergaß“, den zynischen Verlauf 
des Prozesses mit einer entsprechen-
den Prise persönlicher Betroffen-
heit anzuprangern. Der als Zeuge 
befragte Bundeswehrvertreter des 
Flugkontrollzentrums hätte sich in 
seiner s-teifen Haltung (Rühren!) 
gut als Soldatenparodie gemacht, 
sollte aber den Hauptzeugen geben.

Kollegen*innen hatten mich 
davor gewarnt, mit Schülern*innen 
das Stück zu besuchen. Sie ahnten 
schon, welche unangenehmen Dis-
kussionen man sich als Lehrkraft für 
„PoWi“5 damit würde einhandeln 
können. Und wie es unter – man-
chen wenigstens – Lehrkräften nun 
einmal so ist, will man vielleicht 
lieber doch nicht so genau wissen, 
was in den Köpfen der uns Anver-
trauten sich so tut. Der Besuch des 
PoWi-Kurses der Jahrgangsstufe 12 
am Berufl ichen Gymnasium war 
durch eine Unterrichtsreihe zu ein-
zelnen Artikeln des GG vorberei-
tet worden, in deren Verlauf auch 
schon einmal ein Fall im Umfeld des 
Luftsicherheitsgesetzes von 2003 
verhandelt worden war. Das Ab-
stimmungsergebnis im gesamten 
Publikum war etwas weniger un-
günstig als anlässlich der TV-Sen-
dung des Stückes, lag aber immer 
noch bei rund 60 % für den Frei-
spruch. So verhielt es sich auch im 
Kreise meiner Schüler*innen. Der 
eigentliche Erfolg, den das Stück 
noch bei bisher jeder Aufführung 
erzielt hat, liegt in der Verführung 
des Publikums, das sich in schafs-
mäßiger Folgsamkeit zur Staffage
der trostlosen Rechtsverhöhnung
machen lässt, wenn es an die fi nale
Abstimmung geht. Die Zuschau-
er*innen führen damit eine Form 
von dumpfer Untertänigkeit vor, die 
nicht einmal auf die Idee kommt, 
man könne sich der Teilnahme an 
dieser partizipativen Clownerie 
schlicht verweigern, eine Haltung, 
die sicher für alle an despotischen 
Transformationen des gegenwär-
tigen Staatszustands interessierten 
politischen Kräfte von hohem ex-
perimentellem Wert ist. So gesehen 
sind die Aufführungen ein Labora-
torium des partizipativen Unterta-
nengeistes, wie er sich in dieser Re-
publik in vielen „Teilhabeshows“ 
Bahn bricht. Der Stückeschreiber 
als Volksverführer! Man kann dies 
getrost als Gegenteil von aufkläre-
rischem Wirken begreifen.

Hat die anschließende Nach-
behandlung dieses Theaterbesu-

Die dramaturgische Abwick-

lung des Grundgesetzes

in Ferdinand von Schirachs 

Stück „Terror“

ches etwas ausrichten können 
hinsichtlich der Vermittlung, wie 
wichtig die unbedingte Geltung 
demokratischer Rechtsnormen zu 
nehmen ist? Immerhin entstand 
eine Diskussion von einiger Leb-
haftigkeit in der Klasse, immer-
hin schälte sich eine kleine, aber 
argumentativ sehr aktive Gruppe 
von Schüler*innen heraus, der es 
darum zu tun war, deutlich zu ma-
chen, dass Menschenwürdegebot 
und Grundrechte für sie unter kei-
nen Umständen verhandelbar seien. 
Immerhin, denn was kann man als 
Lehrkraft schon erwarten in einer 
mit 31 Teilnehmer*innen ohnehin 
bis jenseits von allem Zuträglichen 
überfüllten Lerngruppe, die man 
überdies gerade mal acht oder neun 
Termine gesehen hat? Politische Bil-
dung – das steht fest – tut Not, und 
zwar leider im gleichen Maße, in 
dem sie mittlerweile im Lehrplan 
an den Rand gedrängt worden ist. 
Dazu kommt, dass ein dringend 
notwendiges Eintreten für im an-
tifaschistischen Sinn verstandene 
demokratische Werte und Prinzipi-
en Lehrkräfte voraussetzt, die sich 
in aller Nachhaltigkeit selbst mit 
den Scheußlichkeiten der faschisti-
schen Massenmordpolitik und dem 
deutschen Verbrechen nach 1933 
konfrontieren, und zwar nicht ein-
mal in Form eines „Moduls“ wäh-
rend ihrer Lehrerausbildung, son-
dern immer wieder als dauernder 
Auftrag zu lebenslangem Lernen 
über einen Gegenstand, von dem 
man niegenug wissen kann. Die 
Bereitschaft dazu kann aber wohl 
wieder nur einmal bei einer klei-
nen „radikalen“ Minderheit vor-
ausgesetzt werden. Gegenüber Ju-
gendlichen andererseits, welche die 
Turner Diaries6  als problemlos un-
terhaltende Gutenachtlektüre be-
trachten, wenn sie denn überhaupt 
etwas lesen, besteht in Sachen po-
litischer und historischer Bildung 
ein derart großer Nachholbedarf, 
dass Sysiphus seine wahre Freude 
daran hätte. Hier treffen Scheuß-
lichkeiten wie das in von Schirachs 
Stück ausgebreitete Bedrohungs-
denken auf ein dankbares Feld, 
auf dem sie antidemokratischen 
Ideen zur (Sumpf)Blüte verhelfen 
können. Die PoWi-Lehrkraft, die 
das nicht akzeptieren will, gerät 
da leicht in die Rolle des Rufers in 
der Wüste, es sei denn, ein solidari-
sches und unterstützendes Kollegi-
um stünde ihr interdisziplinär zur 
Seite. Politische Bildung fi ndet eben 
nicht nur im dafür angebotenen 
Fachunterricht statt, sondern hätte
den gesamten Fächerkanon außer-
halb der naturwissenschaftlichen 
Fächer zu durchziehen!

Des Theaterautors Großvater 
und Reichsjugendverführer Baldur 
von Schirach kam im Nürnberger 
Prozess gegen die Hauptkriegsver-
brecher im Übrigen um den Henker 
herum und mit lediglich 20 Jahren 
Zuchthaus davon, da er als Gau-
leiter in Wien „nur“ für die De-
portation von 185 000 Juden in die 
Vernichtungslager verantwortlich 
gewesen war und so dafür gesorgt 
hatte, Wien „judenfrei“ zu machen, 
was er als seinen „Beitrag zur euro-
päischen Kultur“ bezeichnete. Da 
trifft es sich gut, dass der Enkel auf 
den Bühnen des In- und Auslands 
mit einem Theatertext reüssiert, in 
dem er das demokratische Rechts-
wesen der Lächerlichkeit preisgibt. 
Noblesse oblige!

Ernst Olbrich

Eine Tatortbegehung im

Schauspiel Frankfurt

1 Leitsätze des Reichsrechtsführers 
Hans Frank, 14.10.1936, zit. nach: 
Das Dritte Reich (Hrsg. Wolfgang 
Michalka) in der Reihe dtv-doku-
mente, München 1985, a. a. O. S. 62 f 
2 Hans Frank: Einleitung. Grund-
sätze des nationalsozialistischen 
Rechtsdenkens und Rechtswollen, 
zit. nach https: //de.m.wikipedia.org/
wiki/Rechtsstaatsverständnis_imNa-
tionalsozialismus
3 Carl Schmitt: Nationalsozialisti-
sches Rechtsdenken, zit. nach: Ra-
phael Gross, Carl Schmitt und die
Juden, Frankfurt 2005, a. a. O. S. 76
4 Ernst Fraenkel, Der Doppelstaat, 
Frankfurt/M./Köln 1974, a. a. O. S. 76
5 Anmerkung für Schulfremde:
PoWi steht für das Fach Politik und 
Wirtschaft
6 Turner Diaries: Roman des Ame-
rikaners William L. Pierce, der im 
rechten Underground Erfolge feiert 
und ausgehend von rassistischen und 
antisemitischen Vorstellungen die 
Unausweichlichkeit des Rassenkamp-
fes propagiert; der Roman kann im 
Internet kostenlos heruntergeladen 
werden.

Finger am Abzug: Verteidigung Deutschlands durch Einäscherung von Zivilisten bei Kundus
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Von der tendenziellen Verfl üchtigung der Täter 
und ihrer Taten 

Unter dem Titel „Vernich-
tungskrieg – Die Wehr-
machtsausstellung und ih-
re Folgen“ fand am 5.11. 

im Haus am Dom eine ganztägige 
Konferenz zum Thema mit unter-
schiedlichen Referenten*innen statt, 
der eine eröffnende Podiumsdis-
kussion am Vorabend in der Op-
fer Frankfurt vorhergegangen war.

Die ehemalige Ausstellung un-
ter dem Titel „Vernichtungskrieg – 
Verbrechen der Wehrmacht 1941 - 
‘45“, die im März 1995 vom Ham-
burger Institut für Sozialforschung 
eröffnet worden war und danach 
in zahlreichen Städten in der BRD 
und Österreich gezeigt worden war, 
gastierte 1997 auch in Frankfurt 
am Ausstellungsort Paulskirche. 
Mit der Ausstellung wurde zum 
ersten Mal in der deutschen Nach-
kriegsgeschichte wirkungsvoll der 
von interessierter Seite geschaffenen 
Legende von der „sauberen Wehr-
macht“ entgegengetreten, die im 
Unterschied zu den „verbrecheri-
schen“ Verbänden von SS und Ein-
satzgruppen „im Rahmen der ho-
hen soldatischen Überlieferungen 
ehrenhaft zu Lande, zu Wasser und 
in der Luft gekämpft haben“ soll-
ten, so im Wortlaut der von Bun-
deskanzler Konrad Adenauer ab-
gegebenen „Ehrenerklärung“ vor 
dem Deutschen Bundestag am 03. 
Dezember 1952. Dieser Ehrenerklä-
rung vorhergegangen war eine ähn-
lich lautende Rehabilitation durch 
den US-Präsidenten Eisenhower, der 
den Mitgliedern der Wehrmacht be-
scheinigte, „der deutsche Soldat hat 
für seine Heimat tapfer gekämpft.“ 
Die amerikanische Regierung war 
mittlerweile auf Konfrontationskurs 
gegenüber der Sowjetunion gegan-
gen: Der Kalte Krieg hatte begon-
nen, was Eisenhower im Rückblick 
auf sein militärisches Engagement 
im 2. Weltkrieg mit den Worten be-
gründete: „Genauso wie ich mich 
damals eingesetzt habe gegen die 
Bedrohung der Freiheit und Men-
schenwürde durch Hitler, so sehe 
ich heute in Stalin und dem Sowjet-
regime dieselben Erscheinungen“. 
Da nun die Deutschen (West) als 
dringend benötigter Bündnispart-
ner benötigt wurden und man mit 
dem Aufbau der Bundeswehr for-
ciert die Remilitarisierung der Bun-
desrepublik betrieb, war die Erin-
nerung an deutsche Kriegsverbre-
chen plötzlich nicht mehr opportun. 
Der Mythos von der schuldlosen 
Wehrmacht wurde geboren und bis 
zum Erscheinen der Ausstellung in 
den 90er Jahren gab es kaum Ver-
suche, das Dickicht der Leugnung 
zu durchbrechen. Einzig der Au-
tor Klaus Theweleit hatte Ende der 
70er Jahre mit seiner Untersuchung 
„Männerphantasien“ zur Psyche des 
faschistischen Militärs diesen My-
thos angegriffen, indem er durch 
Nachzeichnen mehrerer Biogra-
phien phänotypischer Militärper-
sonen und durch die Einbeziehung 
von Text- und Bilddokumenten die 

Struktur eines nach gewalttätiger 
Entladung drängenden deformier-
ten Seelenlebens aufdeckte. Aber 
Theweleits Ansatz blieb trotz großer 
positiver Resonanz in der Wirkung 
eher marginal. Umso heftiger war 
die Reaktion auf die in der Wehr-
machtsausstellung präsentierten 
Materialien, die hauptsächlich aus 
gegen die Vorschrift geschossenen 
Privatfotos von Landsern bestan-
den und nun allerdings ein völlig 
anderes als das in der Öffentlich-
keit verbreitete Bild vom deutschen 
Soldaten zur Anschauung brachten: 
Wehrmachtsangehörige, die unver-
hohlene Freude beim Quälen und 
Ermorden Wehrloser zeigten.

Die Wehrmachtsausstellung 
als Bruch in der Erinnerungs- 
kultur

Hannes Heer als maßgeblicher Ma-
cher der Wehrmachtsausstellung 
gab in seinem einleitenden Vortrag 
eine Übersicht zum Thema deut-
sche Schuld. Er prangerte die sei-
ner Ansicht nach „asymmetrische 
deutsche Erinnerungskultur“ an, 
die in einer Fixierung auf den Ho-
locaust bestehe und dabei nicht er-
wähne, was mit den so bezeichneten 
„slawischen Untermenschen“, mit 
Sinti und Roma und weiteren Op-
fern geschehen sei, deren Gesamt-
bilanz sich nach seinen Worten auf 
zusammen 40 Millionen schuldlos 
Getöteter belaufe. Dabei sei für die 
übrigen Opfer außerhalb des Holo-

zum Schweigen gebracht: Romane 
wie Kreuz ohne Liebe (Heinrich 
Böll) wurden nicht gedruckt, an-
dere umgeschrieben, um veröffent-
licht werden zu können (Betroffen 
davon u. a. Erich Maria Remarque, 
Peter Weiss). Dem Autor Heinrich 
Böll beschied der Verlag, das im 
Roman gezeichnete Bild der Wehr-
macht sei „zu schwarz-weiß“; der 
Roman konnte erst nach dem Tod 
des Autors verlegt werden.

Ausländische Filme wurden 
ähnlich malträtiert, prominentes-
ter Fall ist der Film Casablanca, der 
in der Bundesrepublik jahrzehnte-
lang nur in einer zensierten Fas-
sung laufen konnte, die durch eine
entsprechende Synchronisation um 
ihre „deutschfeindlichen“ Szenen 
„bereinigt“ wurde. Erwünscht wa-
ren stattdessen heroisch-melancho-
lische Kriegsfi lme, die ein Bild der 
Wehrmacht mit dem Weichzeichner
schufen.

Erst spät beginnt eine kritische 
Militärgeschichtsschreibung, die 
sich vor allem dem Thema des Ver-
nichtungskrieges zuwendet. So kam 
es im Juni 1991 zu einer ersten Aus-
stellung zum Vernichtungskrieg in 
Berlin, die vom Senat gefördert wur-
de. Allerdings bot sie nur die Per-
spektive des Generalstabs, aus der 
die SS als alleinige verbrecherische 
Kraft geschildert wurde, während 
die Wehrmacht und ihre Soldaten 
als sauber gebliebenes Opfer des 
Feldzugs erschienen.

Einen gründlich anderen Blick 
eröffnete dann allerdings die Aus-
stellung des Hamburger Instituts 
für Sozialforschung, die erstmals 
den von allen völkerrechtlichen und 
ethischen Bindungen befreiten Ver-
nichtungskrieg dokumentierte. Das 
NS-Programm zur Eroberung von 
„Lebensraum im Osten“ in Verbin-
dung mit dem Ziel der Vernichtung 
des „jüdischen Bolschewismus war 
den entscheidenden Befehlshabern 
durch eine Rede Hitlers am 30.03. 
1941 bekannt: „Wir müssen vom 
Standpunkt des soldatischen Kame-
radentums abrücken. Der Kommu-
nist ist vorher kein Kamerad und 
nachher kein Kamerad. Es handelt 
sich um einen Vernichtungskampf. 
[...] Die Führer müssen von sich aus 
das Opfer verlangen, ihre Bedenken 
zu überwinden“, verlangte Hitler 
von den Wehrmachtsoffi zieren. Da-
zu gehörte die Vollstreckung des sog. 
„Kommissarbefehls“, mit dem die 
als politische Kommissare identifi -
zierten gegnerischen Offi ziere um-
standslos nach Gefangennahme als 
„geschulte Verbrecher“ zu behan-
deln und mit der Waffe „zu erledi-
gen“ seien. Allein ca. 10.000 Offi -
ziere fi elen dieser Mordpraxis zum 
Opfer. Weitere 3,3 Millionen Kriegs-
gefangene wurden als Opfer syste-
matischer Vernachlässigung und 
durch Hunger in den Lagern ermor-
det. Zu den verbrecherischen Prak-
tiken gehörte die Abschaffung von 
Kriegsgerichtsverfahren im Falle von 
Partisanenverdacht, der umstands-
los zur standrechtlichen Hinrichtung 
führte. Sogenannte „bolschewisti-
sche Hetzer, aber auch Juden, „Sa-
boteure“, Freischärler standen auf 
der wehrmachtsoffi ziellen Liste als 
Personen, die „ohne Umstände zu 
erledigen“ waren. Aber die Truppe 
leistete auch ganz regulär Zuarbeit 
für den beginnenden Massenmord 
an den Juden, der in der ersten Pha-
se noch durch Massenerschießun-

Zehn Jahre nach dem Ende der Wehrmachtsausstellung bleibt die Herausforderung, 
sich den deutschen Verbrechen zu stellen.
,Die Konferenz „Vernichtungskrieg – Die Wehrmachtsausstellung und
ihre Folgen“ zieht Bilanz

oben: Sowjetische
Kriegsgefangene 
im Konzentrations-
lager Mauthausen
links: Ermordete 
polnische Kriegs-
gefangene

Fotos: 
WikiCommons/
Bundesarchiv

caust allein die Wehrmacht verant-
wortlich, vor allem die zehn Milli-
onen Soldaten im Osten.

Ein Schuldbewusstsein für diese 
Gräuel lag allerdings schon direkt 
im Jahre 1945 in keiner Weise vor, 
wie es beispielsweise von der US-
Army vorgenommene Interviews in 
der Umgebung von Aachen bezeug-
ten. Ihr zynisches Resümee: „Wir 
haben keinen einzigen Nazi gefun-
den“. Die kollektive Unschuldser-
klärung der Deutschen bestimm-
te die gesellschaftliche Grundstim-
mung nach 1945. 

Dem entsprach die Strategie der 
ehemaligen Wehrmachtangehörigen, 
sich für die unter dem NS-Regime 
begangenen Verbrechen für unzu-
ständig zu erklären. Das Verhältnis
der führenden Offi ziere zu Hitler
sei „stets kühl und distanziert“ ge-
wesen, man habe „ritterlich ge-
kämpft“ und der allseits be-
kannte Vernichtungskriegsbefehl 
sei nie befolgt worden. Schließ-
lich wurde der nach 1945 bald
einsetzende Kalte Krieg zum ent-
scheidenden Promotor der schon 
be-stehenden Legendenbildung, weil 
in seinem Rahmen die öffentliche 
Rehabilitation als Gegenleistung 
für die Bereitschaft zur Remilitari-
sierung erfolgte, was auch den ver-
urteilten Kriegsverbrechern zugute-
kam, für die sich bald die Gefäng-
nistüren vorzeitig wieder öffneten.

Dem entsprach eine  breitban-
dige mediale Bearbeitung der Öf-
fentlichkeit: Die Zensur hielt Einzug 
und gegenläufi ge Stimmen wurden 
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gen durchgeführt wurde, indem sie 
als Juden identifi zierte Personen lis-
tenmäßig erfasste und mit dem Ju-
denstern kennzeichnete, was eine 
bedeutende Erleichterung der Ar-
beit der Einsatzgruppen darstell-
te. Zur Durchführung der Massen-
morde gab es Absprachen zwischen 
Wehrmacht und SS, die der Trup-
pe die Rolle zuwiesen, die Gebie-
te mit Absperrungen zu umgeben, 
hinter denen die Morde erfolgten. 
Wie bedeutend der Wehrmachts-
anteil am Massenmord an den Ju-
den war, belegen schon die Zahlen, 
wurden doch nur 60% der Opfer 
in den Vernichtungslagern indust-
riell ermordet, die restlichen 40% 
hingegen als Opfer von Verbrechen 
auf dem freien Feld mit traditionel-
len Mitteln unter Beteiligung der 
Wehrmacht. Teilweise entwickelte 
sich unter Wehrmachtssoldaten ein 
regelrechter „Mordtourismus“, bei 
dem die aktive Teilnahme an den 
Erschießungen als „Freizeitvergnü-
gung“ galt, eine offenkundig lust-
betont vollzogene Handlung, wie 
die entsprechenden Fotos bezeu-
gen, die lachende Soldaten vor ih-
ren Opfern zeigen.

Ein gespaltenes Land

Diese bisher wohlverborgenen Tat-
sachen kamen durch die Ausstellung 
ans Tageslicht und sorgten für ein 
gespaltenes Land, in dem von vie-
len Menschen die Offenlegung der 
Wahrheit einerseits begrüßt wurde, 
wo aber auch Gegner auftraten, die 
hier subversive Kräfte am Werk sa-
hen, um den makellosen Ruf der 
Wehrmacht zu beschmutzen. Der 
sozialdemokratische TV-Journa-
list und Autor Rüdiger Proske et-
wa veröffentliche eine Broschüre, 
in der er die Ausstellungsmacher zu 
Altkommunisten und Alt-68er und 
damit für ideologisch vorbelastet 
erklärte. Helmut Schmidt erklärte 
seinen Protest gegen das „Horror-
bild einer verbrecherischen Wehr-
macht, für Soldaten der Bundes-
wehr erging ein Kontaktverbot mit 
der Ausstellung. In München kam 
es schließlich zu einer Eskalation, 
unter anderem betrieben von dem 
CSU-Politiker Peter Gauweiler, der 
dort eine Postwurfsendung an 300 
000 Haushalte gegen die Ausstel-
lung startete. Die Ausstellung wurde 
als „moralischer Vernichtungsfeld-
zug“ bezeichnet und 5000 Neona-
zis kamen zu einer Protestveranstal-
tung zusammen. Trotzdem erfuhr 
die Ausstellung auch in München 
großen Zuspruch und der Versuch, 
sie zu verhindern, scheiterte dort 
ebenso wie in Frankfurt.

Ein positives Echo fand die Aus-
stellung ausgerechnet seitens vieler 
direkter Zeugen und Mittäter der
Wehrmachtsverbrechen, war doch 
die Nazizeit in der Familienge-
schichte mit einem jahrzehntelan-
gen Schweigen zugedeckt worden 
und wurde nun durch die veröf-
fentlichten Dokumente die Gren-
ze zwischen privater und öffent-
licher Erinnerung niedergerissen, 
was vielen Landsern, denen nach 
dem Krieg niemand zuhören woll-
te, einer Offenbarung gleichkam, 
die es ihnen endlich ermöglichte, 
das Schweigen über das Unsagbare 
brechen zu können. „»War selbst 
zwei Jahre an der Front in Ruß-
land und kann die hier gezeigten 
Dokumente aus eigener Anschau-

ung bestätigen.« – »Es war so! Ich 
war dabei!« – »Die Bilder wecken 
Erinnerung an die grausame Zeit, 
die ich als 17jähriger Soldat erle-
ben mußte«1, so lauteten viele der 
Kommentare, welche die Ausstel-
lungsmacher erreichten. Die Fot-
odokumentation der begangenen 
Verbrechen wie der oft lachenden 
Täter gleichermaßen stellte einen 
fundamentalen Bruch in der Aus-
einandersetzung mit dem Kriegs- 
und Wehrmachtsthema dar, der bis-
her blockierte Erinnerungen dazu 
drängte, sich endlich Artikulation 
zu verschaffen.

Das davor geltende rigorose Bil-
derverbot, um die Opfer und Täter 
und deren Handlungen unsichtbar 
zu machen, war mit einem Schlag 
ausgehebelt worden. Schon Hannah 
Arendt hatte die restriktive Verwen-
dung von Fotos als Beweismaterial 
beim Auschwitzprozess in Frankfurt 
kritisiert. Letztlich stellte dieses Ver-
bot eine Verlängerung des Fotogra-
fi erverbotes seitens der Wehrmachts-
führung dar, das aus Sensationslust 
und infolge der Begierde, Bildbewei-
se als „Trophäen“ fürs Fotoalbum 
zu besitzen, doch von vielen Solda-
ten missachtet wurde. Mit der Ver-
öffentlichung der ganz anders, als es 
die Fama weismachen wollte, gela-
gerten Aufnahmen, wurde der bishe-
rige Opferdiskurs der Wehrmacht, 
der von Missbrauch, Verführung 
und Verstrickung der Soldaten aus-
ging, demontiert, zeigten die Doku-
mente mit der auf ihnen vergegen-
ständlichten Lust der Soldaten am 
Massaker doch ein gründlich ande-
rer Bild deutscher Militärangehöri-
ger im Vernichtungskrieg, als es die 
offi ziellen schönfärberischen Lügen 
aufrechterhalten hatten.

In den Worten Klaus Theweleits 
hält das Foto neben dem Gegen-
stand der Aufnahme auch den Blick 
des Fotografen fest, der das Arran-
gement seiner Abbildung schafft 
und das bei nur zu vielen Wehr-
machtsangehörigen vom Bewusst-
sein getragen war, an der „Mission“ 
teilzuhaben, die Erde vom Ungezie-
fer zu befreien, der eigentlichen Ba-
sis des damit einhergehenden Un-
schuldsbewusstseins.

Das Ende der Ausstellung: 
Genugtuung für ihre Gegner

Das Ende der Ausstellung, die für 
die Gegner des von ihr transpor-
tierten Geschichtsbildes das Skan-
dalon darstellte, kam mit unerwar-
teter Plötzlichkeit. Zwar hatten die 
traditionalistischen Forschungsin-
stitute wie das Institut für Zeitge-
schichte oder das Militärgeschicht-
liche Forschungsamt nach den Wor-
ten Heers schon länger gegen die 
Ausstellung und an der Wieder-
herstellung der durch sie widerleg-
ten Legende gearbeitet, doch kam 
diese schließlich zu Fall durch den 
Nachweis von Fehlzuordnungen 
einiger der verwendeten Fotos, der 
vom polnischen Historiker Bogdan 
Musiał aufgebracht wurde. Dar-
aufhin zog J. Ph. Reemtsma zur 
Überprüfung der Vorwürfe die Aus-
stellung zurück, was schließlich zu 
ihrem dauerhaften Aus in der vorlie-
genden Fassung führte, auch wenn 
eine unabhängige internationale 
Kommission feststellte, »daß von 
den 1433 Fotografi en der Ausstel-
lung weniger als 20 Fotos nicht in 
eine Ausstellung über die Wehr-

macht gehören.«“2 Aber die Stim-
mung hatte sich gedreht, die behaup-
tete Absicht, eine englischsprachige 
Version der Ausstellung, beginnend 
in New York, durch die USA touren 
zu lassen, beschwor massive Ängs-
te der Politik vor einer Schädigung 
des Deutschlandbildes herauf, die 
auch in Zusammenhang standen 
mit den prekären Entschädigungs-
klagen von Zwangsarbeitern*innen 
vor US-Gerichten.

Konsequenz dieser Lage war 
die Neuformatierung der Ausstel-
lung trotz ihrer faktischen Rehabi-
litation durch die Kommission, ei-
ne Neufassung, in der die kritischen 
Fotos mit alltäglichen Szenen vom 
Töten und der Lust am Töten nicht 
mehr präsentiert wurden und da-
mit der Begriff Vernichtungskrieg 
letztendlich „blind“ für die Tatsa-
chen wurden. Die neue Ausstellung 
präsentierte Taten ohne Täter und 
ermöglichte durch Weggucken ein 
Ergebnis, das der großbürgerlichen 
FAT den befriedigten Kommentar 
entlockte: „Die Wehrmacht war 
keine Mörderbande!“

Auch Bundekanzler Schröder 
zeigte sich anlässlich der Neueröff-
nung erfreut und aus München kam 
die Zustimmung Gauweilers, der be-
scheinigte, man könne sich der neu-
en Version entspannt nähern. In den 
Worten der FAZ sei mit dem Reload 
„ein gutes Stück Konsensgeschich-
te“ geschrieben worden: Sage mir, 
wer dir zustimmt, und ich sage dir, 
wer du bist!

Hannes Heer legte zu Ende sei-
nes Vortrages Wert auf die Fest-
stellung, dass geschichtspolitische 
Wendungen nicht als Verschwörun-
gen aufgefasst werden sollten, son-
dern als Prozesse, die stattfi nden, 
auch veranstaltet werden, um neue 
Orientierungen zu fi nden. Insoweit 
stellt die Abwehr der Wehrmachts-
ausstellung in ihrer ursprünglichen 
Form eine wichtige Etappe in der 
Neuausrichtung des Selbstbewusst-
seins der Bundesrepublik als einer 
Nation dar, die sich neuen politi-
schen Horizonten (und dabei sich 
selbst) zuwenden dürfe, nachdem 
sie die nötigen Anstrengungen zur 
Aufarbeitung der Vergangenheit ge-
leistet habe. Nach dem Ende der 

Ausstellung wurde das Feld des 
Geschichtspolitischen beherrscht 
von Themen, wie sie Jörg Fried-
rich in „Bombenholocaust“ und 
Günter Grass mit seiner Recht-
fertigungsliteratur darstellten, ei-
ne Entwicklung, die jüngst in der 
Mini-Filmserie mit tröstlichem 
Bild von „unseren Müttern und 
Vätern“ gipfelte.

Aleida Assmann: 
Kulturelle Erinnerung 
ist Ergebnis bewusster 
Erinnerungsarbeit

In weiteren Vorträgen wurden die 
bisherigen Aussagen erweitert, prä-
zisiert und teilweise zugespitzt. Die 
emeritierte Kulturwissenschaftlerin 
Aleida Assmann, Autorin des Bu-
ches „Formen des Vergessens“ (Be-
sprechung in der nächsten FLZ1) 
zeichnete den Weg der deutschen 
Erinnerungskultur in Stationen 
nach und machte deutlich, dass 
das kulturelle (Nachkriegs)-Ge-
dächtnis sich in einem steten Hin 
und Her von oft provokativer Auf-
deckungsarbeit und gegenläufi -
gen Tendenzen der Geschichts-
verweigerer vollzog und vollzieht. 
Der Meilenstein der Wehrmachts-
ausstellung konfrontierte die Tä-
ter mit ihrer eigenen Erinnerung. 
Schonder vom Frankfurter Gene-
ralstaatsanwalt betriebene Ausch-
witz-Prozess hatte aufgezeigt, so 
Assmann, wie Aufdeckung des 
Verbrechens mit der heftigen Ab-
wehr seiner öffentlichen Wahrneh-
mung zusammenprallen musste, 
denn, so Fritz Bauer, „mit den 22 
Angeklagten sitzen 22 Millionen 
auf der Anklagebank“, das wusste 
seinerzeit „auch Lieschen Müller“. 
Dem entsprach eine verbreitete 
Haltung, die Bauer zu seinem le-
gendären Satz veranlasste: „Wenn 
ich mein Büro verlasse, betrete ich 
feindliches Ausland.“ Der Holo-
caust-Film brach bei vielen Men-
schen die vorhandene Empathie-
Blockade, weil das Los der Op-
fer nun erstmals als Schicksal von 
konkreten Menschen „wie du und 
ich“ wahrnehmbar wurde und hat-
te die Aufnahme von Kontakten 
zu Überlebenden und deren Einla-

dung zum Besuch deutscher Städte 
zur unmittelbaren Folge.

Durch die Ausstellung erfolgte 
die Zusammenführung der beiden 
Gewaltkomplexe Holocaust und 
Krieg, die bisher getrennt behan-
delt worden waren, was den eigent-
lichen „Skandal“ der Ausstellung 
ausmachte. Der Mythos von der 
sauberen Wehrmacht erschien mit 
einem Mal als das, was er eigent-
lich darstellte: eine blanke Schutz-
behauptung der Nachkriegsgesell-
schaft, nichts gewusst zu haben mit 
dem alleinigen Schuldvorwurf an ei-
ne monströse Gruppe weniger per-
vertierter Individuen.

Durch die Ausstellung waren 
nun hingegen plötzlich alle männ-
lichen Familienmitglieder potenziell 
verdächtig, womit sich die Formu-
lierung von Raul Hillberg bewahr-
heitete, dass in „Deutschland der 
Holocaust Familiengeschichte ist“. 
Scharf griff Aleida Assmann den Film 
„Unsere Mütter, unsere Väter“ an,
der als neuer Meilenstein der NS-Er-
innerungskultur vor allem das Fa-
miliengedächtnis des Produzenten 
als wichtigste Quelle anzapfe; dieser 
habe mit dem Film die Erinnerung 
des Vaters „hochgedrückt“, so Ass-
mann und sei ein Beispiel dafür, wie 
blinde Flecken in der Erinnerungs-
kultur durch mediale und museale
Präsentation überhaupt erst geschaf-
fen werden. So werde der Angriff auf
Polen durch den Film „ins Abseits 
gestellt“ und erscheine als neben-
sächliches Ereignis, was der bestim-
menden Tendenz deutscher Histo-
riographie entspreche, polnische Op-
fer aus der deutschen Erinnerungs-
geschichte auszuschließen. Dabei 
waren die Deutschen gerade im „Ge-
neralgouvernement“ von Anfang an 
von beispielloser Vernichtungswut 
erfüllt. Sogar die mit allen Wassern 
gewaschene Leni Riefenstahl been-
dete ihren Versuch als Kriegsberich-
terin nach kurzer Zeit, weil sie sich 
den blutigen Gräueln in Polen psy-
chisch nicht gewachsen fühlte.

Auch angesichts aller Versuche, 
so viel wie möglich über die Ver-
brechen der Deutschen im Zweiten 
Weltkrieg aufzudecken, könne man 
laut Assmann nicht erwarten, dass 
die Geschichte irgendwann vollstän-
dig ausgeleuchtet vor uns liege. Die 
kategorische Behauptung Martin 
Walsers, die „eigene Vergangenheit 
ist nicht begehbar“ wie eine Ausstel-
lung, wies die Referentin allerdings 
mit Entschiedenheit zurück und er-
klärte, die Wehrmachtsausstellung 
habe sehr wohl gezeigt, dass die ei-
gene Vergangenheit begehbar ist.

Dr. Ralph Fischer von der Aka-
demischen Akademie Frankfurt und 
der Medienwissenschaftler Prof. Dr.
Klaus Kreimeier von der Universi-
tät Siegen setzten sich mit der Dar-
stellung des Soldaten im deutschen 
Nachkriegsfilm auseinander. Fi-
scher legte dabei den Akzent dar-
auf, dass Soldaten primär als Op-
fer von Umständen, böswilligen und 
verbohrt fanatisierten Vorgesetzten 
erscheinen und machte die beson-
dere Bedeutung dieser Opfertopoi 
klar, indem er darauf hinwies, dass 
Zeitzeugen sterben, Medien aber 
überleben und ihre Botschaften da-
mit ein transgeneratives Potenzial 
als „kulturelle Aufschreibesysteme“
darstellten, das eine bleibende Her-
ausforderung für das kritische Den-
ken bedeutet. 

                         Ernst Olbrich

Ermordung von „Partisanen“ – Foto: WikiCommons
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Dieses Zitat Peter Gingolds kann 
als Motto der Filmveranstaltung 
„Zeit für Zeugen“ stehen, welche 
die Ettie-und-Peter-Gingold-Erin-
nerungsinitiative mit anschließen-
der Diskussion am 23. November 
2016 im Saal des Historischen Mu-
seums organisiert hatte.

Die Gingolds, beide jüdischer 
Abstammung, hatten sich, wie be-
reits in der letzten FLZ berichtet, 
1936 in Paris in einer antifaschisti-
schen Jugendgruppe kennengelernt 
und leisteten während der Besat-
zungszeit in der französischen Résis-
tance Widerstand. Nach dem zweiten 
Weltkrieg gingen sie entgegen dem 
Rat vieler Freundinnen und Freun-
de zurück nach Deutschland, um 
sich hier für den Aufbau eines freien 
demokratischen Landes zu engagie-
ren. Die Friedensbewegung und der 
antifaschistische Widerstand waren 
ihre politische Heimat. Ettie Gin-
gold sammelte allein 12.000 Unter-
schriften gegen die Aufstellung von 
Pershing-Raketen in der BRD! Bei-
de besuchten Schulen und es gelang 
ihnen mit ihrer bescheidenen, wit-
zigen, treffsicheren, den jeweiligen 
Menschen zugewandten Art, Kin-
dern und Jugendlichen aus der Zeit 
des Nationalsozialismus zu berichten 
und sie im Sinne des oben zitierten 
Mottos von der Pfl icht zum Wider-
stand gegen Krieg, Faschismus, An-
tisemitismus, Rassismus und Men-
schenfeindlichkeit zu überzeugen.

In dem Film „Zeit für Zeu-
gen“ fi nden sich Originalaufnah-
men, aber auch zahlreiche Aussagen 
von Zeitgenossen der Gingolds, die 
über Erlebnisse mit ihnen berichten.

Bei einem der Schulauftritte von 
Peter Gingold Anfang der 2000er 

Antifaschismus ist demokratische BürgerInnenpfl icht!

Die zentrale These des Buches lau-
tet: Die wahren Gründe für die 
Kriege auf dieser Welt werden ge-
wöhnlich nicht genannt. Stattdessen 
werden wir mit „Informationen“ 
gefüttert, die mehr verschleiern als 
aufdecken. Würden die richtigen 
Fragen gestellt und die Antworten 
dafür gesucht und analysiert, wä-
ren diverse Kriege nicht mehr führ-
bar, weil sich die Menschheit mit 
Abscheu davon abwenden würde.

Was geschieht in Kriegen? Ste-
hen militärische Einrichtungen im 
Fokus oder zivile? Sind es tatsäch-
lich nur „Kollateralschäden“, wenn 
Infrastruktur getroffen wird, die für 
die Bevölkerung überlebenswichtig 
ist (z.B. Wasserversorgung, Kran-
kenhäuser, Zufahrtsstraßen, Ener-
gieeinrichtungen), oder kann man 
davon ausgehen, dass dahinter Sys-
tem steckt? Gibt es ähnliche Ereig-
nisse auch in anderen Kriegen? 
Wenn ja, erhärtet das die These, 
dass es sich in Wirklichkeit um ori-
ginäre Kriegsziele handelt und nicht 
um „Kollateralschäden“? 

Warum zieht sich ein bestimm-
ter Krieg so lange hin, schwelt eine 
Weile wie ein heruntergebranntes 
Feuer und fl ammt dann plötzlich 
wieder auf? Ist das auch in anderen
Kriegen zu bemerken? Geht es hier 
möglicherweise gar nicht darum, 

„1933 wäre verhindert worden, wenn alle Gegner der Nazis ihren Streit untereinander zurückgestellt und 
gemeinsam gehandelt hätten. Dass dieses gemeinsame Handeln nicht zustande kam, dafür gab es für die 
Hitlergegner in der Generation meiner Eltern nur eine einzige Entschuldigung: Sie hatten keine Erfahrung, 
was Faschismus bedeutet, wenn er einmal an der Macht ist. Aber heute haben wir alle diese Erfahrung, 
heute kann jeder wissen, was Faschismus bedeutet. Für alle zukünftigen Generationen gibt es keine Ent-
schuldigung mehr, wenn sie den Faschismus nicht verhindern!“

Flyer Titelseite zur Filmveranstaltung

Jahre ist er umrahmt von den Bro-
thers Keepers, einem Zusammen-
schluss afro-deutscher KünstlerIn-
nen, der auf rechtsextreme Gewalt 
gegen MigrantInnen aufmerksam 
machen will. Das wohl bekannteste 
Gesicht darunter ist das von Xavier 
Naidoo, der inzwischen zum Pop-
star eines antisemitischen Rechtspo-
pulismus in diesem Land mutiert ist. 
Damit befi ndet er sich in Frankfurt 
mit „FRAGIDA“, den neuen Rö-
merfraktionen von AfD und BFF 
in bester Gesellschaft. Umso not-
wendiger also, das Andenken an die 
Gingolds wach zu halten!

Im Anschluss an den Film be-
riet die Versammlung, wie die Gin-
golds in Frankfurt geehrt und ihr 
Andenken, vor allem ihre Anliegen 
in der heutigen Zeit bewahrt und 
gefördert werden könnten. Das ein-
fachste schien zunächst eine Initiati-
ve der SPD im Ortsbeirat Niederrad 
zu sein, einen bislang unbenannten 
Platz nach den Gingolds zu benen-
nen, denn sie haben zuletzt in die-
sem Ortsteil gewohnt. Man rechne 
damit, so die Ortsbeirätin, dass es 
dafür nicht allzu viel Widerstand 
geben werde, da es an diesem Platz 
keine Adresse gebe und der Platz 
auch neu sei und nicht umbenannt 
werden müsse.

Aber ist das das, was die Gin-
golds gewollt hätten? Um diese Fra-
ge drehte sich die weitere Diskussi-
on. Ja, sie waren KommunistInnen, 
was für manch eine/n ja schon an 
sich einen Ablehnungsgrund dar-
stellt. Niemand aber hat mehr als 
Peter Gingold die Überwindung der 
ideologischen Gräben gesucht, wel-
che die mehr oder weniger links ein-
gestellten Menschen zwischen den 

Henrik Paulitz: Anleitung gegen den Krieg  Analysen und friedenspolitische
Übungen, Akademie Bergstraße

den Gegner zu besiegen, stattdessen
darum, die Bevölkerung zu zermür-
ben und ihre Lebensgrundlagen zu 
zerstören? In den Kriegen des 20. 
und frühen 21. Jahrhunderts ist der 
Anteil der durch Krieg umgekom-
menen Zivilbevölkerung kontinuier-
lich gewachsen (zuletzt war er laut 
UNICEF 90 %). Wem nutzt das? 

Wem nutzen Wirtschaftssank-
tionen, die häufi g im Vorfeld oder 

einzelnen Strömungen gegraben ha-
ben und ggf. für unüberwindbar 
halten. Niemand würde sich gera-
de heute so stark wie Peter Gingold, 
wenn er denn noch lebte, dafür ein-
setzen, dass angesichts der weltweit 
zu beobachtenden Rechtsbewegun-

gen die Demokraten und Antifa-
schisten Hand in Hand, unabhängig 
von Parteizugehörigkeit, zusammen 
stehen, um Gedankenfreiheit und 
Weiterentwicklung zu ermöglichen. 

Deshalb, so kam man gegen 
Ende der Veranstaltung zu dem 
Schluss, ist es eben gerade richtig, 
eine Schulbenennung anzustreben, 
um dadurch Gespräche und Ausei-
nandersetzungen überhaupt erst zu 
initiieren und gemeinsam an einem 
bunten Bollwerk gegen Rassismus 
und Hass zu bauen.

Ein Teilnehmer, der die Benen-
nung des Norbert-Wollheim-Platzes 
vor der Uni Westend (ehemaliges 
IG-Farben-Haus) aktiv begleitet hat, 
berichtete von der Mobilisierung, 
die die Diskussion um die Umbe-
nennung des Platzes unter den Stu-
dierenden ausgelöst hat. 

Für die Benennung einer Schule 
müssen die Elternschaft, die Schü-
lervertretung und das Kollegium ge-
wonnen werden. Schulen, die keinen
richtigen Namen haben, gibt es eini-
ge in Frankfurt, auch sollen neue 
Schulen gegründet werden. 

Silvia Gingold, Tochter von Et-
tie und Peter, würde im Falle einer 
Einladung gerne über ihre Eltern 
berichten. Die Erinnerungsinitia-
tive vermittelt den Kontakt zu ihr 
oder anderen Zeitzeugen. 

Zum Schluss noch eine Anek-
dote, die den Witz, aber auch die 
Entschlossenheit Peter Gingolds, 
den Rassismus zu bekämpfen, be-
leuchtet: Sagt ein Mann zu Peter: 
„Die Juden sind an allem schuld.“ 
Sagt Peter: „Ja, und die Fahrrad-
fahrer!“ Fragt der Mann: „Warum 
denn die Fahrradfahrer?“ Antwor-
tet Peter: „Warum denn die Juden?“

Marianne Friemelt 
und Dirk Kretschmer

anstatt eines „heißen Krieges“ ver-
hängt werden? Wen treffen sie? Am 
Beispiel des Iraks stellte UNICEF 
fest, dass im Laufe der Jahre 1991 
bis 2003 1,6 Millionen Iraker, da-
runter 500 000 Kinder als Folge 
von Mangelernährung und medi-
zinischer Nichtversorgung gestor-
ben seien. Drei hohe UN-Diplo-
maten traten aus Protest gegen die 
Sanktionspolitik der UNO zurück. 

Es geschah: NICHTS. Die 
öffentliche Debatte darü-
ber blieb aus, und Wirt-
schaftssanktionen gelten 
weiter als beliebtes Druck-
mittel gegen missliebige 
Diktatoren, obwohl sie 
deren Macht sogar noch 
stärken können. Warum 
gibt es keine öffentliche 
Debatte über Wirtschafts-
sanktionen?

Was bedeuten ein 
über viele Jahre durch den 
Krieg zerrüttetes Staats-
wesen, eine demoralisier-
te, traumatisierte Bevöl-
kerung und eine zerstörte 
Infrastruktur? Wer bietet 
sich für den Wiederauf-
bau an, was kostet das 
den betroffenen Staat, 
inwieweit resultiert da-
raus Verschuldung, wer 

verfügt jetzt über die Ressour-
cen des Landes? Oder ist die Aus-
beutung eben dieser Ressourcen
durch die Zerstörung der Infra-
struktur unmöglich geworden, so 
dass auf dem Weltmarkt die Preise
für die Rohstoffe stabil bleiben oder 
steigen können?

Aufschlussreich können auch 
Überlegungen und Recherchen zu 
folgenden Fragen sein: Wie war vor 
dem Krieg die Energieversorgung 
des betreffenden Staates? Gab es 
Bestrebungen, sich von ausländi-
schen Zulieferern zu lösen, um ei-
gene Energiequellen auszubeuten? 
Gab es Ansätze zur Zusammenar-
beit mit anderen Staaten, die nicht 
zu den großen „Playern“ gehören? 
Wollte der Staat eigene Wege zur 
Durchleitung von Energiereserven 
auf seinem Territorium bereitstel-
len und damit für diese „Player“ 
zur Konkurrenz erwachsen?

In letzter Zeit ist vermehrt zu 
hören, Deutschland müsse mehr 
„internationale Verantwortung“ 
übernehmen, sich der „Verpfl ich-
tung zur Schutzverantwortung“ 
stellen. Es gibt also Kreise, die un-
zufrieden damit sind, dass Deutsch-
land sich das eine oder andere Mal 
nicht Hals über Kopf in militärische 
Abenteuer gestürzt hat (Bsp. Irak, 
Libyen), sondern mehr oder we-

niger unwillig lediglich bestimmte 
Unterstützungsmaßnahmen ergrif-
fen hat. Da die „internationalen Er-
wartungen“ sich bei intensiverem 
Nachdenken als extrem destruktiv 
erweisen, da sie auf nichts anderes 
als weiteres militärisches Eingreifen 
zielen, muss debattiert werden, wer 
diese Erwartungen eigentlich for-
muliert und welche Interessen da-
hinter stecken. Sollte sich heraus-
stellen, dass es zum wiederholten 
Mal um Ressourcenbeherrschung 
und/oder Ressourcenkontrolle geht, 
dann wird es Zeit, an die Entwick-
lung neuer Strukturen zu gehen, 
die die international verfl ochtenen 
Konzerne zu Gunsten regionaler 
Versorgungsunternehmen ablösen.

Henrik Paulitz setzt hier, viel-
leicht ein wenig zu optimistisch 
und, wie er selbst schreibt, mögli-
cherweise naiv, auf die Stärke, De-
battier- und Analysierfreudigkeit 
und demokratische Durchsetzungs-
fähigkeit all derjenigen, die nicht 
mehr bereit sind, den Krieg als die 
Fortsetzung der Politik mit ande-
ren Mitteln zu akzeptieren.

Ein, wie ich meine, lesenswer-
tes Buch, da vieles, das ohnehin be-
kannt ist, aus neuem Blickwinkel 
beleuchtet wird.

Marianne Friemelt

Flyer, Auszug / Innenteil
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Der folgende Bericht verzichtet weit-
gehend auf den Analyseteil. In der 
Einschätzung der Demokratiede-
fi zite, um nicht zu sagen der De-
mokratiefeindlichkeit der EU (wie 
zuletzt in der Auseinandersetzung 
mit den Handelsabkommen über-
deutlich geworden), in der Kritik an 
dem neoliberalen Gift, das nicht nur 
Griechenland verabreicht wird, an 
der Flüchtlingspolitik usw. waren 
sich Podium und Saal (der übrigens 
gut gefüllt war) weitgehend einig.

Allerdings scheint mir, dass der 
EU-„Einigungsprozess“ doch etwas 
stark glorifi ziert wird (als großes 
Friedensprojekt u.ä.). Das war er im
Bewusstsein der Bevölkerung sicher-
lich auch, insbesondere bei Jugend-
lichen, aber man muss doch darauf 
hinweisen, dass es in der Hauptsa-
che eine Wirtschaftsunion war, wie 
auch in dem Namen EWG zum 
Ausdruck kam.

Immerhin werden die Wäh-
rungsunion und der Maastricht-
Vertrag als die negativen Weichen-
stellungen benannt, mit der die EU 
defi nitiv eine „Konkurrenz-Union“ 
wurde (jede/r gegen jede/n).

Darüber, ob der Euro als Wäh-
rung korrigiert oder besser abge-
schafft werden sollte, gingen die 
Meinungen auseinander (Nölke ge-
gen Euro).

Dass die EU gegen das inter-
national operierende Finanzsystem 
gebraucht wird, dass Deutschland 
eine zentrale Rolle spielt und dass 
es darauf ankommt, in Deutsch-
land Mehrheiten für eine andere 
Politik zu gewinnen, darüber be-
stand Einigkeit.

Interessanter wurde es bei den 
Lösungsstrategien.

Ypsilanti stellte fest, dass es (über-
raschenderweise) auf alle Fragen 
(von der Flüchtlings- über die Wirt-
schafts- bis zur Demokratieproble-
matik) schon Antworten oder zu-
mindest Vorschläge gebe – und das 
schon länger.

„Es müsse etwas Neues kommen 
in Europa. Aber Es kommt nichts.“

Also müsse man sich um die 
Herrschaftsverhältnisse kümmern.

Wer sind die Akteure, die dies 
leisten können? Und vor allem: wie 
kommen sie zusammen? Und wie 
geht man mit den „harten Verträ-
gen“ um (einschließlich „Schulden-
bremse“). Die Knebelung der De-
mokratie in Griechenland halte man 
eigentlich gar nicht aus.

Deshalb müsse die ‚vereinigte 
Linke‘ „den Arsch hochkriegen“.

Nölke plädierte für einen Euro mit 
gewissen Bandbreiten und vor al-
lem für einen Eiropäischen Wäh-
rungsfonds, der ‚demokratisch ge-
lenkt‘ werde.

Das Umsetzungsproblem: 28 
Staaten müssten zustimmen.

Ypsilanti möchte, dass das EU-Par-
lament mehr Rechte bekommt (was 
aber später wieder dadurch infrage 
gestellt wurde, dass dieses zu weit 
von den Wählern entfernt sei u.ä.).

Das Konkurrenzprinzip solle 
durch einen ‚Solidarpakt‘ und eine
‚Sozialunion‘ ersetzt werden, Das 
Flüchtlingsproblem müsse gelöst 
werden.

Ypsilanti spricht sich gegen 
Exitstrategien aus.

Lehndorff stört die Fixierung auf 
den Euro, das sei kein politisches Al-
ternativkonzept.

Für ihn sei es wichtig, „die Re-
geln zu brechen“. Die Regeln seien
der Maßstab für die neoliberale 
Politik der Institutionen der EU.

Von Jüngeren im Saal wird gefragt, 
was man denn wirtschaftlich anders 
machen könne, welche Reformen 
angegangen werden müssten.

Vorgeschlagen werden: ein 
Schuldenschnitt (sowieso), Inves-
titionen ‚in den Süden‘, eine Trans-
fer-Union, Beseitigung der Ungleich-
heiten.

Vor allem aber brauche man 
Vorschläge, die die Leute verstehen 
(die Frage der Komplexität wird 
später nochmal aufgeworfen) und 

die sie begeistern. Hier wird auf 
Sanders in den USA und Corbyn 
(England) verwiesen.

Auch die Frage, wie ‚die Wirt-
schaft angekurbelt‘ werden könne, 
ohne dass die Wachstumsideologie 
aufgewärmt wird, spielte kurz eine
Rolle.

Nölke plädiert für den Abbau der 
Exportorientierung durch konse-
quente Orientierung auf den Bin-
nenmarkt.

Zum Demokratiedefizit der 
EU: Diese sei sehr fragil, deshalb 
eher Stärkung der nationalen De-
mokratie. 

Bei Verfolgung einer Transfer-
Union müsse man mit dem Protest 
der Bevölkerung rechnen. Das Prob-
lem mit dem „Regeln-brechen“ sei, 
dass die EU ohnehin schon bröckele.

Lehndorff: Mit dem Brechen von 
Regeln sei keine Destruktion ge-
meint, sondern eine Rettungs-Ak-
tion, beispielsweise zugunsten einer
Solidar-Union.

Regeln zu brechen habe den 
Vorteil, dass man dazu die Adres-
saten habe.

Zerbricht die EU? Für ein anderes Europa
Andrea Ypsilanti, Steffen Lehndorff und Andreas Nölke diskutieren über Alternativen zur vorherrschenden Politik

Zu dieser Veranstaltung der „Regionalgruppe Frankfurt/Rhein-Main“
von „Europa Neu Begründen“ am 6.12.2016 im Frankfurter DGB-Haus 
analysierten unter Moderation von Michaela Böhm zwei Professoren
aus dem ‚linken Lager‘ und die Landtagsabgeordnete Andrea Ypsilanti, 
hier als Vertreterin des ‚Instituts Soziale Moderne‘ die Lage, in der sich 
die EU und die Menschen in ihr befi nden und machten, „Strategievor-
schläge“ für Alternativen. Der GEW Bezirksverband hat neben der 
IG-Metall, attac, der Rosa-Luxemburg-Stiftung, den Frankfurter Jusos 
und der Linken Hessen die Veranstaltung unterstützt.
     Wie sich im weiteren Verlauf herausstellte, ist es auch für die Gewerk-
schaften als Interessenvertretung von ArbeitnehmerInnen unerlässlich, 
sich an Alternativen zur gegenwärtigen EU-Politik zu beteiligen. 
     Und einer Bildungsgewerkschaft steht es ohnehin gut an, ihre Mit-
glieder in den Bildungseinrichtungen auf den Stand der kritischen Aus-
einandersetzung zu bringen oder auf ihm zu halten.

Was die notwendige Wirtschafts-
reformen angehe, so habe beispiels-
weise die italienische Gewerkschaft 
CGIL einen ‚Plan für die Arbeit‘, ein 
radikales Reformprogramm.

Für Deutschland gebe es schon 
seit 40 Jahren konkrete Vorschläge 
Der Memorandum-Gruppe (Alter-
native Wirtschaftspolitik). Es gebe 
Vorschläge für eine alternative Steu-
erpolitik. Eine solche müsse aber, 
wenn sie wirksam umgesetzt werden 
sollen, durch EU-Vereinbarungen 
gegen einen Dumpingwettbewerb 
über Steuern abgesichert werden.

Ypsilanti weist darauf hin, dass es 
Regelbrüche ja bereits gebe, auch in 
der offi ziellen Politik,  wie man an
der Flüchtlingspolitik sehen könne.
Bei den anderen EU-Verträgen ge-
he es nicht anders.

Allerdings müsse der Regel-
bruch sehr sorgfältig überlegt und 

abgewogen werden. Gerade die 
Steuerpolitik sein sehr dickes Brett, 
das zu bohren sei.

Ein weiteres sei eine ökolo-
gische Umbau-Politik und die Mo-
difi zierung des Wirtschaftswachs-
tums.

Aus dem Publikum wird das Auf-
treten der Gewerkschaften für ein 
anderes Europa angemahnt.

Die Frage, wie können komple-
xe Sachverhalte so verkürzt wer-
den, dass sie von den meisten ver-
standen werden, ohne populistisch 
verkürzt zu sein.  

Was die Wachstumsproblema-
tik angeht, so wird an die Kampa-
gnen zur Arbeitszeitverkürzung er-
innert (Umverteilung der Produk-
tivität).

Auch die „Investitionspolitik“ 
wird problematisiert: Häufi g sind 
dies  nur noch ‚Hebel‘, die eine Um-
verteilung von Unternehmen bein-
halten und nicht nur keine Arbeits-
plätze schaffen, sondern solche eher 
vernichten.

Lehndorff geht auf das Gewerk-
schaftsargument ein. Die Gewerk-

schaften müssten sich viel mehr eu-
ropäisch zusammenschließen. Das 
Problem beim Europäischen Ge-
werkschaftsbund sei weniger die 
‚Papierlage‘ als die praktische Po-
litik.

Lehndorff kritisiert die fehlen-
de intellektuelle Debatte auf dem 
Niveau, das den Krisenproblemen 
adäquat wäre und verweist auf das 
Buch von Roger Willemsen: „Das 
Hohe Haus – Ein Jahr im Parla-
ment“.

Ypsilanti bemerkt, dass, je wich-
tiger die Parlamente seien, desto 
mehr Lobbyismus stattfi nde. Des-
halb stünde die Befreiung vom Lob-
byismus und die Transparenz po-
litischer Vorgänge ganz oben auf 
der Agenda.

Die sozialistischen Parteien in 
Griechenland, Spanien und jetzt 
auch in Frankreich hätten sich zer-

legt. Die Treffen von Rot-Rot-Grün 
seien notwendig, wichtig sei aber 
dabei die ‚machtstrategische“ Aus-
richtung. Es müssten die Inhalte ge-
klärt werden. Sie verweist auf ein 
neues Papier des Instituts Solidari-
sche Moderne. Wenn aber der Druck 
nicht aus der Bevölkerung käme, tä-
te sich auch in den Parteien nichts.

Was das Problem der Komple-
xität der Sachverhalte angehe, so 
müsse es einen Teil der Bevölkerung 
geben, der die Analyse und die Vor-
schläge vorkläre, und sich dabei mit 
vielen zusammenschließe.

Dies müsse aber immer und im-
mer wieder gemacht werden.

Nölke will zwar seine Vorstellun-
gen angesichts der Kürze der Zeit 
nicht weiter ausführen, meint aber 
schon, dass die einheitliche Wäh-
rung ein Problem sei (u.a. für die 
De-Industrialisierung in Italien ver-
antwortlich).

Er beklagt, dass der Kontakt 
der Linken zum ärmeren Teil der 
Bevölkerung verloren gegangen 
sei. Deshalb wäre es gut, wenn die 
Forderungen zum Binnenmarkt, 
die Vorschläge der Memorandum-

Gruppe und ähnliche Forderungen 
aufgegriffen und populär gemacht 
würden.

Die Moderatorin stellt die Abschluss-
frage: Was ist als Nächstes anzu-
packen?

Nölke: Der Aufbau eines anderen 
Wirtschaftssystems.

Lehndorff: Stopp der Austeri-
tätsdiktate gegen Griechenland und 
Portugal. (Und die kommen vom 
EU-Ministerrat, als auch von der 
deutschen Regierung!) Wir müssen 
dafür sorgen, dass die Bundesregie-
rung es nicht mehr wagen darf, sich 
Alternativen entgegen zu stellen.

Ypsilanti: Es muss sich in 
Deutschland was ändern! Die Wi-
derständigen müssen sich aufma-
chen!

Herbert Storn

Ausschnitte aus dem Veranstaltungs-Flyer
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DGB Frankfurt erinnert mit Theater-
stück anlässlich des Gedenktags
am 27. Januar 2017 an die Opfer des 
Nationalsozialismus 

Trial and Error

Am 27. Januar 2017 um 18 Uhr 
präsentiert der DGB Frankfurt das 
Theaterstück „Ich lebe doch noch!“ 
des Ensembles des Theaters odos 
im DGB-Haus Frankfurt, Wilhelm-
Leuschner-Str.69-77 im Wilhelm-
Leuschner-Saal. Der Eintritt ist frei.

Am 27. Januar 2017 jährt sich 
die Befreiung des Konzentrationsla-
gers Auschwitz zum 72. Mal. Der 
DGB Frankfurt möchte an diesem 
Tag mit dem Theaterstück „Ich le-
be doch noch!“ an die Opfer des 
Nationalsozialismus erinnern. „Für 
den Deutschen Gewerkschaftsbund 
ist Erinnerung an die NS-Verbre-
chen ein wichtiger Bestandteil der 
Bildungsarbeit. Gerade angesichts 
eines wieder erstarkenden völki-
schen und nationalistischen Den-
kens ist eine Auseinandersetzung 

Hallo, australische High-School-
Schüler, offensichtlich habt ihr im 
Sozialkunde-Unterricht geschlafen, 
denn zwar ist es euch laut n-tv.de 
gelungen, im „High-School-Labor 
[...], ein lebensrettendes Medika-
ment zu einem sensationell niedri-
gen Preis herzustellen. Es handelt 
sich um den Wirkstoff Daraprim, 
dessen Preis der ehemalige Hedge-
fonds- und Pharmamanager Mar-
tin Shkreli in den USA von 13,50 
Dollar auf 750 Dollar pro Pille ver-
teuert hatte.“ Dabei wurdet ihr zu 
diesem wissenschaftlichen Tun von 
durchaus ehrenwerten Motiven ge-
leitet, hattet ihr doch im Sinn „zu 
verhindern, dass das Medikament, 
das zur Behandlung von Malaria 
und Toxoplasmose-Infektionen bei 
HIV-infi zierten Menschen dient, nur 
noch reichen Patienten zur Verfü-
gung steht“. Immerhin gelang es 
euch, die lebensrettende Substanz 

Das Allerletzte von der Integrationsfront

mit der Geschichte auch aktuell 
so wichtig“, so Alexander Wag-
ner, Gewerkschaftssekretär beim 
Frankfurter DGB. 

Dem Theaterstück liegen die 
Lebenserinnerungen von Hanna 
Mandel zugrunde. Der Münchener 

Theologe Norbert Reck 
hat monatelang die Holo-
caust-Überlebende inter-
viewt und das Ergebnis in 
dem Buch „Beim Gehen 
entsteht der Weg – Ge-
spräche über das Leben 
vor und nach Auschwitz“ 
– veröffentlicht. Nun hat 
Autor und Regisseur Hei-
ko Ostendorf das Leben 
Mandels auf die Bühne 
gebracht. „Das Theater-
stück ist mehr als eine Er-
innerung an die Gräuel-
taten der Nazis“, erklärt 
Ostendorf. 

„Mandel reflektiert 
in diesem Gespräch intensiv ihre 
Erfahrungen und beschreibt die 
Schlussfolgerungen, die sie für ihr 
eigenes Leben daraus gezogen hat“, 
so der Theatermacher weiter. Man-
dels Geschichte endet aber nicht mit 
der Befreiung der Konzentrations-
lager – im Gegenteil. Da fängt die 
Geschichte von Hanna Mandel erst 
an. Hanna erzählt, wie die schreck-
lichen Erlebnisse ihr weiteres Le-
ben beeinfl usst haben, und wie sie 
ihren Weg zurück ins Leben ge-
funden hat.

Judith Suermann (l.) und Sarah Giese 
in dem Theaterstück „Ich lebe doch noch!“ 
Foto (theater odos/Heiko Ostendorf) 

Integration 1
Unter dem Titel „Ausländer erhal-
ten ein Fünftel weniger Lohn“ be-
richtete n-tv.de am 17.12.2016, wie 
„der Arbeitsmarkt“ den Gleichheits-
grundsatz aus Artikel 3 GG auslegt. 
Wie aus einem Zeitungsbericht her-
vorgehe, sei der Lohnabstand zwi-
schen „deutschen“ und „ausländi-
schen“ Kollegen*innen seit dem Jahr 
2000 von ehedem 8,3% auf nun-
mehr 21,5% gewachsen. Dies ergibt 
sich u. a. daraus, dass die „Auslän-
der“ beim nominellen Lohnzuwachs 
in dieser Periode das Nachsehen hat-
ten und mit einer Lohnsteigerung 
von nur 13 Prozent deutlich hin-
ter ihren deutschen Kollegen*innen 
zurückblieben, die auf immerhin 
32 Prozent kamen. Der Vizechef 
der Linken bezeichnete diese Ent-
wicklung, die dazu führt, dass eine
wachsende Zahl von sogenannten 
Migranten extrem schlecht bezahlt 
wird, als „Sprengstoff für die Ge-
sellschaft“. Wer spricht hier von 
„Gesellschaft“? Wäre für ein staat-
lich organisiertes Wirtschaftswe-
sen, an dem „der Ausländer“ an 
den Platz verwiesen wird, der ihm 
zusteht, nicht der Begriff „Volksge-
meinschaft“ passender? Nachtrag: 
Vollzeitbeschäftigte Frauen erhal-
ten laut Auskunft der Bundesregie-
rung zu 28,4 Prozent einen Niedrig-
lohn, bei den Männer hingegen sind 
es „nur“ 16,1 Prozent. Vorschlag
an den Vizechef der Linken: Herr 
Ernst sollte bei Gebrauch des Be-
griffes „Gesellschaft“ künftig we-
nigstens den Zusatz „patriarcha-

lisch“ nicht vergessen! Den Zusatz 
„Sprengstoff“ kann er dann getrost 
durch ‚Bindemittel‘ ersetzen.

Integration 2
Der Vorsitzende der „Sozial“ de-
mokraten Deutschlands trat am 
17.12.2016 mit einem Vorschlag 
ans Licht der Öffentlichkeit, der 
auch „besorgten“ Wählern der AfD 
zusagen dürfte, als er forderte, das 
Kindergeld für hier wohnende „EU-
Ausländer“ zu kürzen, wenn deren 
Kinder in den Herkunftsländern 
verblieben. Es verhielte sich näm-
lich laut Gabriel so, das „Kinder-
geld auf deutschem Niveau - ange-
sichts der niedrigen Lebenshaltungs-
kosten in ihren Heimatländern [....] 
für viele EU-Ausländer ein Anreiz 
[sei], hier zu wohnen, während ih-
re Kinder Zuhause [sic!] bleiben.“ 
So viel Verständnis hat der Vorsit-
zende der ehemaligen „Partei der 
kleinen Leute“ für eben jene, dass 
er es nicht durchgehen lassen kann, 
wenn diejenigen unter ihnen, die 
mit dem falschen Pass ausgestat-
tet sind, die Segnungen des deut-
schen „Sozialstaates“ (s. Grund-
gesetz!) als Mittel missverstehen, 
wenigstens dem gröbsten Elend zu 
entkommen. Daher, so der passen-
der Weise als Wirtschaftsminister 
angestellte Sozialdemokrat Gabriel 
weiter: „Wenn ein Kind nicht bei 
uns lebt, sondern in seinem Heimat-
land, dann sollte auch das Kinder-
geld auf dem Niveau des Heimat-
landes ausgezahlt werden“. Wozu 
hält man sich ein kostspieliges Par-
lament, wenn es nicht dazu taugt, 

den faulen Abstaubern mit dem 
falschen Pass durch eine Gesetzes-
änderung zu demonstrieren, was 
Recht und Ordnung im Sozialstaat 
Deutschland bedeuten!

„Er warte seit Monaten darauf, 
dass der zuständige Finanzminister 
Wolfgang Schäuble einen Vorschlag 
für eine solche Kindergeld-Kürzung 
vorlege. [...] Gabriel pocht [...] auf 
Korrekturen: ‘Es gibt in Europa ein 
Recht auf Zuwanderung in Arbeit, 
aber kein Recht auf Zuwanderung 
in Sozialsysteme ohne Arbeit‘.“ Ei-
ne schöne Klarstellung, wie sich das 
Recht auf Freizügigkeit nach der 
Europäischen Menschenrechtskon-
vention (Protokoll Nr. 4) und das 
Diskriminierungsverbot (Art. 14 d. 
Konvention) durch die Brille der so-
zialdemokratisch gepfl egten deut-
schen Wirtschaft buchstabieren! Ob 
die angestrebte Kindergeldregelung 
auch für den Fall vorgesehen ist, 
dass sich die ausländischen Faulen-
zer doch noch dazu aufraffen, sich 
nach den für sie geltenden Vorzugs-
bedingungen des deutschen Arbeits-
marktes (s. oben!) ausbeuten zu las-
sen, erklärte der Wirtschaftsminis-
ter leider nicht. Dass ihn immerhin 
Sorgen ums Straßenbild deutscher 
Städte plagen, geht aus seiner Er-
klärung hervor, „es gebe in man-
chen deutschen Großstädten gan-
ze Straßenzüge mit Schrottimmo-
bilien (!), in denen Migranten nur 
aus einem Grund wohnten“: Den 
deutschen Sozialstaat abzuzocken. 
So kann man den armen Schluckern 
noch die Verelendung vorwerfen, 
in die Hartz-IV und Ausstieg aus 

dem sozialen Wohnungsbau sie ge-
bracht haben!

Integration 3
„Einer Emnid-Umfrage für die 
„Bild am Sonntag“ zufolge befürch-
tet bereits jeder (!) zweite Deut-
sche, dass die Gewalt gegen Frau-
en wegen des Zuzugs von Flücht-
lingen zunimmt“, konnte man 
am 15.12.2016 bei n-tv.de lesen. 
„Ausländer*innen“ wurden offen-
sichtlich nicht gefragt. Stehen sie 
dem Thema gleichgültig gegenüber? 
Den „Deutschen“ jedenfalls ma-
chen bekanntermaßen die Flücht-
linge „Sorgen“, doch kann das BKA 
hierzu klarstellen: „Die Sexualde-
likte machten an der Gesamtzahl 
der von Gefl üchteten begangenen 
Straftaten 1,1 Prozent aus. Das 
entspricht dem bundesdeutschen 
Durchschnitt.“ Beruhigend, wenn 
die Flüchtlinge nicht mehr sexuelle 
Nötigungen begehen als die Einhei-
mischen! Darüber hinaus gilt, was 
der deutsche Kriminologe Christian 
Pfeiffer ermittelt haben will: „Die 
Statistik zeige für die vergangenen 
zehn Jahre, ‘dass in Deutschland 
vollendete Vergewaltigungen um 
20 Prozent abgenommen haben‘, 
sagte Pfeiffer der „Welt am Sonn-
tag“.“ Bleibt hinzuzufügen: Soweit 
die Vergewaltigungen überhaupt zur 
Anzeige kommen! Welche Gerech-
tigkeit einer Frau blühen kann, die 
mit dem Vergewaltigungsvorwurf 
vor Gericht zieht, ließ sich ja in der 
jüngsten Vergangenheit wieder ein-
mal in schönster Klarheit am Fall 
Gina-Lisa Lohfi nk beobachten. Wo-

her aber kommen die trotz aller of-
fi ziellen Beschwichtigungsversuche 
weiter bestehenden „Besorgnisse“ 
hinsichtlich der Flüchtlinge? „Men-
schen neigen dazu, Fremden andere 
Werte zuzuschreiben, als sie selbst 
haben. Bei Flüchtlingen wird bei-
spielsweise vermutet, sie hätten ein 
Frauenbild, das eine Vergewaltigung 
eher erlaube“, schreibt n-tv.de. Mit 
landestypisch sprachlicher Subtili-
tät wird hier zwischen „Menschen“ 
und „Fremden“ unterschieden, ein 
altbekannter Trick, der hierzulande 
schon immer dazu diente, das na-
tionalistisch verengte Bewusstsein 
von Rassisten zu etwas „allgemein 
Menschlichem“ zu adeln. Die von 
n-tv.de konsultierten Vergewalti-
gungsexperten können immerhin 
Weiteres zur Beruhigung der be-
sorgten Gemüter beisteuern: „Die 
Täterforschung zu Gewaltdelikten 
belegt, dass Armut, schlechte Bil-
dung, Arbeitslosigkeit, vor allem 
in Verbindung mit eigenen Gewal-
terfahrungen tatsächlich Gewalt 
begünstigen können. Der Krimi-
nologe Pfeiffer sagt: Zu einem Se-
xualmörder werden Männer, de-
ren Erziehung von „Sadismus und 
Ohnmacht“ geprägt gewesen sei. 
„Das hat nichts mit Machogeha-
be zu tun.“ Deshalb seien Bildung 
und gewaltfreie Erziehung die bes-
te Prävention. Es ist also eher eine 
Frage des Milieus als der Kultur.“ 
Und im richtigen „Milieu“ werden 
die Flüchtlinge dank der Segnun-
gen des deutschen Arbeitsmarktes 
schon irgendwann einmal landen!

Ernst Olbrich

(„extrem reines Daraprim“, so die 
unterstützende Universität Sydney) 
im Schullabor zu günstigen Kosten 
von nur $ 20 herzustellen. Zu dieser 
bahnbrechenden Entdeckung verhalf 
euch eine von akademischer Seite 
aktive ideologische Schützenhilfe in 
Person von „Alice Williamson, die 
an der Universität Sydney Chemie 
lehrt [...]“, denn sie konnte „diese 
Geschichte einfach nicht mehr aus 
dem Kopf bekommen. »Es schien 
mir so unfair, zumal der Wirkstoff 
billig herzustellen ist und auch lan-
ge billig verkauft wurde«, so Wil-
liamson, die daher auf die Idee kam 
„Schüler Daraprim herstellen zu 
lassen, um zu zeigen, wie »lächer-
lich dieser Preisanstieg ist und dass 
er durch nicht gerechtfertigt ist«“ 

Daraus wird nun aber leider 
nichts, verhalten sich die Dinge 
doch so, „dass Shkreli in den USA 
das Medikament weiter zu horren-

den Preisen verkaufen kann. Er hat 
das exklusive Verkaufsrecht, auch 
wenn das Patent bereits ausgelau-
fen ist.“ Hoher Preis durch nichts 
gerechtfertigt? Da hättet ihr viel-
leicht statt in Chemie besser einmal 
in Gesellschaftslehre die Öhrchen 
gespitzt und so vielleicht festgestellt, 
dass unter den Menschenrechten 
das Recht auf Eigentum im Ran-
king noch vor dem auf Leben steht, 
wenn’s drauf ankommt. Ach, außer 
Chemie gibt’s an eurer Highschool 
nur noch technology, business, ma-
thematics und creativity im Fächer-
kanon? Na, dann nehmen wir alles 
zurück. Experimentiert schön wei-
ter! Vielleicht bringt ihr es so später 
auch mal zu einem schönen Patent 
in Sachen Pharmazeutik!

siehe unter: 
http://www.n-tv.de/19228856

Ernst Olbrich

Die Frankfurter Vereinigung der Verfolgten des Nazi-
regimes / Bund der Antifaschistinnen und Antifaschisten
 (VVN-BdA) lädt ein im Rahmen ihrer Veranstaltungsreihe 

Antifa Erzählcafé 

Otto Ebel, geboren 1910, hat in 
Frankfurt am Main Versicherungs-
kaufmann gelernt und war von 1932 
bis zum 8. Oktober 1940 als An-
gestellter bei der Gothaer Feuer in 
Frankfurt tätig. 1928 trat er aus der 
katholischen Kirche aus und wurde 
im gleichen Jahr Mitglied der KPD. 
1940 wurde er von der Gestapo we-
gen Vorbereitung zum Hochverrat 

verhaftet und zu vier Jahren Zucht-
haus verurteilt. Anschließend kam 
er ins Konzentrationslager Sach-
senhausen bei Berlin, wo er einem 
Bauzug zugeteilt wurde, der Gleise
reparieren musste. In Österreich ge-
lang ihm die Flucht.

Über die letzten neun Monate 
Zwangsarbeit verfasste Otto Ebel 
einen bewegenden und lesenswer-

ten Erlebnisbericht, der inzwischen 
im Westkreuzverlag Berlin erschie-
nen ist.

Die Bedeutung von Zeitzeugen 
war schon immer wichtig – nun ist 
sie wichtiger denn je. Die meisten 
sind versorben, aber das, was uns 
geblieben ist, müssen wir wie einen 
großen Schatz hüten.

Reise ins Ungewisse. Wie ich den Hitlerfaschismus erlebte und überlebte. Aus dem 
Manuskript von Otto Ebel, Antifaschist – Kommunist – Verfolgter liest Werner Ebel. 
Sonja Eisa-Ebel, am Klavier begleitet von Anne Schneider, singt Ottos Lieblingsmelodien 
am Sonntag, dem 22. Januar 2017 um 11 Uhr im Club Voltaire, Kleine Hochstraße


